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Hallo liebe Leserin, hallo lieber Leser, 

der alte Verschwörungsungeist geht wieder um. Hatten sich 
in den zwanziger und dreißiger Jahren vornehmlich die 
Nazis dieser Methode bedient, so scheint heutzutage neben 
den neuen Nazis auch manchen schwarz -weiß denkenden 
„Antifaschisten” diese Art politischer Auseinandersetzung 
zu gefallen. Anders ist es sonst nämlich nicht zu erklären, 
daß eine Zeitschrift wie der „Stern” auf eine sachlich-ana- 
lytische Auseinandersetzung zum Thema „Nationalrevo- 
lutionäre” verzichtet und statt dessen Feuer und Wasser zu 
einem neuen Konglomerat „der roten Nazis” zusammen- 
faßt, ohne zu überlegen, welchen Gefallen man damit den 
Faschisten tut, indem man Progressive, wie Peter Brandt, 
Pfarrer Albertz, Wolfgang Venohr, Henning Eichberg und 
andere, die eine eindeutig antifaschistische Haltung ein- 
nehmen, unter der selben Schlagzeile laufen läßt, wie 
die gewalttätigen und rassistischen Rechtsradikalen. So 
von dem der alternativen Szene mittlerweile sattsam be- 
kannten Jan Peters, daß Nationalrevolutionäre Ideenliefe- 
ranten der Rechtsradikalen seien. Daß ein solcher Unsinn 
in einer der meistgelesenen Zeitschriften der BRD stehen 
kann, die sich zudem mitunter alternativen Tendenzen 
gegenüber gar nicht so ablehnend gegenüber verhält, ist ins- 
besondere dem faktisch noch immer bestehenden Um- 
stand zuzuschreiben, daß wir in der BRD in einem besetz- 
ten Land leben und alle Unabhängigkeitsbestrebungen 
rücksichtslos mit allen Mitteln journalistischer Diffamie- 
rungskunst vom System bekämpft werden. Allerdings, 
dies muß man zur Ehre einiger Stern-Redakteure zuge- 
stehen, stieß die pamphlethafte Abhandlung über die 
„roten Nazis 44 auf starke Kritik innerhalb der Redaktion. 

Der Reagan-Besuch sollte zum Tag einer antiimperiali- 
stischen Solidarisierung werden, an dem jedes gruppen- 
egoistische Verhalten zu rückzu treten hat. Im Rahmen 
unserer Möglichkeiten werden wir alle Vorbereitungen 
hierzu publizistisch und - soweit dies erforderlich ist - 
organisatorisch unterstützen. Wir bitten alle unsere Leser, 
die an der Anti-Reagan-Demonstration und damit Pro- 
Friedens-Manifestation teilnehmen wollen, sich mit uns 
in Verbindung zu setzen, damit von unserer Seite eine 
effektive Mithilfe bei den Vorbereitungsarbeiten gelei- 
stet werden kann. 

Etliche Freunde haben unseren Aufruf zur aktiven Mit- 
arbeit an dieser Zeitschrift befolgt und sind dem Mitar- 
beiterkomitee beigetreten. An alle die noch bis jetzt unent- 
schlossen sind, möchten wir appelieren, noch heute zu über- 
legen, ob nicht eine Mitarbeit die nationalrevolutionäre 
Sache, in dem überorganisatorischen Rahmen einer Zeit- 
schrift, am sinnvollsten weiterbringt. 

Die Verbundenheit mit den emanzipatorischen Kräften in 
aller Welt spiegelt ein Reisebericht wider, der von unseren 
Eindrücken handelt, die wir gewinnen konnten, als wir im 
vergangenen Jahr die revolutionären Genossen in der So- 
zialistischen Arabischen Jamahiria Libyen besuchten. 
Wir gestehen gerne, daß die Erlebnisse dieser Reise uns 
nicht nur stark beeindruckt, sondern uns auch zu Er- 
fahrungen verholfen haben, die uns gegenüber den anti- 
libyschen Haßtir3den der bürgerlichen bundesrepublikani- 
schen Presse doch immunisieren konnten. Die tatsächlichen 
Verhältnisse stellten sich uns oftmals gerade gegenteilig 
dar, als es die System-Journaille ihrer Leserschft versucht 
zu vermitteln. Wir werden uns jedenfalls in dieser und 
den folgenden Ausgaben um eine objektive Bewertung 
des basisdemokratischen Sozialismus in Libyen bemühen, 
ohne dabei modellhörig oder kritiklos zu werden. 



Es grüßt. 
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Joseph Beuys 



Aufruf zur Alternative 

Dieser Aufruf richtet sich an alle Menschen des europäiscnen Kultur- uiul Zivilisationskreises. Der Durcn- 
bruch in eine neue soziale ZuKuntt kann schon gelingen, wenn in den europäischen Zonen eine Bewegung 
entsteht, die durch ihre Erneuerungskraft die Mauern aoträgt zwischen Ost und West und die Kluften zu- 
schuttet zwischen Nord und Sud. Der Anfang wäre gemacht, wenn - sagen wir - die Mitteleuropäer sich 
entschließen wurden, in der Gedankenrichtung dieses Aufrufes zu handeln. Wenn wir heute in Mitteleuropa 
anfingen, einen den Zeitforderungen gemäßen Weg des Zusammenlebens und Zusammenar bei teils in unseren 
Staaten und Gesellschaften einzuschlagen, hätte dies eine starke Ausstrahlung auf jeden anderen Ort der 
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Vor der Frage: Was können wir tun? muß der Frage nach- 
gegangen werden: Wie müssen wir denken?, damit der 
phrasenhafte Umgang mit den höchsten Idealen der 
Menschheit, die alle Parteiprogramme heute verkünden, 
nicht weiterhin als Ausdruck des krassen Gegensatzes zur 
Lebenspraxis unserer wirtschaftlichen, politischen und 
kulturellen Wirklichkeit sich fortpflanzt. 

Vor kopflosem Umsteigen wird gewarnt. Beginnen wir mit 
der Selbstbesinnung. Fragen wir nach den Gründen, die uns 
von der Abkehr vom Bisherigen Anlaß geben. Suchen wir 
nach den Ideen, die uns die Richtung der Umkehr weisen. 
Überprüfen wir die Begriffe, nach denen wir die Verhält- 
nisse im Osten und im Westen eingerichtet haben. Besinnen 
wir, ob diese Begriffe unseren sozialen Organismus und sei- 
ne Wechselbeziehungen zu den Naturordnungen gefördert, 
zur Erscheinung eines gesunden Daseins geführt oder die 
Menschheit krank gemacht, ihr Wunden geschlagen, Un- 
heil über sie gebracht haben und heute gar ihr Überleben 
in Frage stellen. 

Gehen wir durch sorgfältiges Beobachten unserer eigenen 
Bedürfnisse der Überlegung nach, ob die Prinzipien des 
westlichen Kapitalismus und des östlichen Kommunismus 
offen sind, aufzunehmen, was aus dem Entwicklungs- 
strom der neueren Zeit als der zentrale Impuls im See- 
lischen der Menschheit sich immer deutlicher regt und als 
Wille zur konkreten Selbstverantwortung sich ausdrückt; 
und das meint: als Mensch nicht mehr eingespannt zu 
sein in ein Verhältnis von Befehl und Unterwerfung, 
Macht und Privileg. 

Ich habe diese Frage manche Jahre hindurch mit Geduld 
verfolgt. Ohne die Hilfe vieler anderer Menschen, denen ich 
in diesem Forschen und Erfahren begegnet bin, wäre ich 
wohl nicht zu den Antworten gekommen, die ich in diesem 
Aufruf mitteilen möchte. Darum sind diese Antworten 
nicht nur „meine Meinung“, sondern das, was zahlreiche 
andere auch erkannt haben. 

Um auf Anhieb die Umkehr herbeizuführen, sind es jetzt 
noch zu wenige. Die Zahl der Einsichtigen muß vergrößert 
werden. Wenn es gelingt, das hiermit Angeregte auch poli- 
tisch-organisatorisch zu verdichten und schließlich in einer 
KONZERTIERTEN AUSSERPARLAMENTARISCH— 
PARLAMENTARISCHEN AKTION zum Einsatz zu brin- 
gen, hat der Aufruf sein Ziel erreicht. Es geht also um eine 
GEWALTFREIE REVOLUTION, eine auf Zukunftsoffen- 
heit angelegte Alternative. 

Die Symptome der Krise 

Die Probleme, die uns zur Abkehr vom Bestehenden allen 
Anlaß geben, können als bekannt vorausgesetzt werden. Es 
mag genügen, in einer stichwortartigen Zusammenfassung 



die schwerwiegendsten Faktoren der Gesamtproblematik 
vor Augen zu rücken. 

Die militärische Bedrohung 

Auch ohne agressive Absichten der Supermächte besteht die 
Gefahr der atomaren Weltvemichtung. Die Kriegstechno- 
logie und die Art der ins Absurde gesteigerten Waffenarsen- 
ale läßt eine sichere Kontrolle des unüberschaubar gewor- 
denen Gesamtapparates nicht mehr zu. Trotz des ange- 
häuften Potentials zur hundertfachen Zerstörung der Erde 
verschärft sich hinter den Kulissen sogenannter Abrüstungs- 
verhandlungen das erbitterte Rüstungswettrennen von Jahr 
zu Jahr. 

Folge dieses kollektiven Wahnsinns ist ein riesenhafter Ver- 
schleiß von Energie und Rohstoffen und eine gigantische 
Vergeudung der kreativen Fähigkeiten von Millionen von 
Menschen. 

Die ökologische Krise 

Unser Verhältnis zur Natur ist dadurch gekennzeichnet, daß 
es ein durch und durch gestörtes geworden ist. Es droht 
restlose Zerstörung der Naturgrundlage, auf der wir stehen. 
Wir sind auf dem besten Wege, diese Basis zu vernichten, in- 
dem wir ein Wirtschaftssystem praktizieren, das auf hem- 
mungslose Ausplünderung dieser Naturgrundlage beruht. 
Ganz klar muß ausgesprochen werden, daß das privatkapita- 
listische Wirtschaftssystem des Westens von dem staats- 
kapitalistischen des Ostens sich in diesem Punkt grund- 
sätzlich nicht unterscheidet. Die Vernichtung wird welt- 
weit betrieben. 

Zwischen Bergwerk und Müllkippe erstreckt sich die Ein- 
bahnstraße der modernen Industriezivilisation, deren ex- 
pansivem Wachstum immer mehr Lebenslinien und -kreis- 
läufe des ökologischen Systems zum Opfer fallen. 

Die Wirtschaftskrise 

Sie äußert sich in einer Fülle von Symptomen, mit denen 
täglich die Zeitungsseiten gefüllt und die Nachrichtensen- 
dungen bestritten werden. Streik und Aussperrung, Aber- 
millionen - weltweit gesehen - sind arbeitslos, können 
ihre Fähigkeiten nicht für die Gemeinschaft einsetzen. Da 
werden, um die heilige Kuh: der „Marktge setze“ nicht 
schlachten zu müssen, Riesenmengen von wertvollsten 
Nahrungsgütem, die sich aus subventionierter Überproduk- 
tion ansammeln, ohne mit der Wimper zu zucken ver- 
nichtet, während in anderen Weltgegenden gleichzeitig 
Tausende täglich an Hunger sterben. 

Da geht es nicht darum, für den Bedarf der Konsumenten 
zu produzieren, sondern um den geschickten getarnten Ver- 



schleiß der Güter. 

Diese Art des Wirtschaftens liefert die Menschheit immer 
konsequenter der Macht einer Clique multinationaler Groß- 
konzeme aus, die an ihren Konferenztischen mit den Spit- 
zenfunktionären der kommunistischen Staatsmonopole 
über unser aller Schicksal entscheiden. 

Verzichten wir auf eine weitere Charakterisierung dessen, 
was uns andauernd als die „monetäre Krise“, die „Demo- 
kratiekrise“, die „Erziehungskrise“, die „Energiekrise“, 
die „staatliche Legitimationskrise“ usw. frei Haus geliefert 
wird, und kommen wir abschließend noch kurz auf 

die Bewußtseins- und Sinnkrise 

zu sprechen. Die meisten Menschen fühlen sich den Ver- 
hältnissen, die sie umgeben, hilflos ausgeliefert. Das führt 
zur Vernichtung auch ihrer Innerlichkeit. Sie können in den 
Destruktionsprozessen, denen sie unterworfen sind, in dem 
undurchschaubaren Knäuel staatlicher und ökonomischer 
Macht, in den Ablenkungs- und Zerstreuungsmanövem ei- 
ner billigen Vergnügungsindustrie keinen Lebenssinn mehr 
erkennen. 

Insbesondere junge Menschen verfallen in wachsender Zahl 
dem Alkoholismus, der Drogensucht, begehen Selbstmord. 
Hunderttausende fallen religiös getarnten Fanatikern zum 
Opfer. Weltflucht hat Hochkonjunktur. Das Gegenstück 
dieses Identitätsverlustes der Persönlichkeiten ist die Lö- 
sung „nach mir die Sintflut“, das rücksichtslose Ausleben 
des Lustprinzips, der glatten Anpassung, um aus der ganzen 
Sinnlosigkeit wenigstens für sich, solange das Leben noch 
dauert, herauszuholen, was herauszuholen ist, ohne Rück- 
sicht, auf wessen Rechnung dabei Wechsel ausgestellt wer- 
den. 

Es sind Wechsel, die unsere Umwelt, unsere Mitwelt und un- 
sere Nachwelt zu begleichen haben. Es wird Zeit, die Syste- 
me der „organisierten Verantwortungslosigkeit“ (Bahro) ab- 
zulösen durch eine Alternative des Ausgleichs und der Soli- 
darität. 

Die Ursachen der Krise 

Auf den Kern der Sache zurückgeführt, kann gesagt werden, 
daß zwei Strukturelemente der im 20. Jahrhundert zur 
Herrschaft gekommenen Gesellschaftsordnungen die eigent- 
lichen Ursachen der ganzen Misere darstellen: Das Geld und 
der Staat, das heißt die Rollen, die dem Geld und dem Staat 
in diesen Systemen eingeräumt werden. Beide Elemente 
sind zu den entscheidenden Machtmitteln geworden. Die 
Macht hat, in wessen Händen das Geld und/oder der Staat 
sich befindet. Der Geldbegriff des Kapitalismus ist ebenso 
Grundlage dieses Systems wie der totalisierte Staatsbegriff 
die Grundlage des Kommunismus, wie wir ihn bislang ken- 
nengelemt haben, ist. 



Mittlerweile sind diese beiden Begriffe in den konkreten Er- 
scheinungen der bestehenden Verhältnisse im Westen und 
im Osten wechselseitig assimiliert. Im Westen schreitet die 
Tendenz der Ausdehnung der Staatsfunktion voran, wäh- 
rend im Osten Faktoren des Geldmechanismus, wie der 
Kapitalismus ihn entwickelt hat, eingefiihrt worden sind. 
Obwohl deutliche Unterschiede, z.B. hinsichtlich der Ach- 
tung der Menschenrechte, zwischen dem westlichen und 
dem östlichen Kapitalismus bestehen, ist es doch so, daß 
beide Systeme in wachsendem Maße zur Destruktivität nei- 
gen und aus ihrem Machtgegensatz die Menschheitszukunft 
aufs äußerste bedrohen. Deshalb ist es an der Zeit, daß „bei- 
de durch ein neues Prinzip abgelöst werden“, denn beide 
sind „am Ende“ (Gruhl). 

Das geht auch bei uns nicht anders als durch eine Änderung 
der Verfassung. 

Das mittlerweile geradezu neurotische Bekenntnis zum 
Grundgesetz macht uns blind und unfähig gegenüber der 
Notwendigkeit einer Weiterentwicklung seiner Ansätze. 
Warum eigentlich soll in einer Gesellschaft, die ein be- 
stimmtes Niveau der Entwicklung der Demokratie aufweist 
nicht in der freimütigsten Weise über die notwendige Wei- 
terentwicklung dieskutiert werden? Schon viel zu viele ha- 
ben Angst, in den Verdacht zu geraten, Verfassungsfeinde 
zu sein. Sie versagen sich selbst schöpferische Gedanken, 
einmal erreichte Rechtsbegriffe zu erweitern, wenn der 
Bewußtseinsfortschritt dies fordert. Und er fordert es. 

Fazit: Kapitalismus und Kommunismus haben die Mensch- 
heit in eine Sackgasse geführt. 

So unbestreitbar dies ist und so sehr sich diese Einsicht 
verbreitet, so wenig wäre uns geholfen, wenn noch keine 
vernünftigen Lösungsmodelle, also Ideen für eine freie, de- 
mokratische, gegenüber Mitmensch und Naturgegebenheiten 
solidarische, und Weitsicht und Zukunftsverantwortung für 
das Ganze getragene Perspektiven erarbeitet wären. Solche 
Lösungsmodelle sind erarbeitet. Von einem bestimmten soll 
im folgenden berichtet werden. 

Der Ausweg 

Wilhelm Schmundt hat als die zentrale Notwendigkeit einer 
fundierten Alternative das „ins-Rechte-Denken der Begrif- 
fe“ gefordert. Dies meint auch Eugen Löbl, der Wirtschafts- 
theoretiker des Prager Frühlings, wenn er von der unauf- 
schiebbaren „Revolution der Begriffe“ spricht. Schmundt 
hat einem seiner Bücher den Titel „Revolution und Evolu- 
tion“ gegeben, und er will damit sagen: „Erst wenn wir die 
Grundzusammenhänge des sozialen Organismus neu über- 
denkend die „Revolution der Begriffe“ geleister haben, 
wird damit der Weg frei für eine Evolution ohne Zwang und 
Willkür. 



Leider lebt, gerade in politisch alternativ denkenden Krei- 
sen, vielfach noch die Ansicht, auf die Begriffe käme es 
nicht an. Dieses leichtfertige Vorurteil muß überwunden 
werden, wenn die neue soziale Bewegung eine Ausstrahlung 
bekommen und eine politische Kraft werden will. Denn mit 
Begriffen ist immer eine sehr weittragende Praxis verbun- 
den, und die Art und Weise, wie über einen Sachverhalt ge- 
dacht wird, ist entscheidend dafür, wie man mit diesem 
Sachverhalt umgeht, — zuvor: wie und ob man ihn über- 
haupt versteht. 

Bei dem Entwurf der Alternative, d.h. des Dritten Weges, 
von dem als erste kommunistische Partei jetzt auch die KP1 
in positiver Weise spricht, gehen wir vom Menschen aus. 
Er ist der Bildner der sozialen Plastik und nach seinem Maß 
und seinem Wollen muß der soziale Organismus eingerichtet 
sein. 

Nach Gefühl und Erkenntnis der Menschenwürde gelten 
dem Menschen heute drei Grundbedürfnisse als vorrangig: 

1. Er will seine Anlagen und seine Persönlichkeit frei ent- 
wickeln und seine Fähigkeiten in Verbindung mit den Fäh- 
igkeiten seiner Mitmenschen frei für einen als sinnvoll er- 
kannten Zweck einsetzen können. 

2. Er erkennt jede Art von Privileg als untragbare Verlet- 
zung der demokratischen Gleichberechtigung. Er hat das 
Bedürfnis, als mündiger Mensch hinsichtlich aller Rechte 
und Pflichten - ob sie in einen wirtschaftlichen, sozialen, 
politischen oder kulturellen Zusammenhang gehören als 
Gleicher unter Gleichen zu gelten und am demokratischen 
Vereinbaren auf allen Ebenen und in allen Bereichen der 
Gesellschaft mitbestimmen zu können. 

3. Er will Solidarität schenken und Solidarität in Anspruch 
nehmen. Es mag vielleicht bezweifelt werden, daß darin ein 
vorrangiges Grundbedürfnis des heutigen Menschen zum 
Ausdruck kommt, weil der Egoismus das weithin dominan- 
te Motiv im Verhalten der Einzelnen ist. 

Eine gewissenhafte Prüfung zeigt jedoch etwas anderes. 
Zwar mag der Egoismus noch im Vordergrund stehen und 
das Verhalten bestimmen. Aber: Ein Bedürfnis, ein ange- 
strebtes Ideal ist er nicht. Er ist ein Trieb, der herrscht und 
beherrscht. Gewollt jedoch ist: Die gegenseitige Hilfe aus 
freier Entscheidung. 

Wenn dieser solidarische Impuls als das menschliche und 
menschheitiiche Ideal empfunden wird, dann stellt sich die 
Aufgabe, jene Mechanismen, die aus den sozialen Struktu- 
ren heute den Egoismustrieb aktivieren, so umzuformen, 
daß sie den inneren menschlichen Absichten nicht mehr 
entgegenwirken. 

Und diese Strukturen werden so umgeformt: 

Das „Integrale System“ neuer Arbeitsbegriff, neuer Ein- 
kommensbegriff. 



Das Wirtschaftsleben hat sich in der arbeitsteiligen In- 
dustriegesellschaft zu einem - wie Eugen Löbl sagt - 
„Integralen System“ entwickelt. Dies bedeutet: Die Men- 
schen verlassen, wenn sie arbeiten, den privaten Bereich, die 
Haushalte, und strömen hin zu den assoziierten Produk- 
tionsstätten. Die Erzeugnisse ihrer Arbeit kommen nicht 
mehr durch Einzelne oder Zünfte tauschwirtschaftlich auf 
den Markt, sondern sie gelangen aus dem Zusammenwirken 
komplexer Prozesse dorthin. Das jeweilige Endprodukt ist 
das Ergebnis der gemeinsamen Tätigkeit aller im Rahmen 
der Weltwirtschaft. 

Alle Tätigkeiten, auch diejenigen der Erziehung, der Ausbil- 
dung, der Wissenschaft, der Banken, der Verwaltung, der 
Parlamente, der Medien usw. sind in dem Ganzen integriert. 
Zwei Prozesse bilden die Grundstruktur dieses Wirtschafts- 
typs: Der Strom der in der Arbeit zum Einsatz kommenden 
Fähigkeitswerte und der Strom der geistigen oder physi- 
schen Konsumwerte. Die technischen Produktionsmittel 
müssen dabei als höher entwickelte Ressourcen angesehen 
werden. 

Jede geleistete Arbeit ist prinzipiell Arbeit für Andere. Das 
heißt, daß jeder Tätige an einer bestimmten Stelle seinen 
Beitrag leistet für das Herstellen eines Wertes, der letztlich 
von irgendwelchen seiner Mitmenschen verbraucht wird. 
Die Arbeit eines Menschen steht nicht mehr in Verbindung 
mit seinem Konsumieren. Das andere von ebenso weitrei- 
chender Bedeutung ist, daß der Charakter des integralen 
Systems es nicht mehr erlaubt, das Einkommen der Tätigen 
als den Tauschwert für ihre erbrachten Leistungen anzuse- 
hen. Denn es kann hier keinen objektiven Maßstab für die 
Ermittlung des Leistungsanteils eines einzelnen an der Pro- 
duktion eines bestimmten Konsumwertes mehr geben. 
Ebensowenig kann der objektive Anteil eines Unternehmens 
am Gesamtprodukt ermittelt werden. 

Wenn wir diese Wirklichkeiten zur Kenntnis nehmen und 
sie nicht aus diesen Interessen oder jenen Desinteressen ig- 
norieren, dann müssen wir festhalten, daß sich mit dem 
Übergang von der Tauschwirtschaft (auch Geldtauschwirt- 
schaft) zur integralen Wirtschaft das Verhältnis von Arbeit 
und Einkommen grundlegend geändert hat. 

Würden wir allein aus diesen Einsichten die Konsequenzen 
ziehen, so ergäbe sich bereits daraus eine radikale Wandlung 
der heutigen Wirtschaftsgegebenheit. Das Einkommen, das 
die Menschen zur Erhaltung und Entfaltung ihres Lebens 
benötigen, wäre keine abgeleitete Größe mehr, sondern ein 
originäres Recht, ein Menschenrecht, das gewährleistet sein 
muß, damit für sie die Voraussetzungen erfüllt sind, verant- 
wortlich und selbstverpflichtet im Kreis ihrer Mitarbeiter 
wirken zu können. 

Für das Einkommen als elementares Menschenrecht ist das 
demokratische Vereinbaren nach bedarfsorientierten Ge- 





sichtspunkten das sachgemäße Gestaltungsprinzip. Auch das 
Maß und die Art der Arbeit sind Fragen, welche durch die 
demokratische Gemeinschaft im allgemeinen und die Ar- 
beitskollektive im besonderen nach der Art ihrer Selbstver- 
waltungsformen behandelt und geregelt werden müssen. 

Alle heutigen Zwänge, Ungerechtigkeiten und Frustra- 
tionen, die sich aus dem Anachronismus des Lohnens der 
Arbeit ergeben, werden damit hinfällig. Gewerkschaften 
und Arbeitgeberverbände überflüssig. Gibt es Einkommens- 
unterschiede, so sind sie für alle transparent und demokra- 
tisch gewollt. Positiv auch die sozialpsychologischen Folgen 
der Überwindung der Lohnabhängigkeit. Niemand kauft 
und niemand verkauft Fähigkeit und Arbeit. Alle Tätigen 
gehören hinsichtlich ihres Einkommens zur demokratischen 
Gemeinschaft gleichberechtigter Bürger. 

Der Funktionswandel des Geldes 

So wie sich beim Übergang zur integralen Wirtschaft im We- 
sen der Arbeit ein tiefgreifender Wandel vollzogen hat, so 
ist auch bei den Geldprozessen eine Metamorphose eingetre- 
ten. Doch wie die tausch wirtschaftlichen Begriffe für die 
Regelung der Arbeits- und Einkommensverhältnisse beibe- 
halten worden sind, blieben sie auch für die Gestaltung des 
Geldsystems bestimmend. Dadurch konnte sich das Geld 
nicht ordnend in den sozialen Organismus eingliedem. 

Dies hat Gründe geliefert, viele Geldanalysen unter psycho- 
logischen, soziologischen, ökonomietheorretischen und an- 
deren Gesichtspunkten zu verfassen. Doch sie alle haben 
wenig geholfen. Die Macht des Geldes blieb ungebrochen. 
Warum? Weil wir den Geldbegriff nicht geändert aben, als es 
entwicklungsgeschichtlich erforderlich gewesen wäre. 

Was hat zu dem bislang noch ignorierten Funktionswandel 
des Geldes geführt? Mit dem Auftreten der Zentralbanken 
in der modernen Geldentwicklung ist dieser Wandel einge- 
treten. Das Geld trat heraus aus der Welt der Wirtschafts- 
werte, als deren universelles Tauschmittel es vorher gedient 
hatte. 

Die neue Art der Geldemission und Geldleitung durch die 
Institution der Zentralbank führte zur Ausbildung eines 
Kreislaufsystems im sozialen Organismus, durch welches, 
vergleichbar dem Evolutionsschritt in der Biosphäre von 
einem niederen zu einem höheren Organismus, das soziale 
Ganze eine komplexere Daseinsform angenommen hat. 
Das Geld konstituierte ein neues Funktionssystem. Es wur- 
de zum Rechtsregulativ für alle kreativen und konsumti- 
ven Prozesse. 

Auf der Produktionsseite benötigen die Unternehmen für 
die Erfüllung ihrer Aufgaben Geld. Sie bekommen es vom 
Bankensystem als Kredit (Zins, heute mit dem Kreditbegriff 
gekoppelt, kommt aus einem wesenswidrigen Geldverständ- 
nis!). 



In der Hand der Unternehmen ist Geld = Produktionska- 
pital ein Rechtsdokument. Es verpflichtet die Unterneh- 
men zum Einsatz der Fähigkeiten ihrer Mitarbeiter in der 
Arbeit. 

Kommt das Geld als Einkommen in die Verfugungsberech- 
tigung der Tätigen, ändert es seine Rechtsbedeutung. Als 
Konsumkapital berechtigt es die Verbraucher zum Erwerb 
der Konsumwerte. 

Damit fließt das Geld zum Produktionsbereich zurück und 
ändert ein letztes Mal seine Bedeutung. Jetzt ist es Geld 
ohne Beziehung zu einem Wirtschaftswert. Als solches be- 
rechtigt es die Unternehmen, an die es gelangt, zu nichts. 
Es werden damit die Kredite abgelöst, die Konten der Un- 
ternehmen bei den Kreditbanken ausgeglichen. Da viele Un- 
ternehmen - wie beispielsweise Schulen und Universitäten 
- für ihre Leistungen keine Preise verlangen, muß der Kon- 
tenausgleich der Unternehmen untereinander, insofern die 
einen Überschüsse und die anderen Unterschüsse haben, in 
Verbindung mit Assoziationsbanken vorgenommen werden. 
Dieser auf das Niveau der erreichten sozialen Evolution ge- 
hobene Geldbegriff hat durchschlagende Konsequenzen. Er 
löst das Machtproblem, insofern es von der Geldseite her 
entstanden ist. Weü man nicht erkennen wollte, daß die 
Geldordnung nicht Teil des Wirtschaftslebens geblieben, 
sondern ein selbständiges Funktionssystem im Rechtsbe- 
reich geworden war, konnte sich die alte römische Eigen- 
tumsvorstellung uneingeschränkt erhalten. So konnten auch 
die Kategorien von „Gewinn“ und „Verlust“ zur Geltung 
kommen. Die schrankenlose Aneignung alles dessen, was 
mit den Produktionsstätten zusammenhängt, blieb rechtens. 
Ohne eine einzige staatsbürokratische Maßnahme oder 
steuerpolitische Akrobatik führt die Anerkennung des ge- 
wandelten Geldbegriffes hingegen zur Aufhebung sowohl 
des Eigentums- als auch des Profitprinzips im Produktions- 
bereich. 

Und was passiert mit den Börsengeschäften, der Bodenspe- 
kulation, dem Zinswucher, der Inflation? Sie verschwinden 
ebenso wie die Geißel der Arbeitslosigkeit. Die Aktienwelt 
entschläft über Nacht, ohne daß auch nur ein Zahnrad des- 
wegen nicht mehr laufen würde. Und die Aktionäre, die 
Spekulanten, die Großgrundbesitzer? Werden sie ihre hei- 
ligen Reichtümer der Menschheit auf dem Opferaltar der 
anhebenden neuen Zeit darreichen? Wir werden sehen. Je- 
denfalls wird jeder seinen Platz im sozialen Leben finden, 
wo er seine Fähigkeiten frei, produktiv und sinnvoll für das 
Ganze einsetzen kann. 

Was den Konsumbereich betrifft, stellt sich die Sache so 
dar, daß sich die Produktion nach dem Bedarf der Verbrau- 
cher richten wird. Keine Profit- und Eigentumsinteressen 
stehen diesem einzig sachgemäßen Wirtschaftsziel hemmend 
oder ablenkend im Wege. Die mit dem integralen System 
schon elementar verwirklichte Brüderlichkeit — „Arbeit ist 



prinzipiell Arbeit für andere geworden“ — kann ungehindert 
zur Entfaltung kommen. 

Auch auf die Ökologische Frage fällt ein neues Licht. Wirt- 
schaftsökologie ist selbstverständlich, wenn eine freie Wis- 
senschaft, eine freie Erziehung und eine freie Information 
die Gesetze des Lebendigen umfassend erforscht und ver- 
breitet und deren Bedeutung für den Menschen erhellt. 

Die Freiheitsgestalt des sozialen Organismus 

Den Staat mit der Lenkung der gesellschaftlichen Entwick- 
lung zu beauftragen, wäre denkbar, wenn es nicht im radi- 
kalen Widerspruch zum Freiheitsimpuls, zur Forderung 
nach Selbstbestimmung, Selbstverantwortung und Selbst- 
verwaltung (Dezentralisierung) stünde. Deshalb kann die 
letzte wichtige Frage, die sich hinsichtlich des Bildes der 
evolutionären Alternative des Dritten Weges stellt: Wie 
kann die von Zwängen befreite Gesellschaft ihre an den 
menschlichen Bedürfnissen und den Naturnotwendigkeiten 
orientierte Entwicklungsrichtung finden?, nur durch die Be- 
schreibung der „Freiheitsgestalt des sozialen Organismus“ 
(Schmundt) beantwortet werden. 

Freiheit ist einerseits individueller Impuls, das Handeln aus 
selbstbestimmten Motiven zu vollbringen. Andererseits ist 
selbstbestimmtes Handeln nur dann frei, wenn es aus „Ein- 
sicht in die Lebensbedingungen des Ganzen“ (Rudolf Stei- 
ner) vollzogen wird. 

Für den komplexen Zusammenhang unserer arbeitsteiligen 
Produktion bedeutet dies, daß der einzelne oder auch das 
einzlne Unternehmen aus sich heraus nur sehr schwer die 
Gesichtspunkte zu finden vermag, durch welche die jewei- 
Üge Aufgabe, etwas für die Bedürfnisse anderer hervorzu- 
bringen, in der bestmöglichen Weise erfüllt werden kann. 
Daher ist es nötig, dem Gesellschaftskörper ein neues 
Funktionssystem einzugiiedem: das System beratender Ku- 
ratorien, ein authentisches Rätesystem als ständige Inspira- 
tionsquelle. 

Die Einsichten über die Bedingungen, Zusammenhänge und 
Wirkungen seines Handelns kann jedes Arbeitskollektiv 
dann am besten gewinnen, wenn es ein Kuratorium beruft, 
in dem die demokratisch bevollmächtigte Leitung des Un- 
ternehmens mit den leitenden Persönlichkeiten anderer Un- 
ternehmen, der Banken, wissenschaftlicher Forschungsinsti- 
tute und auch mit Vertretern seiner Konsumentenschaft 
die Aufgaben, Ziele und Entwicklungen des Unternehmens 
von möglichst umfassenden Gesichtspunkten aus berät. Die 
Entscheidungen müssen von den jeweüs Verantwortlichen 
getroffen werden. Diese Entscheidungen werden aber durch 
die Hilfe der Kuratorien von einem optimal sachgerechten 
Urteilsbild getragen sein. 

Was dergestalt für die Assoziationen der Arbeitskollektive 
untereinander gilt, spielt auch eine Rolle für die Grund- 



struktur eines einzelnen freien Unternehmens. Der über- 
wundene Gegensatz von „Arbeitgeber“ und „Arbeitneh- 
mer“ öffnet das Feld für eine Sozialgestalt, in der mitein- 
ander verwoben sind Prozesse des freien Beratens, des de- 
mokratischen Vereinbarens und schließlich des gemeinsa- 
men Wirkens für die soziale Umwelt. 

Das Recht der freien unternehmerischen Initiative hat jeder 
Mensch. Denn der Mensch ist ein initiatives Wesen. Nötig 
ist, daß die Arbeitsleiter die Fähigkeit haben, ihre 
Mitarbeiter nach deren Fachtüchtigkeit und Sachverstand 
zu berufen. Aus dieser Funktion werden sie jedoch weder 
materielle Privilegien noch irgendeine andere Form von 
nicht demokratisch legitimierter Macht haben können. 

So ist in dem Bild der Grundzüge eines Dritten Weges das 
freie Unternehmen in einer selbstverwalteten Wirtschaft 
und einer selbstverwalteten Kultur die demokratische Basis- 
einheit einer nachkapitalistischen und nachkommunisti- 
schen Neuen Gesellschaft des realen Sozialismus. 

Staatliche Gesetzgebung, Regierung und Verwaltung sind 
auf die Funktion beschränkt, die für alle verbindlichen de- 
mokratischen Rechte und Pflichten zu beschließen und ihre 
Verwirklichung durchzusetzen. 

Der Staat wird erheblich schrumpfen. Was übrig bleibt, 
wird man sehen. 

Was können wir für die Verwirklichung der Alternative 
jetzt tun? 

Wer sich dieses Bild der evolutionären Alternative vor Au- 
gen führt, hat ein klares Grundverständnis von der SOZIA- 
LEN PLASTIK, an welcher der MENSCH ALS KÜNSTLER 
formt. 

Wer sagt, daß es eine Veränderung geben muß, aber die„Re- 
volution der Begriffe“ überspringt und nur gegen die 
äußeren Verkörperungen der Ideologien anrennt, wird 
scheitern. Er wird entweder resignieren, sich mit Reformie- 
ren begnügen oder aber in der Sackgasse des Terrorismus 
landen. Drei Formen des Sieges der Strategie des Systems. 
Wenn abschließend daher gefragt ist: WAS KÖNNEN WIR 
TUN? damit wir das Ziel der Neugestaltung von den Funda- 
menten her auch erreichen, dann müssen wir uns klarma- 
chen: Es gibt nur einen Weg, das Bestehende zu transfor- 
mieren - aber dieser erfordert eine breite Palette von Maß- 
nahmen. 

Der einzige Weg ist die GEWALTFREIE TRANSFORMA- 
TION. Gewaltfrei nicht etwa darum, weil Gewalt zur Zeit 
oder aus bestimmten Gründen nicht erfolgversprechend er- 
scheint. Nein. Gewaltfreiheit aus prinzipiellen menschlich- 
geistig-moralischen und politisch-gesellschaftlichen Grün- 
den. 



Einerseits steht und fällt die Würde des Menschen mit der 
Unverletzlichkeit der Person und die Ebene des Menschen- 
tums verläßt, wer dies mißachtet. Andererseits sind gerade 
die zu transformierenden Systeme auf Gewalt in jeder nur 
denkbaren Form aufgebaut. Deshalb ist jede Art von Ge- 
waltanwendung ein Ausdruck systemkonformen Verhal- 
tens, verfestigt also, was es auflösen will. 

Dieser Aufruf will ermutigen und auffordem, den Weg der 
gewaltfreine Transformation einzuschlagen. An solche, die 
bisher passiv waren, obwohl sie von Unbehagen und Un- 
zufriedenheit erfüllt sind, ist die Aufforderung gerichtet: 
WERDET AKTIV. Eure Aktivität ist vielleicht das einzige, 
was jene, die aktiv sind, aber mit Mitteln der Gewalt lieb- 
äugeln oder schon Gewalt an wenden, auf den Weg der ge- 
waltfreien Aktion zurückführen kann. 

Obwohl die angezeigte „Revolution der Begriffe“ das Kern- 
stück der hier vorgesteilten Methode ist, muß sie nicht un- 
bedingt am Anfang aller Schritte stehen. Auch ist ihr jeder 
Absolutheitsanspruch fremd. Wer die Kraft hat, die Theo- 
rien des Marxismus, des Liberalismus, der christlichen 
Soziallehre usw. zu Ende zu denken, wird feststellen, daß 
diese Theorien durchaus zu den gleichen Ergebnissen kom- 
men wie wir. 

Dieses Zu-Ende-Denken von historischen Ansätzen ist heute 
nötig. Wo es mutig vollbracht wurde, bemerkte man, wie 
die Fronten sich verschieben. Da steht Bahro dann Karl- 
Hermann Flach und William Born näher als diese ihrem Par- 
teifreund Lambsdorff und jener seinen Genossen, die ihn 
verhaftet und verurteilt haben. 

Der Prozeß des Umschmelzens verhärteter Begrifflichkeiten 
und Theorieansätze ist in vollem Gange. Er muß zum 
GROSSEN DIALOG, zur interfraktionellen, interdiszipli- 
nären und internationalen Kommunikation zwischen den 
alternativen Lösungsmodellen führen. Die FREE INTER- 
NATIONAL UNIVERSITY (Freie Hochschule für Kreati- 
vität und interdisziplinäre Forschung) ist das ständige An- 
gebot, diese Kommunikation zu organisieren und zu ent- 
wickeln. 

„Gegen die geballten Interessen der Mächtigen hat nur eine 
mitreißende Idee eine Chance, die wenigstens so stark ist 
wie die humanistische in den letzten und die christliche 
in den ersten Jahrhunderten unserer Zeitrechnung“ (Gruhl). 
Um von den verschiedenen Ansätzen, die in der neuen so- 
zialen Bewegung leben, zu dieser „mitreißenden“ Idee 
durchzustoßen, brauchen wir den ständigen und umfassen- 
den Dialog. 

FREIE INTERNATIONALE UNIVERSITÄT als ein 
organisatorischer Ort dieses Forschens, Arbeitens und 



Kommunizierens meint also alle die Gruppen und Keim- 
zellen in unserer Gesellschaft, zu denen Menschen sich 
zusammengeschlossen haben, um gemeinsam die Fragen 
der sozialen Zukunft zu durchdenken. Je mehr Menschen 
sich mit diesen Arbeiten verbinden, desto kraftvoller 
und durchgreifender werden die alternativen Ideen zur 
Geltung kommen. Darum sei aufgerufen iGRÜNDET 
ARBEITSPLÄTZE DER FREIEN INTERNATIONALEN 
UNIVERSITÄT, der Universität des Volkes. □ 

FREIE INTERNATIONALE HOCHSCHULE FÜR 
KREATIVITÄT UND INTERDISZIPLINÄRE 
FORSCHUNG e.V. 

4000 Düsseldorf 1 

Postfach 200271 Telefon:021 1/326720 



wir selbst 

Zeitschrift für Nationale Identität 

Der fortdauernde Besatzungszustand Deutschlands und die 
auf deutschem Boden drohende nukleare Konfrontation 
der Supermächte rückt die ungelöste nationale Frage der 
Deutschen erneut ins Blickfeld. Wir setzen uns ein für ein 
paktfreies, geeintes und sozialistisches Deutschland in 
einem Europa freier Völker, Deutsche Einheit bedeutet 
für uns nicht Zentralstaat, sondern eine humane Republik 
regionalistischer Vielfalt und dezentraler Entscheidungsbe 
fugnisse. 

Folgende Einzelforderungen wollen wir in einen Gesamtzu- 
sammenhang stellen: 

• Ethnopluralismus 

• ökologische Lebensgestaltung 

• humaner Sozialismus 

• dezentrale Wirtschaftsordnung 

• kulturelle Erneuerung 

• Basisdemokratie 




Deutschlandinformationen 



Berlin: Auf Initiative von Reiner Eppelmann, dem Pfarrer 
der Ostberliner Samaritergemeinde hat sich eine Bürger- 
initiative gegründet, die es sich zum Ziel gemacht hat den 
„Atomkrieg zu verhindem , \ Ein Aufruf der Gruppe, den 
zahlreiche Arbeiter, Angestellte, Schüler und Studenten un- 
terschrieben haben lautet „Berliner Appell - Frieden schaf- 
fen ohne Waffen”. Der Appell fordert die Entfernung al- 
ler Atomwaffen aus Deutschland, ferner spricht er sich ge- 
gen die zunehmende Militarisierung des öffentlichen Le- 
bens in der DDR aus. Nachdrücklich wird ein „sozialer 
Friedensdienst” gefordert. Wörtlich heißt es:„ Das ge- 
teilte Deutschland ist zur Aufmarschbasis der beiden gro- 
ßen Atommächte geworden. Wir schlagen vor. diese le- 
bensgefährliche Konfrontation zu beenden. Die Sieger- 
mächte des 2. Weltkrieges müssen endlich die Friedens- 
verträge mit den beiden deutschen Staaten schließen, wie es 
im Potsdamer Abkommen von 1945 beschlossen worden 
ist. Danach sollten die ehemaligen Alliierten ihre Bcsat- 
zungstruppen aus Deutschland abziehen und Garantien über 
die Nichteinmischung in die inneren Angelegenheiten der 
beiden deutschen Staaten vereinbaren/' 




Bonn: Wissenschaftler haben in Bonn vor der Zerstörung 
der Nordstrander Bucht gewarnt. Der Sprecher der „Ak- 
tionsgemeinschaft Nordseewatten”, Detlev Drenckhahn 
wiess vo der Presse darauf hin, daß die geplante Ein- 
deichung 3400 Watt und Meerstrandwiesen unwiederbring- 
lich vernichte. Damit seien 500 Tier- und Pflanzenarten 
bedroht, die auf der Erde nur noch hier Lebensraum 
fänden. Ferner wies er darauf hin, daß dieses Gebiet inter- 
nationaler Nahrungs und Brutraum für Hunderttausende 
Vögel und Kinderstube vieler, auch wirtschaftlich bedeut- 
samer Fischarten wie der Scholle, der Seezunge und der 
Heringe sei. 

Bremen: Nur ein schnelles Verbot der Einleitung von 
schwer abbaubaren organischen Stoffen kann nach Ansicht 
des ehemaligen Vorsitzenden des Rates von Sachver- 
ständigen für Umweltfragen, Professor Hartmut Bick, 
die Nordsee noch retten. Seiner Meinung nach dürfe 
mit Einbringungsverboten oder -beschränkungen nicht ge- 
wartet werden, bis der naturwissenschaftliche oder medi- 
zinische Nachweis für eine Schadwirkung mit letzter 



Sicherheit geliefert werden kann. Entscheidend sei, daß 
entsprechende Entscheidungen unverzüglich getroffen 
würden, denn noch scheine es für die Nordsee „einige Min- 
uten vor zwölf zu sein”. 

Bozen: Aus den Ende Dezember veröffentlichten Ergeb- 
nissen einer Volkszählung in Südtirol geht hervor, daß 
die deutsche Bevölkerung Südtirols sich verstärkt hat, 
während der Anteil der Italiener in etwa dem gleichen 
Maße zurückging. 

Der Prozentsatz der italienischen Bürger sank seit der vor- 
hergehenden Volkszählung im Jahre 1971 von 33,3 auf 
29,4 Prozent, die deutsche Volksgruppe erhöhte im glei- 
chen Zeitraum ihren Anteil von 63 auf 66.4 Prozent. Die 
Raetoromanen steigerten ihren Anteil von 3.7 auf 4,2 
Prozent. 

Frankfurt. Nach einem fast zweijährigen Kampf von 
Frauen für Gleichbehandlung hat das Arbeitsgericht Frank- 
furt jetzt das Unternehmen Adler-Triumph verurteilt, den 
in ihrem Frankfurter Werk am Fließband Schreibmaschinen 
montierenden Arbeiterinnen rückwirkend den gleichen 
Lohn zu zahlen wie Männern. Frauen wurden bisher nach 
Lohngruppe 2, Männer nach Lohngruppe 5 bezahlt. Das be- 
deutet für die Frauen rund 135 Mark weniger im Monat. 

Die Frauen hatten mit Hilfe der IG Metall geklagt, weil sie 
sich als Opfer ständigen Verstoßes gegen das BRD— Grund- 
gesetz und gegen das „EG-Anpassungsgesetz über die 
Gleichbehandlung von Männern und Frauen am Arbeits- 
platz” vom August 1980 sehen. Das Urteil ist zwar als 
juristischer Erfolg zu werten, hat aber noch nicht auch 
tatsächliche Gleichberechtigung zur Folge. Das Unter- 
nehmer, bei dem indirekt auch der Bund und das Land 
Niedersachsen beteiligt sind, hat Berufung beim Landes- 
arbeitsgericht angekündigt. 

Berlin: Ein zur DDR gehörender Geländestreifen unmittel- 
bar am Grenzzaun zwischen Berlin und dem DDR-Kreis 
Oranienburg war Schauplatz einer Protestkundgebung 
gegen den Bau eines Autobahnzubringers durch den Te- 
geler Forst. Rund 30 Demonstranten hatten am zwei- 
ten Februarwochenende auf dem etwa 30 Meter breiten 
DDR-Gelände ein Zelt errichtet, ein Lagerfeuer entzündet 
und am Grenzzaun Transparente mit der Aufschrift 
„Schluß mit dem Autohahnbau in Tegel” befestigt. Sie be- 
endeten ihre Aktion nach rund fünfstündiger Dauer. 
DDR-Grenzsoldaten und Westberliner Polizei forderten die 
Demonstranten mehrfach über Lautsprecher auf, das DDR- 
Gebiet zu verlassen. Der Ort der Protestaktion liegt im Be- 
reich der bereits gerodeten Trasse für den Zubringer Ham- 
burg-Berlin. Auf Flugblättern forderten die Umweltschützer 
den sofortigen Stopp weiterer Rodungs- und Bauarbeiten 
im Tegeler Forst und Verhandlungen des Senats mit der 
DDR über die Offenhaltung des bisherigen Transi Übergan- 
ges Staaken auch nach Fertigstellung der neuen Autobahn. 
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Dem mexikanischen Maier Diego Rivera ist es ausgezeich- 
net gelungen, auf seinem Fresko im Institut der Schönen 
Künste von Detroit die gewaltigen Kräfte der modernen In- 
dustrie bildhalt darzustellen. In der Mitte sehen wir Fords 
Fließband; Lenkräder werden auf das Chassis der Autos 
montiert. Rivera zeigt alle Herstellungsphasen und alle 
sozialen Stufen, einschließlich der Manager und der bürger- 
lichen Besucher, die den Betrieb besichtigen. 



Henning Eichberg 

Automobilgesellschaft 

von der Revolutionierung 
unserer Alltagskultur 



Automobilgeschichte 

Wer unter Technikhistorikem betonen wollte, daß sie mit 
einer „Geschichte der Sachen“ einen wesentlichen Beitrag 
zur modernen Strukturgeschichte zu liefern in der Lage sei- 
en, würde damit offene Türen einrennen. Daß dieser An- 
spruch jedoch nicht ohne Rückwirkungen auf die Technik- 
geschichte selbst bleiben kann, daß also das traditionelle 
technikhistorische Vorgehen in diesem Prozeß modifiziert 
oder gar grundlegend neu konzipiert werden müßte, ist 
weniger bewußt. Ein jüngst erschienener automobilge- 
schichtlicher Band aus Frankreich , dessen Autoren alle 
durch frühere Publikationen zur Geschichte und Ökonomie 
des Kraftfahrzeugs ausgewiesen sind, zeigt einige Rich- 
tungen auf, in die der Weg der neuen Technikgeschichte 
führen könnte. Er entspricht darin auch den bahnbrechen- 
den Büchern von James J. Flink^. 

Erstens: Anders als diejenigen Autoren, die nach Schlag- 
worten wie „Von Archimedes bis Mercedes“ verfahren und 
ihrem Gegenstand Universalität und eine (viel-)tausendjähri- 
ge Tradition zuschreiben3, behandeln die Verfasser das Au- 
to als eine Veränderung. Nicht um das Uralte und 
Bleibende also geht es, sondern um das spezifisch Histo- 
risch-Gesellschaftliche, um den Wandel. Dieser Wandel, wie 
er sich im Auto manifestiert, war nicht kontinuierlich-ak- 
kumulativ, sondern diskontinuierlich, sprunghaft, eine 
„R e v o 1 u t i o n“. 

Die „Genese der Revolution“ datieren die Autoren von den 
1880er Jahren bis zum 1. Weltkrieg. Es ist die Zeit der 
grundlegenden Konstruktionen und der großen Rennen, des 
Durchbruchs in der Öffentlichkeit — mit Clubs, Zeitschrif- 
ten und der Aufmerksamkeit gekrönter Häupter der Fir- 



mengründungen und der ersten Ansätze industrieller Mas- 
senfabrikation. 

Die „Diffusion der Revolution“ prägte dann die Epoche 
zwischen den beiden Weltkriegen. Technologische Inno- 
vationen spielten seit den zwanziger Jahren keine wesent- 
liche Rolle mehr; das Auto behielt im großen und ganzen 
seine bis dahin entwickelte technische Struktur. Dafür ge- 
riet die Automobiltechnologie in straffe Abhängigkeit von 
Ökonomischen Interessen, von Rentabilitätsberechnungen 
und kommerziellen Strategien. Hier bestätigen die franzö- 
sischen Historiker zum Teil, was aus der Sicht eines kriti- 
schen Maschinenbauingenieurs unlängst Jörg Linser be- 
hauptet hat 4 . Sieht man ab von den Innovationen, die ge- 
wissermaßen von außen her an die Automobiltechnik heran- 
getragen wurden — aus Siderurgie und Petrochemie, Pneu- 
matik und Glasfertigung...- so ging es in den folgenden 
Jahrzehnten den Konstrukteuren vor allem um Verände- 
rung und Variation von Einzelheiten sowie der äußeren 
Erscheinung — des „Styling“ — und um die Erhöhung der 
Geschwindigkeit im Zeichen des „sportlichen“ Images. 

In scharfen Kontrast zum relativen technologischen Still- 
stand skizziert der Band aber die gewaltigen Entwicklungen 
der Zwischenkriegszeit im industriell-ökonomischen Be- 
reich, die Standardisierung und Mechanisierung, die Fließ- 
bandproduktion und die neuen Sozialtechnologien der 
großen Konzerne, Taylorismus, „Fordismus“ und „Sloanis- 
mus“ (General-Motors), die weltweite Expansion der multi- 
nationalen Autokonzerne. Im Zeichen der „Fordizatsia“ 
ergriff diese industrielle Bewegung in den zwanziger Jahren 
auch das kommunistische Rußland. Die Zwischenkriegs- 
zeit war es, die erstmals die Auswirkung des Autos auf das 
soziale Leben, auf den Alltag des einzelnen sichtbar machte. 
„Die Revolution an der Macht“ sehen die Autoren schließ- 
lich in den Gesellschaften in Ost und West nach 1945. Der 
„immobilisme technologique relatif“ setzte sich fort ebenso 
wie der wirtschaftliche Expansionsprozeß. Jetzt ergriff die 
Massenverbreitung des Autos über die USA hinaus vor allem 
Westeuropa und verlängerte sich in die kommunistischen 
Länder und die Dritte Welt hinein. 

Aber die Veränderungen der Vergangenheit verweisen auf 
die Frage nach den Veränderungen der Gegenwart und Zu- 
kunft. Die Qualität dieses Bandes zeigt sich darin, daß er 
nicht an dieser Stelle halt macht, sondern jüngste Zeitge- 
schichte problembewußt ins Detail verfolgt. 

Damit erweisen die Verfasser - zweitens - ihre Distanz zur 
verbreiteten apologetischen Automobilliteratur, die sich 
auf die Biographien der großen Erfinder oder Industriellen 
oder einseitig auf die aufsteigende Linie des „technischen 
Fortschritts“ konzentriert. Im Kontrast dazu wird hier 
eine kritische Technikgeschichte sichtbar, die zugleich 
- und in Einzelheiten - die Geschichte der Belastungen 
und Schäden darstellt: des Lärms und der Luftverschmut- 
zung, der Unfälle und der Verkehrsstaus, des Energiever- 
schleisses und des Schrotts. Und nicht zuletzt gehört zur 
Geschichte des Autos in den vergangenen zehn Jahren, so 
zeigt Chanaron, auch die Geschichte der Autokritik, die 
dieses Fahrzeug partiell oder auch — unter ökologischen 
Aspekten - prinzipiell in Frage stellt^. Unter diesem 
Aspekt gibt es auch in der Technikgeschichte keinen „Fort- 
schritt“, sondern nur Veränderung. Auch die Zukunft der 
Autogesellschaft wird - diese Perspektive eröffnet sich - 
strukturelle Veränderung bringen. Heute steht - nach sech- 
zig Jahren technologischen Stillstands - das Auto wieder in 
seinen technischen Grundlagen - des Antriebs z.B. — zur 
Disposition. 

Indem in diesem letzten, gegenwarts- und zukunftsbezoge- 
nen Kapitel das Auto nicht nur als Konstruiertes und Pro- 
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und die Geschichte des Straßenbaus und 
der Einschränkung von öffentlichem Ver- 
kehr zugunsten des Autos, die Geschichte 
der Verkehrsregelung und der Geschwin- 
digkeitsbegrenzungen, des Autosports 
und des Autotourismus, der Innenaus- 
stattung und des Fahrverhaltens blei- 
ben noch zu erarbeiten, vor allem aber 
die Geschichte der autogerechten Stadt 
und der automobilbedingten Raumord- 
nung (Trabantenstädte etc.), die Umge- 
staltung der Familie und die Verände- 
rung unserer Sinnlichkeit durch das oder 
mit dem Automobil. 

Die Ablösung der Technikgeschichte von 
ihrer Produktionsfixierung würde nun 
nicht einfach bedeuten, daß der gesell- 
schaftlich-kulturelle Umkreis des techni- 
schen Gegenstandes - hier des Autos — 
um seiner selbst willen umfassender 
dargestellt werden soll; das wäre eine 
nur positivistische Mahnung, die zwar 
beherzigenswert, aber nicht zwingend 
wäre. Vielmehr geht es um einen analy- 
tischen Aspekt: Die grundlegende tech- 
nikgeschichtliche Frage nach der Entste- 
hung von Sachen ist zu eng beantwortet, 
wenn man sie nur von der materiellen, 
von der technologisch-konstruktiven Seite 
her angeht. Denn die technische Sache 
wirkt nicht nur auf das Verhalten der 
Menschen und auf die Gesellschaft, son- 
dern es sind auch zunächst gesellschaft- 
liche Verhaltensweisen, die die Sache erst 
hervorbringen. Das Auto - wie jeder an- 
dere Gegenstand — beginnt nicht nur mit 
seiner Produktion, sondern die Produk- 
tion ist zugleich Endpunkt einer Reihe, 
die mit den zugrundeliegenden gesell- 
schaftlichen Bedürfnissen beginnt. 



duziertes, sondern als Sache des alltäglichen Gebrauchs 
(und Mißbrauchs) vor Augen gestellt wird, macht der Band 
noch ein drittes deutlich: Technikgeschichte sollte nicht 
nur eine Geschichte der Produktion, sondern besonders 
auch des Gebrauchs von Sachen sein, ihrer All- 
täglichkeit und praktisch-kulturellen Bedeutung. Dazu hat 
die bisherige Technikgeschichte bislang noch kaum syste- 
matisch etwas zusammengetragen. Neuere Aufmerksam- 
keit, die man der Geschichte der Gabel als Werkzeug un- 
seres Eßverhaltens (Norbert Elias), der Kanalisation im 
Zusammenhang alltäglicher Exkrementbeseitigung (Peter 
Reinhart Gleichmann) oder der Eisenbahn als Industriali- 
sierung unserer Erfahrung von Raum und Zeit (Wolfgang 
Schivelbusch)6 zugewendet hat, zeigt, daß wir uns liier auf 
einem neuen Weg befinden. Technik ist nicht nur Teil der 
„Produktivkräfte“ (warauf oft — und keineswegs nur in der 
DDR-Forschung — die Aufmerksamkeit verengt worden 
ist), sondern sie ist gerade auch Teil unserer Alltags- 
kultur. 

Der Band von Bardou u.a. macht diesen Aspekt am Auto 
nur in seinem letzten Kapitel deutlich, wo es um die auto- 
mobilbedingten sozialen und ökologischen Kosten geht. In 
den übrigen Teilen konzentriert er sich ganz ausdrücklich 
auf die Produktion des Automobils, auf die ökonomischen 
und industriellen Aspekte. Das ist aber nur ein Ausschnitt, 



An dieser Stelle nun ist auch der Band von Bardou (wie 
übrigens auch die Literatur von Flink) noch relativ traditio- 
nell: Er läßt die Geschichte des Autos mit den frühen Kon- 
struktionen des Motors im 19. Jahrhundert beginnen. Das 
ist zwar eine Möglichkeit, aber eben nur eine. Damit wird 
eine Perspektive festgelegt: diejenige, die von der technolo- 
gischen Entwicklung ausgeht — im Gegensatz zu möglichen 
anderen, die zu ihr hinführen. So wäre anstelle oder neben 
der Linie Lenoir - Brayton - Otto - Langen - Daimler - 
Benz eine andere denkbar, die sich im 19. Jahrhundert ne- 
ben den Rucer- und Segelrennen, den Schwimmwett kämp- 
fen und Wintersportübungen um die Zeit besonders auch 
die Kutschenrennen und Fahrradrennen, die am Anfang der 
Automobilentwicklung standen. 

Eine solche Skizze der Frühgeschichte des Autos hätte den 
Vorteil, weniger vom erfinderischen Genie einiger einzel- 
nen auszugehen als von gesellschaftlichen Verhaltensweisen, 
die sich in den Konfigurationen von „Leistung“ und Ge- 
schwindigkeit zeigten und in wertbeladenen Begriffen wie 
„Fortschritt“ (auch als fortschreitende Bewegung), „Mobi- 
lität“ und „Sportlichkeit“ niederschlugen. Die Entstehung 
des Autos aus dem industriellen Verhalten heraus würde 
nachvollziehbar. 

Das brächte uns mehrerlei Gewinn. So könnten wir nicht 
nur die Veränderung der Gesellschaft unter der Einwirkung 
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der Sache Automobil beobachten, sondern wurden darüber 
hinaus auch historische Erfahrung sammeln über die Ent- 
stehung von Technik aus den Verhaltensmustem der in- 
dustriellen Gesellschaft heraus. Damit könnten wir neue - 
durchaus kritische — Einsichten gewinnen in die Faszi- 
nation, die das Automobil trotz der inzwischen manifesten 
Schäden und Belastungen heute noch ausübt, also ebenso 
in die Beharrlichkeit wie in das — potentielle - Ende der 
Autogesellschaft. Das aber ist umso wichtiger, als auch die 
Zukunft neue Technologien der Fortbewegung bringen 
wird, die abermals nicht nur eine Frage der Konstruktion 
sein werden, sondern über deren Entstehung und Verbrei- 
tung die — neuen - Bedürfnisse der Menschen und ihr all- 
tagskultureller Gebrauch entschieden werden. 

Automobilsport 

Theoretiker des Sports haben seit jeher immer wieder be- 
stritten, daß der Motor- und Autosport zum Sport gehöre 
(7). Im Kontrast dazu ist jedoch das Auto von Anbeginn an 
als Sportinstrument behandelt und bezeichnet worden. 
Nicht zufällig gehören heute die Automobilclubs (ADAC 
und AvD) zum Deutschen Sportbund (8). 

In diesem Widerspruch dokumentiert sich die Widersprüch- 
lichkeit der gesellschaftlichen Sache „Automobil“ und ihre 
Rationalität. Seine Herleitung aus Transportbedürfnissen — 
etwa in der Verlängerung von Fußweg, Postkutsche und 
Eisenbahn - erweist sich als eine „progressive“ Rechtferti- 
gungsideologie. Schon die erste Anzeige von Carl Benz in 
der „Neuen Badischen Landeszeitung“ vom 4 Juni 1886 
bezeichnete es präziser: 

„Für Velocipedfreunde dürfte es von hohem Interesse sein, 
zu erfahren, daß ein großer Fortschritt auf diesem Gebiet 
durch eine Erfindung, welche von der hiesigen Firma 
Benz & Co. gemacht, zu verzeichnen ist. Gegenwärtig wird 
in genanntem Geschäft (...) ein dreirädriges Velociped, 
welches durch einen Motor, der in der Kostruktion den 
Gasmotoren gleichkommt, getrieben wird, gebaut. (...) 
Es ist nicht zu bezweifeln, daß dieses Motoren-Veloci- 
ped sich bald zahlreiche Freunde erwerben wird, da es sich 
voraussichtlich für Ärzte, Reisende und Sportsfreunde 
usw. als praktisch und brauchbar erweisen wird.“ (9) 

Auto und Sport, - das ist der Komplex, der in unseren 
Tagen sowohl von den Ideologen der Nützlichkeit des 
Autos als auch von den Rechtfertigem der Natürlichkeit 
des Sports unterschlagen wird. Tatsächlich aber sind die 
Wettrennen zwischen selbstbewegten Fahrzeugen („Auto- 




Autoveteran: Benz Patent-Motorwagen 1886 



mobil“) so alt wie der Benzinmotor selbst (10). 1885/87 
ließen Gottlieb Daimler und Karl Benz ihre ersten Kraft- 
Zwei-, -Drei- und -Vierräder fahren. 1887 kam es bereits 
zum ersten Wettrennen dampfbetriebener Automobile; 
Dampfautos erlebten seit 1870 eine Blüte und wurden bis 
1914 von 47 Unternehmen gebaut. Auch unter den Rekord- 
fahrzeugen waren zunächst noch Dampfwagen (des Ameri- 
kaners Mariot 1906/09) und Elektromobile (des Franzosen 
Chasseloup-Laubat 1898 und des Belgiers Camille Jenatzy 
1899), bis sich der Benzin wagen durchsetzte. 

Ein erstes Wettrennen als Zuverlässigkeitsfahrt wurde 1894 
von der Zeitschrift ,,Le Petit Journal“ auf der Strecke Pa- 
ris - Rouen veranstaltet. 102 Fahrzeuge verschiedener - 
pferdeloser - Antriebsart wurden gemeldet, von denen 21 
an den Start gingen. Gewertet wurden Geschwindigkeit, 
Sicherheit, Bequemlichkeit und Sparsamkeit. Den ersten 
Preis erhielten die Wagen mit nach Daimler-Lizenzen ge- 
bauten Motoren von Peugeot und Panhard <& Levassor. 
Daimler selbst befand sich in der großen Zuschauermenge. 
Als erstes Geschwindigkeitsrennen wird dasjenige von Pa- 
ris - Bordeaux - Paris 1895 gerechnet. Dabei erlitt Emile 
Levassor einen Unfall, an dessen Folgen er bald darauf 
starb. 

Aber die Rennen nahmen von jetzt an einen steilen Auf- 
schwung. 1898 wurden auch in Deutschland die ersten 
Autorennen gefahren: Berlin — Potsdam - Berlin, Berlin - 
Leipzig - Berlin, Wien - Leoben — Klagenfurt - Graz - 
Wien und eine Fahrt in Südtirol. International bedeutsam 
wurden die Gordon-Bennett-Rennen in Amerika 1900 - 
1905, gestiftet von einem reichen Verleger, die Targa Florio 
in Sizilien seit 1906, gestiftet von Graf Vincenzo Florio, 
und der Grand Prix des „Automobilclub de France“ eben- 
falls 1906. In Deutschland stiftete Wilhelm II. 1907 einen 
„Kaiserpreis“, sein Bruder förderte die „Prinz-Heinrich- 
Rennen“ (1911). Im Gegensatz dazu sahen breite Volks- 
schichten in Auto und Rennsport einen Luxus der Ober- 
schicht und eine Gefahr; sie antworteten mit heftiger Oppo- 
sition bis hin zu Tätlichkeiten gegen Autofahrer (11). Zu- 
nächst waren es vielfach Zeitungen und auch die ersten 
Fachzeitschriften, von denen die Rennorganisation ausging. 
Hinzu kamen reiche Privatleute wie der Multimillionär 
William K. Vanderbilt (1904) als Stifter von Preisen und 
Wettkämpfen. Unter den ersten Förderern waren auch eini- 
ge Adlige wie der Comte Albert de Dion (1887), Graf Flo- 
rio oder die deutsche Kaiserfamilie. Allmählich traten an 
ihre Stelle Verbände, in Deutschland der „Automobilclub 
von Deutschland“ AvD (1899) und der „Allgemeine Deut- 
sche Automobilclub“ ADAC (1903) (12). In ihnen fand 
zugleich das Interesse der aufsteigenden Autoindustrie sei- 
nen organisierten Ausdruck. Die Finanzkraft, die hinter der 
Sportart stand, Führte auch dazu, daß eine große Zahl von 
Autozeitschriften schon vor dem Ersten Weltkrieg ihren 
Markt fand. 1904 entstand in Bad Homburg anläßlich des 
Gordon-Bennett-Rennens als internationaler Dachverband 
die „Federation Internationale de TAutomobile“ (FLA). 

Die ersten Rennen wurden von den Erbauern, Konstruk- 
teuren und Auftraggebern der Fahrzeuge selbst gefahren so- 
wie von angestellten Werksfahrem und Mechanikern. Schon 
1896 aber klagte die Zeitschrift „La France automobile“ 
über kommerzille Auswüchse und die Herausbildung eines 
bezahlten Sportfahrertums. Noch aber war der Autosport 
primär ein Kampf der Firmen und Modelle. Erst im Ver- 
lauf der Formel-Büdung, d.h. der Einschränkung der zuge- 
lassenen Autotypen bei den Rennen (seit 1896/1900), 
erhielt auch die Geschicklichkeit des Fahrers mehr Beach- 
tung. Das Starwesen der Rennfahrer war jedoch erst eine 
spätere Entwicklung. 
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Schnelligkeit statt Nutzen: Gewinner bleibt die Automobilindustrie 



Das Interesse der Öffentlichkeit an den Autorennen war 
von Anfang an sehr groß. Schon 1896 säumten einige Zehn- 
tausend die Straßen, 1903 sollen es in Paris 100 000 gewe- 
sen sein. Das erhöhte die Unfallgefahr. Nachdem bereits bei 
den ersten Rennen einzelne Fahrer umgekommen waren - 
1895 Levassor, 1900 ein Daimler- Werksfahrer beim Berg- 
rennen von Nizza — forderte 1903 das Rennen Paris — Ma- 
drid 10 Tote, darunter 4 Zuschauer, und wurde in Borde- 
aux abgebrochen. Daraufhin förderte man die Anlage abge- 
trennter Rennstrecken. 

Die ersten Rennen waren Stadt-zu Stadt-Rennen gewesen, 
von denen man allmählich zu Rundstreckenrennen über- 
ging. Die Unfälle von 1903, der schlechte Straßenzustand 
bei steigenden Geschwindigkeiten und gesetzliche Restrik- 
tionen führten zusammen mit dem ökonomischen Interesse 
sowohl der Automobilfirmen an den Testfahrten als auch 
der Veranstalter an den Publikumseinnahmen zum Bau ge- 
sonderter Anlagen. Nach der englischen Brooklands-Bahn 
(1907) mit einer Tribüne für 30 000 Zuschauer und der 
amerikanischen Indianapolis-Bahn (1909) wurden in 
Deutschland seit 1907 Planungen für die Lüneburg Heide, 
den Taunus und die Eifel erwogen; aus den letzteren ent- 
stand der Nürburgring (1927). 1909 entstand ferner in Ber- 
lin die Gesellschaft für den Bau der „Automobil- und 
Übungsstraße“; die AVUS wurde 1921 fertiggestellt. 

Die Autorennen wurden für die frühe Autoindustrie ein zen- 
traler Faktor sowohl für die technische Weiterentwicklung 
als auch für die Werbung. Zwar wurde schon um 1900 sicht- 
bar, daß der Sportwagen andere Qualitäten verlangte als 
der Gebrauchswagen. Aber die frühen Autos waren über- 
wiegend - von den Fahrzeugen einiger Ärzte abgesehen — 
Luxus- und Spielinstrumente reicher Besitzer, die sich an 
Sporterfolgen orientierten. Danach richteten sich die Pro- 
duktionsfirmen aus. Sie begannen Modelle speziell für die 
Rennen zu konstruieren, entwickelten aber auch ihre Nutz- 
wagen in diese Richtung. Karl Benz z.B., der im Gegensatz 
zur Firma Daimler die Rennsportorientierung nicht mit- 
machen wollte, geriet 1901 mit seiner Firma in eine Krise 
und in Auseinandersetzung mit seinem Mitarbeiter Julius 
Ganß; er zog sich aus der aktiven Leitung der Firma zurück, 



die nun ebenfalls Wagen für die Rennen baute (13). 

Für die einseitige Ausrichtung der Autoindustrie auf die Ge- 
schwindigkeit zu Lasten anderer, gesellschaftlich notwendi- 
ger Eigenschaften des Autos, wurde damit bereits in den 
Anfängen der Grund gelegt. Das Auto als „Nutzfahrzeug“ 
des Alltags wurde vom Sport und seinen Prinzipien Rekord 
und Geschwindigkeit her entwickelt. 

„Wer sich die Mühe macht, die Prospekte des PKW-Ange- 
bots des Jahres 1974 zu studieren, wird feststellen müssen, 
daß es praktisch keinen PKW gibt, dessen Höchstgeschwin- 
digkeit im Einklang mit der in der BRD geltenden Auto- 
bahngeschwindigkeit von 130 km/h oder gar mit der Land- 
straßenhöchstgeschwindigkeit von nur 100 km/h steht. Im 
Gegenteil, die erreichbaren Höchstgeschwindigkeiten liegen 
weit oberhalb dieser Begrenzungen. (...) 

Die Bedeutung, die die KFZ-Branche der Schnelligkeit ihrer 
Produkte zumißt, wird nicht zuletzt auch durch den Auf- 
wand bestätigt, mit dem sie eigene Rennabteilungen unter- 
hält oder Privatrennfahrer unterstützen und mit dem sie 
sogenannte Höchstgeschwindigkeitsfahrzeuge, wie etwa den 
Clll von Daimler-Benz, entwickelt und testet. 

Tägliches Brot ist der Geschwindigkeitsmythos für die Wer- 
beabteilungen der Autoproduzenten, in deren Femsehspots 
und doppelseitigen Inseraten viele Produkte die Kurven ge- 
rade noch mit kreischendem Pneu zu nehmen vermögen.!...) 
Den Verkaufsargumenten hohe Geschwindigkeit und Be- 
schleunigung fällt dem Autokäufer übrigens gerne anheim. 
Das fatale ist nämlich, daß gerade diese überzeugend nach- 
erlebt werden können. Der Druck im Rücken, den der 
Fahrer eines heftig beschleunigten Fahrzeugs spürt, ist für 
viele ein Lustgewinn, und das Vorbeischießen an langsam- 
eren Verkehrsteilnehmern genügt manchem schon als Er- 
folgserlebnis. Die Begeisterung an solcherart erlebter Be- 
wegung verdrängt die Reflexion über ihre Nützlich- 
keit.“ (14) 

Denn Tests zeigten die Rationalität dieser Bewegungsform. 
„In der DDR wurden zwei gleiche Personenwagen auf die 
Reise geschickt. Der Fahrer des einen PKW hatte Auftrag 
und Erlaubnis, hektisch und mit teilweise überhöhter Ge- 
schwindigkeit die vorgegebene Strecke zu fahren, während 
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der Fahrer des anderen PKW diszipliniert zu fahren hatte. 
Die Fahrstrecke betrug 1500 km. Der rasante Fahrer be- 
nötigte 20 Stunden und 12 Minuten. Der langsame 31 Mi- 
nuten mehr. Ein Beweis dafür, daß auch unterschiedliche 
Fahrweise kaum einen Zeitgewinn bewirkt. Übrigens über- 
holte der schnelle Fahrer 1359 (!) mal öfter und verbrauch- 
te auch 100 km rund 2,7 Liter Treibstoff mehr als der pe- 
dantische Fahrer. 

Einen ganz ähnlichen Test hat eine westdeutsche Illustrier- 
te vor einigen Jahren auf der Strecke Hamburg — Nizza 
durchgeführt. Die Ergebnisse hatten dieselbe Tendenz’“(14) 
Dennoch: 

„Nach Auffasssung der Befürworter hoher Fahrgeschwin- 
digkeiten, vornehmlich also Vertreter der Automobilin- 
dustrie und der Autofahrerverbände, hat sich der Straßen- 
bau tunlichst nach den von der PKW-Technik jeweils gege- 
benen Spitzengeschwindigkeiten zu richten. Das hat mit da- 
zu geführt, daß neben mehr Straßen (...) auch breitere 
Straßen mit geringeren Steigungen, weiteren Kurven usw. 
gebaut und für Spitzengeschwindigkeiten angelegt wurden 
(...). So ist ein großer Teil unseres teuer bezahlten Fahr- 
bahnsystems für die praktisch nur möglichen geringeren Ge- 
schwindigkeiten überqualifiziert.“ (14) 

Außer Treibstoffverschwendung und Landschaftsverbrauch 
hat das noch eine andere Folge. Ich greife hier eine einzige 
Ausgabe meiner örtlichen Tageszeitung heraus: 

„Am gestrigen Donnerstag gegen 15.40 Uhr kam zwischen 
Kamsberg und Murrhardt ein PKW-Fahrer infolge zu hoher 
Geschwindigkeit von der Fahrbahn ab und prallte gegen 
einen Baum. (...) Der PKW-Lenker, der 20-jährige Kuno 
Deiss aus Murrhardt, war so schwer verletzt, daß er an der 
Unfallstelle starb.“ 

„Backnang. Am Mittwoch gegen 19.00 Uhr fuhr auf der 
B 14 in der Ortsdurchfahrt Maubach ein Motorradfahrer in- 
folge nicht angepaßter Geschwindigkeit am Ende einer Kur- 
ve gegen einen aus einem Parkplatz ausfahrenden PKW. Der 
Motorradfahrer und die Soziusfahrerin stürzten auf die 
Fahrbahn und wurden beide schwer verletzt.“ 



„Weinstadt. Auf der Fahrt von Mandzweiler nach Schnait 
verlor am Dienstag um 17.50 Uhr ein PKW-Fahrer die Herr- 
schaft über seinen Wagen. In einer scharfen Rechtskurve 
kam das Fahrzeug nach links über den Fahrbahnrand der 
Kreisstraße 1865 hinaus und stürzte eine Böschung ab- 
wärts. Der Fahrer wurde schwer verletzt.“ 

,,Der 23-jährige Roland Johannes Grünewald aus Lorch- 
Unterkirneck kam in der Nacht mit seinem PKW bei Bett- 
ringen von der Fahrbahn ab. Das Fahrzeug überschlug sich 
mehrmals auf einem Acker. Der Fahrer wurde tödlich ver- 
letzt. 

Ebenfalls infolge /u hoher Geschwindigkeit kam eine PKW- 
Lenkerin bei Spraiibach von der FAhrbahn ab und prallte 
gegen zwei Baumstämme. Die Beifahrerin, die 21-jährige 
Irmgard Deiner aus /immerbach, starb an der Unfallstelle, 
die Fahrerin, die gleichaltrige Regina Abele aus Durlangen, 
erlag ihren Verletzungen im Krankenhaus. 

Ebenfalls gegen einen Baum prallte die 23-jährige Mathilde 
Salvason aus Bopfmgen-lt/ingen hei Zöbinger. Sie starb an 
der l rifallstelle*' (15) 

Automobilstadt 

Das Automobil ist also mehl nur ein gesellschaftlich ..neu- 
trales** Instrument, dessen wir uns zu unserer Bed nfnisbe- 
Incdigung als Transportmittel bedienen. Sonden ist ein 
durch gesellschaftliches Verhalten bedingtet t Ahn Ms 
solcher hat es innerhalb weniger Jahr/chntc dk geo- 
graphische und soziale Raumordnung unseres Alltagsle- 
bensgrundlegend verändert Zu unserem Nutzen? Auf jeden 
Fall mit ungeplanten Auswirkungen. 

Um diese Prozesse in ihrer Komplexität nachvollziehen zu 
können, bedarf es detailierter lokalgeschichtlicher Studien 
Eine solche liegt nun für Atlanta, die Hauptstadt des US- 
Bundesstaates Georgia, vor ( 16) Gestutzt auf Zensusdaten. 
Baugenehmigungen, Adreßbücher. Aulomobilregistraturen, 
Bankstatistiken, Prominenten Verzeichnisse, Automobilzeit- 
schriften u.a. rekonstruiert Preston die „revolutionäre“ 
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Die Erschließung (II) 1978 - A.Paul Weber 

Die weitverbreitete psychische Abwehrreaktion gegen die Vorstellung vom Dinosaurier dient Weber zur Charakte- 
nesierung des Baggers Die Maschine verselbständigt sich zu einem satanisch grinsenden Ungeheuer, welsches die Re- 
üKte der Natur, die Landschaft und die architektonischen Zeugnisse einer vergangenen Wohn-Kultur-Gemeinschaft 
niederwalzt oder mit ihren Greifern zerquetscht. Im Hintergrund die Betonmasse moderner Stadtkulissen mit voll- 
geptropttem Autobahnnetz. Auf der Brücke eines der Ungeheuer mit Todesfratze. Unter der Brücke, in den Pfeilern 
ächzen die Fratzen der Architekten des Fortschritts. 



Auswirkung, die das Auto innerhalb von drei Jahrzehnten 
auf die Raumordnung der Stadt hatte. Obwohl die rein 
empirische Arbeit sich aller theoretischen Ableitungen ent- 
hält, werden daraus wenigstens drei kritische Ergebnisse 
deutlich. 

1. Das Auto entstand nicht aus ursprünglichen mensch- 
lichen Transportbedürfnissen (oder gar als Verwirklichung 
eines jahrhundertealten Menschheitstraums). Sondern es 
fand Eingang in Atlanta im Zusammenspiel zweier Fak- 
toren: klassenspezifischer Sport und Marktstrategie. 1909 
fand in Atlanta die erste nationale Automobilschau des 
amerikanischen Südens statt. Sie markierte den Übergang 
von einer Phase des älteren inneramerikanischen Nord-Süd- 
Kolonialismus, in der die Südstaaten dem Norden lediglich 
als Rohstoffreservoir gedient hatten, zu einer neuen (neo- 
kolonialen?) Phase, in der der Süden als Absatzmarkt in- 
teressant wurde. Die Automobilschau von 1909 wurde 
zum Startschuß der Markterschließung: Innerhalb eines 
Jahres erhielten 38 Automobilfirmen Geschäftslizenzen in 
Atlanta. Aus 9 Zubehörfirmen im Jahre 1909 wurden bis 
1920 sogar 236. 

Daß sie ihr Produkt verkaufen konnten, hatte jedoch eine 
Voraussetzung: daß es einen Bedarf befriedigte. Hinsicht- 
lich der Erhellung dieses Bedarfs ist Preston nicht direkt 



aussagekräftig; für ihn als Amerikaner scheint trotz allem 
das Streben nach dem Auto fast „natürlich“. Auch dürf- 
ten Quellen für die Initialrezeption schwer zu erschließen 
sein. Immerhin zeigt Preston, wer die ersten Autokäufer 
waren: die Reichen, die entlang oder im Umkreis der zen- 
tral gelegenen Hauptstraße, Peachtree Street, wohnten. Sie 
wohnten in unmittelbarer Nähe ihrer Geschäfte, hatten also 
kaum ein berufliches Interesse am Personentransport. 
Warum nahmen sie das Auto auf? 

Zu den attraktivsten Veranstaltungen der Automobil- 
schau von 1909 zählten Autorennen. Dazu war eigens ei- 
ne Rennstrecke im Süden der Stadt erbaut worden. 20 000 
Rennenthusiasten versammelten sich dort. (Um 1900 
zählte Atlanta 90 000 Einwohner). Das Autofahren begann 
also als Autosport — als Klassensport der Oberschicht. 
Markstrategie und klassenspezifisches Sonderinteresse schu- 
fen von nun an U m w e 1 1 z w ä n g e, die es nicht mehr er- 
lauben, von wirkenden menschlichen Bedürfnissen schlecht- 
hin zu reden. Sondern die neuen Zwänge transformierten — 
wie Preston im Detail zeigt — innerhalb von zwei Jahr- 
zehnten die Stadt in eine „Autopolis“, in der man sich nur 
noch mit dem Auto bewegen kann. In der Hauptstraße 
Peachtree Street begannen Lärmbelastung, Luftverschmut- 
zung, Verkehrsgedränge und Parkraumnot. Die reichen Au- 
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tobesitzer verließen ihre zentralgelegenen Wohnungen und 
richteten sich in nördlich gelegenen grünen Außenbezirken 
wie Ansley Park neu ein. Ihnen folgten Versorgungsbetriebe 
wie das Nahrungsmittelgewerbe. Aus der bevorzugten 
Wohngegend Innenstadt wurde innerhalb von zwei Jahr- 
zehnten eine verkehrsüberlastete Agglomeration hoher Ge- 
schäftshäuser. Wer bisher nicht hatte umziehen und auf 
das Auto umsteigen wollen, der mußte es jetzt. 

2. Neben dem „ursprünglichen Transportbedürfnis“ demon- 
tiert Prestons Studie auch die eindimensionale Vorstellung 
vom „technischen Fortschritt“. Denn der Aufstieg des 
Automobils war zugleich nicht nur der mit dem Pferd ver- 
bundenen Gewerbe, sondern vor allem auch des ö f f e n t- 
lichen Nahverkehrs der Georgia Railway and 
Power Company. Die Straßenbahn von Atlanta, 1889 be- 
gründet, erlebte noch 1900 — 1920 einen Boom, geriet aber 
dann in die Stagnation und stellte 1949 ihren Betrieb ganz 
ein. Werbe kampagnen, Modernisierung der Wagenbestände 
hinsichtlich Stil und Kofort, die Reduktion der Linien und 
der erfolgreiche politisch-administrative Kampf gegen die 
Kleinbusuntemehmen änderten daran nichts. Die Gründe 
erkannten die Zeitgenossen nicht. 1925 sprach der Präsi- 
dent der Power Company von „Partnerschaft“ und „Har- 
monie“ zwischen Straßenbahn und Auto. Aber es war ein 
Vernichtungskrieg. 

2. Die Konkurrenz der Technologien — ist sie nicht ein Weg 
zur sozialen Verbesserung unserer Lebensbedingungen und 
Lebensverhältnisse? Auch zu diesem Stereotyp steuert 
Preston kritisches Material bei. 

1922 formulierte ein maßgeblicher Planer für Atlanta als 
Planungsziel sozialer Raumordnung, 

„daß Bankiers und die führenden Geschäftsleute in einem 
Teil der Stadt wohnen sollten ... und die arbeitende Bevöl- 
kerung in ... anderen, wo sie in Gemeinschaft mit Nachbarn 
ihrer eigenen Art leben können“. 

Das Auto machte es möglich und hätte den Trend zu sozia- 
ler Segregation offensichtlich auch ohne entsprechende Pla- 
nung geschaffen. Die wohlhabenden und autobestückten 
Atlanter siedelten sich in den Gartenstädten nördlich der 
Stadt - außerhalb der Stadtgrenzen und also zudem steuer- 
begünstigt - an. Die minderbemittelten blieben zurück. 
Noch krasser als in sozialer Hinsicht wirkte das Auto auf 
die Rassentrennung. Der vom Auto erschlossene 
Norden von Atlanta war weiß, und es bedurfte nur noch 
einer „zoning ordinance“ von 1922, um ihn „for whites 
only“ zu erklären. Die begüterten Schwarzen hingegen wan- 
derten in den Westen der Stadt ab. Das Resultat der Auto- 
mobilgesellschaft war - so Preston — , „daß die Stadt mehr 
nach Rassen getrennt war als je zuvor“. „Technischer Fort- 
schritt“, „sozialer Fortschritt durch Technologie“? Ortsge- 
schichtliche Studien wie diese sind geeignet, neue kritische 
Perspektiven zu eröffnen. 
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Die historische Relativität der Sachen 

Auf dem Weg zu einer kritischen Technikgeschichte 

Bd. 1, 180 S., 10 Abb., 38,80 DM 

Über den WIR SELBST-Büchermarkt kann dieses 
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links: Aktion gegen Hausbesetzer in Gelsenkirchen 
rechts: Spekulanten zerstören Wohnraum 

Die Wohnung den Bewohnern 



Wohnung den Bewohnern”, eine Forderung der welt- 
weiten nationalrevolutionären Bewegung, unterstreicht, 
daß die Wohnung sowohl für das Individuum als auch 
für die Familie ein grundlegendes Bedürfnis ist. Der Be- 
wohner einer Wohnung sollte daher auch der Eigentümer 
sein, wobei der Eigentumsbegriff novelliert und der Bo- 
den grundsätzlich der Volksgemeinschaft gehören sollte. 
Im „Grünen Buch” heißt es hierzu: „Es gibt keine Frei- 
heit für einen Menschen, der im Haus eines anderen 
wohnt, gleich ob er Miete zahlt oder nicht. Alle von ver- 
schiedenen Ländern gemachten Versuche, das Wohnungs- 
problem zu lösen. Führten zu keiner Lösung. Der Grund 
hierfür liegt darin, daß diese Versuche nicht auf die radi- 
kale und endgültige Lösung für den Menschen abzielen, die 
in der Notwendigkeit des Eigentums an seinem eigenen 
Haus besteht. In der sozialistischen Gesellschaft darf es 
niemandem, einschließlich der Gesellschatt selbst, er- 
laubt sein, Kontrolle über die Bedürfnisse des Menschen 
zu haben. Niemand hat das Recht, zusätzlich zu seinem 
eigenen Haus und dem seiner Erben ein Haus zu bauen, um 
es zu vermieten, da das Haus das Bedürfnis einer anderen 
Person darstellt und sein Bau zum Zwecke der Vermietung 
ein Versuch ist, Kontrolle über das Bedürfnis dieses Men- 
schen zu bekommen, und „im Bedürfnis ist die Freiheit 
verborgen”. 

Der Skandal um die „Neue Heimat” sollte mehr als An- 
laß für die Alternativbewegung sein, noch radikaler und 



für eine radikal andere Wohnungspolitik 



ein Kommentar zum Skandal um die gewerkschaftseigene 
Wohnungsbaugesellschaft „Neue Heimat“ 



von Herbert Fechner 

Maßlose Wut, der Gewerkschaftsmitglieder, der Arbeitneh- 
mer und aller im kapitalistischen System vernachlässigten 
Schichten und Klassen spiegelt sich in den Leserbrief- 
spalten des Nachrichtenmagazin „Der Spiegel” wider. Die 
Vorstandsmitglieder der gewerkschaftseigenen „Neuen 
Heimat” haben sich kraft eigener Willkür dank der ihnen 
von den Gewerkschaftsbossen anvertrauten Geschäftsfüh- 
rung zu eigenen Gunsten bereichert und damit das An- 
sehen der Gewerkschaftsbewegung in der BRD schwer ge- 
schädigt. So heißt es denn auch in einem Leserbrief an 
den „Spiegel”: „Die Neue Heimat ist das Symbol eines im- 
mer mehr gegen sich selbst gekehrten Gewerkschafts- 
systems, das unter der Regie der sich verselbstständigten 
Nomenklatura der deutschen Arbeiterbewegung die ei- 
genen Ideale liquidiert.” 

Die Defensive, in die die deutsche Arbeiterbewegung dank 
der bürgerlichen, geldgierigen und verräterischen Machen- 
schaften ihrer Führer geraten ist, kommt der bürgerlichen 
Reaktion gerade recht. Jetzt kommt alles darauf an, daß 
die Kräfte, die die Verwirklichung der Arbeitnehmerrechte 
ernst nehmen klar Position beziehen zugunsten einer fort- 
schrittlichen Propagierung der Arbeiterselbstverwaltung in 
den Betrieben und eine klare Absage der Bonzenfremdbe- 
stimmung erteilen, seien es jetzt Privatkapitalisten oder 
Neokapitalisten der Führungsetage des DGB. 




DGB-Kapitalist Vietor 



Ferner werden Überlegungen notwendig werden, wie das 
Eigentumsrecht im Sinne des „Bürgerlichen Gesetzbuches 
wirksam bekämpft werden kann. Gerade in der Verteidi- 
gung bürgerlicher Eigentumsbegriffe hat sich die „Neue Hei- 
mat” besonders hervorgetan. So zum Beispiel in einer Ak- 
tion gegen die alternative „Tageszeitung”, die nach den 
Räumungen von acht besetzten Häusern, die zum Teil der 
„Neuen Heimat” gehörten, ihre Leser aufgefordert hat, der 
„Neuen Heimat” demonstrativ eine Monatsmiete vorzuent- 
halten, sprich in einen Mietboykott zu treten. Der Woh- 
nungsgigant reagierte sofort und die TAZ mußte 20.000 
Märker löhnen, weil sie eine einstweilige Verfügung der 
„Neuen Heimat” mißachtete. Die politische Forderung, 
daß grundsätzlich jeder über Wohneigentum verfügen 
muß, gewinnt somit erstaunlich an Bedeutung. „Die 



rücksichtsloser die Machenschaften der großen Wohnungs- 
baugesellschaften zu bekämpfen, im Sinne einer gerechten 
Umverteilung aber auch im ökologischen Sinne, da die 
umweltfeindliche Profitmotivation unterbleibt, wenn 
jeder Bürger ein Anrecht auf eine menschengerechte Woh- 
nung hat. Für die Verteilung des Wohnraumes als Eigentum 
sollten in Enteignungsfällen basisdemokratisch organisierte 
Wohnausschüsse verantwortlich sein. 

Letztlich geht es aber zunächst einmal darum, die Instand- 
besetzerbewegung als Kontrapunkt zum System noch glaub- 
würdiger herauszustellen und die Machenschaften der kapi- 
talistischen Wohnungsbauunternehmen durch phantasie- 
volle Aktionen bloßzustellen. O 
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Freiheitsmythos und Profite 

multinaltionale Konzerne in Deutschland 



Absatzförderung: Berater des Multi-Konzerns 

BASF erklärt in Indien Bauern die Wirkungsweise 
von Chemikalien für die Landwirtschaft. 



Der wirtschaftliche Expansionismus multinationaler Kon- 
zerne, deren Hauptverwaltung (noch) in der BRD sitzt, er- 
klärt sich u.a. daraus, daß der westdeutsche Markt viel zu 
klein ist für die produzierte Warenmenge. Industrieprodukte 
finden in weniger technisierten Ländern guten Absatz und 
bringen der westdeutschen Bourgeoisie Gewinne. Besonders 
multinationale Konzerne wie VW, Krupp, BASF u.a. sind 
vorwiegend vom Weltmarkt abhängig. VW z.B. wendet 
Milliardensummen zum Ankauf ausländischer Unternehmen 
oder zum Aufbau ausländischer Tochtergesellschaften auf. 

Die private Kapitalexpansion im Inland ist begrenzt, also 
wird Kapital dorthin exportiert, wo es die höchsten Profite 
erbringt. Darum braucht der westdeutsche Ausbeuter Län- 
der wie Namibia oder die „Republik Südafrika“, wo die 
Rohstoffquellen billig fließen und günstige Profitbedin- 
gungen mit Gewalt aufrechterhalten werden. Insgesamt be- 
sitzen etwa 400 westdeutsche Firmen Tochtergesellschaf- 
ten bzw. Filialen in Azania (Südafrika). VW ist inzwischen 
führend in der Kfz-Industrie; Siemens und AEG Telefunken 
haben zusammen die Befehlszentrale der südafrikanischen 
Kriegsmarine gebaut und Lokomotivenfür 240 Millionen 
DM geliefert, AEG Telefunken hat sich mit der Einführung 
des PAL-Farbfemsehsystems einen neuen Markt erobert: 
die Commerzbank, die Dresdner Bank und die Deutsche 
Bank unterhalten Zweigstellen; an dem Nuklearprogramm. 
das die politischen Vertreter der kapitalistischen Kräfte der 
BRD mit dem Regime in Pretoria abgeschlossen haben, sind 
STEAG, Siemens, VEBA, Krupp u.a. beteiligt 

In Namibia betreibt die bundesdeutsche Uran-Gesellschaft 
(zusammen mit dem britischen Konzern Rio Tinto Zinc, 
der französischen Total und den südafrikanischen Gesell- 
schaften Industrial Development und General Mining) die 
Rössing-Mine, die größte Uranmine der Welt. An der Aus- 
plünderung der namibischen Bodenschätze beteiligen sich 
ferner die Metallgesellschaft AG, die Otavi Minen- und Ei- 
senbahngesellschaft, die Tiefbohr AG, Thorer & Hollender. 
Deutsche Bank, Dresdner BAnk, Commerzbank und viele 
andere Tochtergesellschaften westdeutscher Konzerne. 

Auch in den USA (Aufkauf der Budd Corporation durch 
die Thyssen AG) und in Lateinamerika (Mannesmann-, Sie- 
mens- und Demag-Töchter) wird bevorzugt investiert. Grei- 



fen wir das Beispiel Mannesmann heraus, das für viele an 
dere Multis steht. Während heute Hunderttausende deut 
sehe Arbeitslose vor den Ruinen der Über- und Fehlin 
dustrialisierung stehen, produziert dieses Multi-Konglome 
rat in ausbeutungsträchtigeren Ländern mit neuen Ar 
beitssklaven, denen Hungerlöhne bezahlt werden. 

So z. B. in Brasilien, wo Mannesmann seit den 70er Jahren 
erhebliche Beträge in sein Hütten- und Röhrenwerk „Com- 
panhia Siderurgica Mannesmann“ (CSM) in Belo Horizonte 
und über der Demag AG in deren Beteiligungen bei Sao 
Paulo investiert. Ziel des Mannesmann-Konzerns ist es da- 
bei, nicht nur den brasilianischen Markt zu beliefern, son- 
dern von dort weltweit aktiv zu sein und seine Interessen 
rücksichtslos gegen andere Multis durchzusetzen. — Er- 
wähnenswert ist schließlich noch, daß sich VW in den letz- 
ten Jahren zum größten Landbesitzer in Nordostbrasilien 
entwickelt hat. 




VW-Werk in den USA 



Auch in Europa klotzt das deutsche Kapital: in der EG hat 
das Kapital das Recht auf freien Transfer von „Arbeits- 
kräften“ auf Kosten der Volker. Neben dem Massentouris- 
mus ist es inbesondere das BRD-Kapital. das das Ansehen 
der Bundesdeutschen in Europa schädigt. Überall, wo die 
Arbeitskraft billiger ist als an Rhein und Ruhr (z.B. in Ir- 
land, in Griechenland etc.) oder wo die Umweltschutzaufla- 
gen noch untemehmerfreundlicher sind als in der BRD (z.B. 
in Frankreich), entstehen immer mehr Fabrikanlagen west- 
deutscher Multis. Das westdeutsche Investitionskapital beu- 
tet europäische Brudervölker aus und behandelt sie in ihren 
eigenen Ländern wie Menschen 2. Klasse, und es ist mitver- 
antwortlich für die Einwanderung von ausländischen Ar- 
beitern nach Deutschland, sowohl aus EG-Ländcrn als auch 
aus dem außereuropäischen Raum. Begreiflich, daß aus der 
Sicht der irischen Republikaner der englische Kolonialis- 
mus und der westdeutsche Kapitalexport zu einer einzigen 
großen Bedrohung verschmelzen, daß man in Dänemark das 
westdeutsche Kapital als deutsche Expansion in neuer Form 
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begreift, die die Identität des Landes bedroht, und daß auch 
in Österreich das Treiben protziger kapitalistischer Speku- 
lanten aus der BRD Wasser auf die Mühlen jener Kreise ist, 
die in ihrem Kleinstaat-Chauvinismus einen Gegensatz zwi- 
schen „österreichisch“ und „deutsch“ konstruieren wollen. 

Eine wichtige Rolle spielen natürlich die BRD-Banken im 
Auslandsgeschäft. Das (in den letzten Jahren geradezu ex- 
plosiv auslandsorientierte) Geldgeschäft ist eine der letzten 
großen Wachstumsbranchen. 
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Stärkste Bank der BRD ist zweifellos die Deutsche Bank, 
deren Beteiligungen von Daimler-Benz über Karstadt bis 
Hapag Lloyd reichen und die bei zahlreichen Zwischenhol- 
dings engagiert ist, die wiederum erhebliche Aktienpakete 
bei Conti, Horten u.v.a. halten. Die Tochtergesellschaften 
dieses Multis findet man in Luxemburg (wo die DB am 
Euro-Dollar-Markt kräftig mitmischt) ebenso wie im Tschad 
in Togo etc. 

Die Dresdner Bank ist die zweitgrößte in diesem Lande. 
Ihre multinationalen Verflechtungen sind nicht geringer, 
ihre Erfolge nicht kleiner als jene der Deutschen Bank. 

Auch die Commerzbank ist als Großbank repräsentativ 
lur das multinational verflochtene Bankkapital; sie gehört 
zu einem Verbund mit dem Banco di Roma, dem Bauen 
Hispano-Americano und dem Credit Lyonnais. All diese 
Banken (und noch viele andere) beteiligen sieh am interna- 
tionalen Aktien- und Wertpapiermarkt. 

Wir sehen also, die BRD als „Klein-Amerika" hat durchaus 
eine Eigendynamik entwickelt, nicht nur im EG-Europa, 
sondern auch in der Dritten Welt. Auf das „Modell Deutsch- 
land (besser: Modell BRD) - ein Synonym für großes Ka- 
pital und entfremdende Technokratie, für Import fremden 
Kapitals und Fremdarbeiterausbeutung, für Arroganz und 
„Freßtourismus" - besteht wahrlich kein Grund, stolz zu 
sein. 



AUSVERKAUF IN ÖSTERREICH 

Österreichs Wirtschaft ist zu einem guten Teil abhängig von 
der konjunkturellen Situation in der BRD, die von multi- 
nationalen Konzernen geprägt wird. Folglich sitzen auch 
im süddeutschen Teilstaat die Multis fest im Sattel. 

Nach einer Berechnung der österreichischen Nationalbank 
aus dem Jahre 1975 stehen 2319 Unternehmen mit etwa 
333 000 Beschäftigten im industriellen Sektor direkt oder 
indirekt unter ausländischem Einfluß, im nichtindustriel- 
len Bereich sind es 1419 Unternehmen mit rund 151 000 
Werktätigen. In der Elektroindustrie sind sogar 2/3 aller 
Lohnabhängigen bei multinationalen Konzernen beschäf- 
tigt. 

Multinationale Konzerne erlangten schon in der ersten Pha- 
se der industriellen Entwicklung einige Bedeutung in Öster- 
reich, und bereits 1923 bezeichnete der Sozialistenführer 
Otto Bauer die „österreichischen Generaldirektoren als 
Fronvögte ausländischer Kapitalisten“. Besonders deutlich 
wurde der neokoloniale Unterwerfungszustand nach Ab- 
schluß des Staatsvertrags (1955); seitdem strömt immer 
mehr ausländisches Spekulationskapital nach Österreich. 
Während in den letzten Jahren heimische Betriebe reihen- 
weise schließen oder Beschäftigte abbauen, haben die 
österreichischen Ableger multinationaler Konzerne zum 
Teil sogar neue Fabriken errichtet (vor allem in der Elektro- 
industrie). 

Der Löwenanteil des ausländischen Nominalkapitals entfallt 
aul die Schweiz und auf Liechtenstein; aus diesen Ländern 
stammen 36% des ausländischen Beteiligungskapitals. Da- 
nach folgt die BRD, die in österreichische Betriebe rund 
28% investiert hat; die USA halten mit 12% den 3. Platz, 
das übrige Ausland ist mit 24% am fremden Kapital in 
Österreich beteiligt. Tatsächlich aber stecken hinter einem 
guten Teil des Schweizer Kapitals westdeutsche Konzerne, 



die sowohl aus steuerlichen wie auch aus rechtlichen Grün- 
den lieber hinter einer Schweizer Holding versteckt agieren. 
Bietet sich die Schweiz doch als Niedrigsteuerland mit 
striktestem Bankgeheimnis als formeller Sitz einer Mutter- 
gesellschaft an! Auch Liechtenstein ist unter „Insidern“ als 
Steuerparadies bekannt, das von zahlreichen Briefkasten- 
firmen genutzt wird. 

Unter Berücksichtigung der wahren Eigentumsverhältnisse 
ergibt sich somit folgendes Bild der Anteile am nicht-öster- 
reichischen Beteiligungskapital: 1. BRD mit 28%; 2. USA 
mit 19%; 3. Schweiz und Liechtenstein mit zusammen 16%. 
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Manipulation der ÖI-Konzeme: in Österreich hielten 
Multis Benzin zurück, um die Preise hochzutreiben 




Die Eigentümer von Tochtergesellschaften multinationaler 
Konzerne sind meist anonyme Aktionäre in den USA, Ja- 
pan und Westeuropa; die Fabriken in Österreich selbst je- 
doch sind z. T. altbekannt und haben schon seit den Tagen 
der verflossenen Habsburger-Monarchie einen bedeutenden 
Ruf - so der Generali-Konzem, zu dem u.a. auch die Erste 
Allgemeine Unfallversicherung gehört, Osram, Shell-Austria 
und ITT Österreich. Die 1 0 bedeutendsten Werbeagenturen 
Österreichs sind fast durchwegs Multis, und ähnlich sieht es 
bei den Hotelketten aus. 

Die Nachteile, die das Wirken der Multis für den süddeut- 
schen Teilstaat bringt, sind beträchtlich: 

1 Ais kleiner Markt ist Österreich in zunehmendem Maße 
erpreßbar; die Monopolstellungen in wichtigen Sektoren 
der heimischen Wirtschaft können zu unangemessen ho- 
hen Preisforderungen der Multis für ihre Produkte miß- 
braucht werden (Beispiele; die Preiserhöhungen für Ben- 
zin, Heiz- und Dieselöl infolge der Spekulationen der Öl- 
multis; die Schwierigkeiten mit der Unilever-Tochter 
Kunerol, die praktisch das Margarine-Monopol besitzt). 

2. Augenfällig ist die Belastung der chronisch defizitären 
Zahlungsbilanz des kleinen und relativ finanzschwachen 



24 




Landes - einerseits durch die Bezahlung von Patent-, 
Lizenz- und Managementgebühren ins Ausland, durch 
den Import von Waren der Muttergesellschaft, durch Ex- 
portbeschränkungen, welche die im Ausland ansässigen 
Muttergesellschaften durch festgelegte Exportquoten 
den in Österreich etablierten Betrieben auferlegen, an- 
dererseits aber durch offenen Gewinntransfer und ver- 
steckte Gewinnverschiebung ins Ausland. Die versteckte 
Gewinnverschiebung erfolgt über manipulierte Verrech- 
nungspreise, d.h. daß die Preise für Lieferungen aus Län- 
dern mit niedrigerem Steuemiveau relativ hoch und für 
Transaktionen in die umgekehrte Richtung niedrig fest- 
gesetzt werden. Die Gewinne werden inLändern mit nie- 
drigem Steuemiveau geleitet, und Österreich wird das 
entsprechende Steueraufkommen entzogen. 

Die Gewinntransfers von Töchtern ausländischer Unter- 
nehmungen in Österreich steigen von Jahr zu Hahr. Ge- 
neral Motors beispielsweise (der zweitgrößte Multi der 
Welt) macht Umsätze, die doppelt so groß sind wie das 
Bruttosozialprodukt der österreichischen Volkswirt- 
schaft. Trotz aller Verbalattacken der Sozialistischen 
Internationale gegen die Multis auf der Wiener Tagung 
1978 vereinbarte die SPÖ-Regierung mit diesem ameri- 
kanischen Auto-Multi eine Ersatzteilproduktion in Wien 
und schenkte ihm pro Arbeitsplatz 1 Million Schilling. 
Der Büromaschinenriese IBM wieder könnte mit seinen 
Gewinnen (1978 knapp 50 Milliarden Schilling) das Bud- 
getdefizit des österreichischen Staates abdecken. Den- 
noch sieht die Regierung Kreisky keinen Anlaß, gegen 
die gigantischen Gewinnverschiebungen der Multis ins 
Ausland einzuschreiten. 

Die Forschung verkümmert; der Großteil der in Öster- 
reich tätigen Betriebe ist nur eine „verlängerte Werk- 
bank“ der ausländischen Muttergesellschaften, wo kaum 
entwickelt, geschweige denn geforscht wird. 

Unter Umständen kommt es zur Ausbeutung der Arbei- 
tenden durch geringe Löhne (Multi-Filialen im Burgen- 
land wie die Konservenfabrik Felix -Austria, die Frottier- 
warenfabrik Vossen, Triumph International oder die 
Sandalenfabrik Saniped liegen mit ihren Löhnen um ein 
Drittel unter dem österreichischen Durchschnitt). An- 
dere Multis wieder (besonders in der Hotelbranche) 
werben durch Gehälter, die mehr als 25% über dem 
Durchschnitt liegen, den heimischen Betrieben Mitarbei- 
ter ab. 

Produktionsverlagerungen (oder auch nur die Drohung da- 
mit) drängen die Werktätigen in eine schwache Position. Als 
beispielsweise in den USA die Entscheidung fiel, das Junior- 
Werk (Graz) zu schließen, wurden 600 Arbeiter freigesetzt; 
als die Schuhfabrik Bally (Wiener Neustadt) ihre Produk- 
tion nach Südafrika verlagerte, waren über Nacht 1000 
Österreicher arbeitslos; auch Schmalbach -Lubeca (Wien) 
und Bauknecht (Rottenmann) haben infolge von Produk- 
tionsverlagerungen ins Ausland ihre Fabriken geschlossen. 

Von besonderer Bedeutung ist neben General Motors, IBM 
und ITT der Siemens-Konzern, der in Österreich seine 
zweitgrößte Niederlassung hat. Die Siemens AG Österreich 
ist das fünftgrößte Inland-Unternehmen: rund 13 000 Werk- 
tätige erarbeiten für Siemens einen Umsatz von mehr als 9 
Milliarden Schilling jährlich. Neben der Siemens AG Öster- 
reich verfügt die Siemens-Gruppe in Österreich über weitere 
Tochterfirmen: Siemens Bauelemente OHG, Siemens Data 



GmbH, Uher AG, Wiener Kabel und Metallwerke GmbH. 
Somit ist Siemens der größte Multi in Österreich und war 
auch kräftig in den AKH-Schnuergeldskandal verwickelt. 

Eine Eigenheit Österreichs sind die kapitalistischen Profit- 
konzeme der KPÖ (Redeventza, Turmöl, Primex, Agrex, 
Express. Wiener Außenhandelsgesellschaft u.v.a., die von 
der Schlüsselfirma Kommerz-Kontakt gesteuert werden. 
Einzelne dieser Betriebe besitzen lediglich wirtschafts- 
strategische Bedeutung, andere wieder werfen fette Profite 
für den Fonds der KPÖ ab, vor allem jene in der Erdölwirt- 
schaft. Eine Reihe dieser Unternehmen hat am Ostgeschäft 
so gut verdient, daß sie auch in den binnenösterreichischen 
Markt entscheidend eingreifen konnten. 

Die Entstehung des KPÖ-Konzems geht teilweise auf die 
Zeit der sowjetischen Besatzung in Ostösterreich (1945- 
1955) zurück, als diese in Ruhe Handelsfirmen installieren 
und mit Strohmännern versehen konnte. Teilweise sind 
diese Tamfirmen auch jüngeren Ursprungs und verdanken 
ihre geschäftliche Grundlage dem expandierenden Osthan- 
del, den die Comecon-Länder ausschließlich über die öster- 
reichischen Bruderfirmen abwickeln lassen. Rein kapitalisti- 
sches Denken führte die Zweigbetriebe ausländischer Unter- 
nehmen (BP. Shell, Mobil Oil) in ein enges Bündnis mit den 
KP-Firmen. So blühte das Mineralölgeschäft, und so einfach 
ist es für die KPÖ, in einem kapitalistischen Staat an der 
Ausbeutung der Arbeiter teilzuhaben..... 

Auf der anderen Seite haben die BRD-Großbanken ein 
österreichisches Gegenstück in der Raiffeisen-Gruppe. 
Längst dem Rahmen einer landwirtschaftlichen Genossen- 
schaft entwachsen, hat sie Beteiligungen und Tochterge- 
sellschaften In London, New York, Zürich, Luxemburg, 
Hongkong etc. erworben. 

Österreich ist zwar der einzige Teil Deutschlands, der heute 
nicht von fremden Besatzungstruppen akkupiert ist. Dafür 
aber ist der künstlich geschaffene Separatstaat von den Su- 
permächten geknebelt: nicht nur politisch durch den Staats- 
vertrag, sondern auch wirtschaftlich durch die Invasion des 
multinationalen Kapitals. Obwohl die „immerwährende 
Neutralität“ ad absurdum geführt wird, wenn entscheidende 
Positionen in der österreichischen Wirtschaft unter den Ein- 
fluß des Auslands geraten, geht der Ausverkauf Österreichs 
an westliche Multis weiter. 



DDR und COMECON 

Mitteldeutschland wurde nach 1945 direkt an die multi- 
nationalen Strukturen des sowjetischen StaatskapitaÜsmus 
angeschlossen. Als das industriell am höchsten entwickelte 
Land (nach der Sowjetunion) und als zweitstärkste Wirt- 
schaftsmacht im Comecon nimmt die DDR eine Sonderstel- 
lung innerhalb des Ostblocks ein: Während die BRD krisen- 
gefährdetes Investitions- und Absatzgebiet der USA ist, 
dient die DDR der Sowjetunion als stets gut beschäftigte 
Spezial Werkstatt. Beide Teilstaaten jedoch sind als wirt- 
schaftliche Satelliten in die weltweiten militärischen Aben- 
teuer der Supermächte mit einbezogen. 

Auch die Sowjetunion mit ihren Tochtergesellschaften im 
Comecon kann als multinationaler Konzern angesprochen 
weiden (und das Moskauer Politbüro als dessen Vorstand). 
Wie die EG ist auch das Comecon nichts anderes als ein In- 
strument multinationaler Ausbeutungspolitik. Die abhängi- 
gen Staaten und Völker - also auch der mitteldeutsche 
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Teilstaat — sind dem Diktat der Konzerne unterworfen. 
Niemand, der die Preispolitik der UdSSR gegenüber den 
„sozialistischen Bruderländem“ für Rohstoffe und Fertig- 
waren kennt, kann das überzeugend widerlegen. Im sowjet- 
russischen Machtbereich ist eine besondere Form multina- 
tionaler Konzerne entstanden. Da wir uns hier vor allem mit 
den Multis beschäftigen, die aus der westlich-kapitalisti- 
schen Welt hervorgegangen sind, würde die Analyse ihrer 
Ideologie und Praxis unseren Rahmen sprengen. 

Jedenfalls aber zielt die Gesamtpolitik der SED auch im 
ökonomischen Bereich darauf ab, die Bindungen an das 
sowjetische Machtsystem so eng und unauflöslich zu ge- 
stalten, daß irreversible Tatsachen geschaffen werden. Auch 
„drüben“ sind die Deutschen die willfährigen Musterschüler, 
während die anderen Völker des Kolonialsystems sich nur 
widerstrebend der Ausbeutung fügen. 

NATIONALREVOLUTIONÄRE GEGENSTRATEGIEN 

Die multinationalen Konzemstrategien in West und Ost sind 
zu zerschlagen, weil die multinationale Machtkonzentration 
Hauptfeind der Sache der Völker ist. Gerade für Deutsch- 
land als besetztes Land und als Mülldeponie amerikani- 
scher Multis ist die nationale Frage und ihre Verbindung 
mit dem Sozialismus von zentraler Bedeutung. Kapitalismus 
oder Sozialismus, Spielball der Multis oder nationale Revo- 
lution - das ist die tatsächliche Entscheidung unserer Zeit. 

Für die nationalrevolutionäre Strategie ergeben sich aus 
diesen Erkenntnissen fundamentale Folgerungen: 

1. Kein Nationalismus ohne Erkennen des Hauptfeindes in 
den Konzernen! 

2. Kein Sozialismus ohne nationale Mobilisierung der Völ- 
ker gegen den Sowjetkonzem und die Multikonzeme des 
Westens! 



3. Keine ökologische Lebensqualität ohne Zerschlagung der 
Multis! 

4. Keine Demokratie ohne Brech ung der politischen 
Macht der Multinationalen in West und Ost! 

Konkret lassen sich aus diesen Aussagen folgende Forde- 
rungen ableiten: 

1. Überführung der Multis in Volkseigentum! Die deutsche 
Wirtschaft der deutschen Arbeiterklasse, nicht nationa- 
len, internationalen oder feudalen Großkapitalisten und 
deren Marionetten! 

2. Nationalisierung von Schlüsselindustrien (Rohstoffe, Au- 
tos etc.), die sich in der „sozialen Marktwirtschaft“ als 
unkontrollierbar erwiesen haben, zur Sicherung der wirt- 
schaftlichen Souveränität! 

3. Unterbindung multinationaler Tendenzen der deutschen 
Wirtschaft! 

4. Mit den deutschen und ausländischen Kollegen gegen die 
Schaffung ausgebeuteter Wanderarbeitermassen! 

5. Arbeiterselbstverwaltung in den Betrieben 

Die deutsche Volksrepublik, die die Traditionen derschlag- 
kräftigen sozialistischen Arbeiterbewegung Ferdinand Las- 
salles wiederaufnimmt, wird das Ende des multinationalen 
Konzemimperialismus in allen Teilen Deutschlands bedeu- 
ten. Zugleich wird es die Aufgabe der nationalrevolutionä- 
ren Bewegung sein, sich auf die Dimensionen der EG einzu- 
stellen und dem multinationalen Zusammengehen der Groß- 
konzeme und ihrer Marionetten die Solidarität und Zusam- 
menarbeit der Völker und ihrer Befreiungsbewegungen ent- 
gegenzusetzen. Die Furcht des Finanzkapitals und seiner 
Marionettenregierungen vor dem Erwachen der Völker und 
den national revolutionären Bewegungen hat einen durchaus 
realen Hintergrund. □ 

Stefan Fadinger 



Paul Zech 



Fabrikstraße tags 

Nichts als Mauern. Ohne Gras und Glas 
zieht die Straße den gescheckten Gurt 
der Fassaden. Keine Bahnspur surrt. 

Immer glänzt das Pflaster wassemaß. 

Streift ein Mensch dich, trifft sein Blick dich kalt 
bis ins Mark; die harten Schritte haun 
Feuer aus dem turmhoch steilen Zaun, 
noch sein kurzes Atmen wolkt geballt. 

Keine Zuchthauszelle klemmt 
in ein Eis das Denken wie dies Gehn 
zwischen Mauern, die nur sich besehn. 

Trägst du Purpur oder Büßerhemd 
immer drückt mit riesigem Gewicht 
Gottes Bannfluch: uhrenlose Schicht. 
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Paktfreiheit 

für beide deutsche Staaten 

Atomwaffenfreies Europa 

vom Atlantik zum Ural 

Einheit 

für Deutschland 



Die Berliner Alternative Liste hat eine Broschüre herausgegeben, die ihren Diskussionsstand zu den Themen Paktfreiheit, 
Atomwaffenfreies Europa und Einheit Deutschlands widerspiegelt. Es wird kein wissenschaftlicher Anspruch erhoben, sondern 
man möchte sich an alle Interessierten wenden, die sich mit diesen Themen auseinandersetzen wollen. „Wir sind zu der Einsicht 
gekommen, daß wir ... um die nationale Frage und den Friedensbeitrag der Deutschen nicht herumkommen” heißt es im 
Nachwort der Schrift, die von einer Redaktionsgruppe, der u.a. Anke Görss, Thomas Flügge, Reinhard Wöbkemeier, Wilhelm 
Wölfling, Dr. Peter Brandt und Walther Grunwald angehören, zusammengestellt wurde. Die Ge danken anstöße, die die AL zu 
den skizzierten Themen, insbesondere zur nationalen Frage, im alternativen Lager geben konnte, zeigen heute schon ihre 
Auswirkungen: die systemkonforme Presse von SPIEGEL bis DIE ZEIT wittert das Aufkommen eines Nationalismus von links 
in der deutschen Friedensbewegung. Wir möchten versuchen, die Diskussion weiter anzuheizen und einige Passagen der 
AL-Broschüre an dieser Stelle abdrucken. 



Paktfreiheit: Ein deutscher Beitrag zur atomwaffenfreien 
Zone in Europa 

Bisher wurden alle Bemühungen um atomwaffenfreie Zo- 
nen, und wären sie auch nur auf Nordeuropa oder die Mit- 
telmeerländer beschränkt, mit atomstrategischen Argumen- 
ten erstickt. Solange die DDR und die Bundesrepublik Auf- 
marschgebiete und Stapelplatz der sowjetischen und ameri- 
kanischen Atomwaffen sind, scheitern alle Vorschläge an 
der „Militärlogik”. Wenn sich die Deutschen aber dieser 
Militärlogik entziehen, verlieren die USA und die Sowjet- 
union ihre Konfrontationslinie in Mitteleuropa. 

Paktfreiheit für beide deutschen Staaten sehen wir auch als 
eine Voraussetzung für eine Gemeinschaft, die ganz Europa 
einschließt. Weder die westeuropäische Wirtschaftsgemein- 
schaft EWG noch Moskaus Rat für gegenseitige Wirtschafts- 
hilfe RGW tragen den Kern einer gesamteuropäischen Ge- 
meinschaft. EWG und RGW sind nur das wirtschaftliche 
Spiegelbild von NATO und Warschauer Pakt. Eine Gemein- 
schaft, die alle Länder in Ost- und West-Europa einschließt, 
kann auf der Grundlage von Gemeinsamkeit der Kultur, der 
Geschichte, der Menschenrechte angesteuert werden. Da- 
bei können die einzelnen Staaten jede Variante der wirt- 
schaftlichen und gesellschaftlichen Organisation verwirk- 
lichen, ohne sich feindlich abzugrenzen. 

Diese Europa-Politik wird scheitern, solange das zentral- 
europäische Problem - die deutsche Spaltung — nicht über- 
wunden ist. Den entscheidenden Beitrag dazu müssen wir 
Deutschen leisten. Wir müssen den ersten Schritt zur Auf- 
lösung der Militärblöcke wagen. Wir Deutschen müssen uns 
weigern, atomare Abschußrampe für die USA und die 
UdSSR zu sein. Wir müssen Paktfreiheit anbieten. Welche 
Kriegsgründe zwischen Frankreich und Rumänien, der Bun- 
desrepublik und der CS SR, Dänemark und der DDR gibt es 
denn, daß sie sich waffenstarrend gegenüberstehen? Sind sie 
nicht alle Opfer der sowjetischen und amerikanischen Vor- 
mach tansprüche? 

Ein paktfreies Deutschland wird für viele Probleme, die 
heute unlösbar scheinen, eine Lösung ermöglichen. Alle 
Initiativen, die die beiden deutschen Staaten einander 



näher bringen, unterstützen gleichzeitig die Verständigung 
zwischen Ost- und West-Europa. 

Die geistige Spaltung 

Bundesrepublik und DDR ohne nationale Identität 

Eingeschnürt durch die militärischen und wirtschaftlichen 
Interessen der jeweiligen „Schutz”macht kann sich in den 
deutschen Teilstaaten keine nationale Identität entwickeln. 
In der Bundesrepublik bestimmen weitgehend die Werte ei- 
ner Konsum-, Wegwerf- und Unterhaltungsgesellschaft das 
Leben der Bürger. 

ln der DDR hindert - sichtbarer als bei uns - die repressive 
staatsmächtige Bürokratie die kulturelle Entwicklung der 
Menschen. 

Gering sollte angesichts der jahrhundertelangen gemein- 
samen Kulturgeschichte der Haß wiegen, der vor drei Jahr- 
zehnten Deutsche im Interesse der weltweiten Ost-West- 
Konfrontation trennte. Alle geistigen und materiellen Ener- 
gien, die durch die Aufrechterhaltung des staatlich verord- 
nten Feindbildes gebunden sind, fehlen zur Entwicklung 
einer neuen Gesellschaftsform. Diese Kräfte sind aber not- 
wendig, damit sich die Menschen als soziale Wesen schöpfe- 
risch, gleich und selbstverantwortlich entfalten können. 
Es ist notwendig, die geistige deutsche Spaltung zu über- 
winden, damit die schöpferischen Kräfte eine soziale po- 
litische Kultur entwickeln können, an der sich die Bürger 
nicht nur als Konsumenten beteiligen. Der ungehinderte 
Gedankenaustausch der Menschen bei Besuchen von Ver- 
wandten und Freunden ohne die penetrante Bevormundung 
der Regierungen ist eine hoffnungsvolle Brücke in die Zu- 
kunft. 



Die AL-Broschüre zu den Themen Paktfreiheit, Atom- 
waffenfreies Europa und Einheit für Deutschland 
kann über den WIR SELBST-Büchermarkt zum Preis 
von 3,80 DM bezogen werden. 
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Reisebericht 



Basisdemokratie 

und Sozialismus in Libyen 



Begrüßung der WIR SELBST-Re- 
daktion durch den Volkskongreß 
des Bezirkes von Sbea: eine De- 
monstration basisdemokratischer 
und antiimperialistischer Verbun- 
denheit. 




„Ich fühlte mich bedroht und schaute mich nach Unter- 
stützung um. Ich schrie den Sand meines Landes an, mir zu 
helfen. Doch er schien mit ihnen verbündet zu sein... Ich 
spürte die Unterwerfung in meinem Herzen wie einen 
Brand“. In diesen Worten des 1966 verstorbenen jungen 
libyschen Schriftstellers Khalifa at-Takbali drückt sich die 
generationenlange Erfahrung von Unterdrückung und 
Ausbeutung, von Kolonialismus und Neokolonialismus 
aus. Eine Erfahrung, die nicht in Vergessenheit gerät, die 
in der Erinnerung des arabischen Volkes wachgehalten wird, 
bis auf den heutigen Tag lebendig bleibt, auch bei den jun- 
gen Menschen, die die Zeit, als Fremde in Libyen herrsch- 
ten nicht bewußt miterlebt haben. Freiheitsstreben wird 
hier tradiert: Das Wissen über das Woher mündet im Be- 
wußtsein des gemeinsamen Wohin. Nichts ist auffallender 
als die historische Kontinuität, in der die Araber leben, be- 
wußt leben, bewußt kämpfen, aus der sie Kraft für das 
Jetzt und Sinn für ein Morgen finden. Es ist der geschicht- 
liche Nicht-Abriß — trotz Spaltung und Unterdrückung — , 
der den Arabern kollektive Identität ermöglicht. 

Dies ist die erste Lektion, die wir lernen, die man uns auch 
wohl gerne selbstbewußt lehren möchte, als unsere Be- 



gleiter uns als erstes jenes Mahnmal zeigen, das zu Ehren der 
im Kampf gegen die italienischen Kolonialtruppen gefalle- 
nen Muchahedin errichtet wurde. Ein Turm, wuchtig und 
hochaufgerichtet, Symbol arabischen Stolzes und nationa- 
ler Würde. Erinnern soll es an die El-Hani-Schlacht nahe Tri- 
polis in den Tagen vom 23. bis 26. Oktober 1911, als die 
in Stärke und Bewaffnung hoffnungslos unterlegenen arabi- 
schen Freiheitskämpfer in todesmutiger Verzweiflung in 
immer neuen Angriffswellen gegen die Front der Italiener 
anstürmten. 500 gefallene Araber in vier Tagen; das Ergeb- 
nis: die Front der italienischen Kolonialisten kam zum Still- 
stand. Kein Sieg, auch keine Niederlage, aber sichtbar ge- 
wordener Wille zur Freiheit und nationalen Unabhängig- 
keit. 

Wie selbstverständlich sprechen unsere Begleiter, in 
Deutschland studierende libysche Studenten, von nationaler 
Würde, Nationalstolz, Heimatliebe. Keine chauvinistische 
Pervertierung sickert im Gespräch durch, nichts von Haß 
auf alles Fremde, alles was nicht muslimisch ist, wie es uns 
die bürgerliche Journaille der BRD gerne als Zerrbild des 
Arabers serviert. Um es vorweg zu sagen: Während unseres 
Aufenthaltes in Libyen ist uns die politisch zurechtgebo- 



gene Karrikatur des fanatisierten Muslim, der seinen Glau- 
ben mit dem Schwert ausbreiten will nicht begegnet. Wohl 
aber die Natürlichkeit, mit der die Menschen hier mit den 
Werten ihrer Religion und ihrer Nation im Alltäglichen um- 
zugehen verstehen, wie sehr dies alles eine Einheit für den 
Araber darstellt, ihn prägt, ihn zum Handeln motiviert. 
Übertragbar Für uns Europäer ist das nicht. Kulturspezi- 
fisches läßt sich nicht exportieren, daran ist auch niemand 
interessiert. Aber die Achtung für die andere Kultur zu 
entwickeln, das ist es, worauf es uns ankommt. 

Gestern Mittag noch in Frankfurt, dann in einem Dreistun- 
denflug hinein in einen anderen Kulturkreis, in eine andere 
Welt, die uns fremdartig und vertraut zugleich vorkommt. 
Fremdartig, weil die Landschaft, die Städte, die Verhält- 
nisse so anders, so ungewohnt sind. Vertraut, weil die 
Menschen, denen wir begegnen, mit denen wir sprechen 
uns als Freunde empfangen. Die Gespräche sind - das ist 
kein Diplomaten-Schnickschnack - herzlich, offen, natür- 
lich. Wir sind eben keine offizielle Delegation des BRD- 
Staates, wir sind politisch aktive Menschen, in Deutschland 
politsche Außenseiter, Alternative, Systemoppositionelle. 
Keiner von uns sitzt auch nur in der Nähe der staatlichen 



Machtzentrale. Aber vielleicht gerade deshalb werden wir 
mit so viel Unbefangenheit aufgenommen. Die Beziehung 
von Mensch zu Mensch ist direkter, nicht von jener Sterili- 
tät zwischenstaatlich geförderter Kontakte: niemand re- 
präsentiert irgendwen. Der Brückenschlag über die künst- 
lich geschaffene Kluft zwischen unseren Kulturkreisen ge- 
lingt auf Anhieb. 

Am Flughafen empfangen, an wartenden Schlangen deut- 
scher Techniker vorbeigelotst, dann von 2 Caravan der 
Marke Peugeot durch die flirrende Nachmittagshitze in 
Richtung Tripolis chauffiert. Links und rechts der Straße 
aufgewühlte Erde - überall wird planiert, gebaggert, gebaut. 
Dazwischen, wie übriggelassen aussehend, kleine Obstplan- 
tagen, Wassermelonen erntende Bauern in ihrer arabischen 
weißen Bekleidung. Es sind die Gegensätze, die uns bereits 
während der Fahrt auffallen: Planierraupe und Olivenhaine, 
Modernisierung und Bewahrung. Ein junger, revolutionärer 
Staat im Aufbau, mit allen Schwierigkeiten und Fehlern, 
aber auch mit dem schöpferischen Enthusiasmus, der jedem 
echten Neubeginn vorangeht. 

Erst am 21.11.1949 hatten die Vereinten Nationen mit 
nur einer Stimme Mehrheit für die Unabhängigkeit der 
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antikolonialer Widerstand: am 16. Sep- 
tember 1931 wurde der libysche Bedui- 
nenführer Omar Mukhtar nach langem, er- 
bitterten Widerstand gegen die italieni- 
schen Besatzungstruppen Mussolinis ge- 
fangengenommen. 

früheren italienischen Kolonie Libyen votiert. Eine weltpo- 
litische Bedeutung gewann das Land, als Mitte der fünfziger 
Jahre reiche Erdölfunde gemacht wurden. Dies und die mili- 
tärstrategische Bedeutung des riesigen Mittelmeeranrainer- 
landes Libyen zog die Aufmerksamkeit der noch in kolonia- 
len Kategorien denkenden Briten wie auch das Interesse des 
sich ständig auf der Suche nach neuen Militärbasen befin- 
denden US-Imperialismus auf sich. Die libysche Senussi- 
Monarchie verhöckerte für US-Dollar die frisch gewonnene 
nationale Unabhängigkeit, indem sie die Errichtung aus- 
ländischer Militärbasen ebenso gestattete wie die Ausbeu- 
tung der Erdölquellen durch multinationale ölkonzeme. 
Dies muß man wissen, um zu verstehen, wie es dazu kam, 
daß in der Nacht vom 31. August 1969 Gruppen libyscher 
Offiziere, genannt „Bund der freien Offiziere“, unter 
Führung Muammar al-Kadhafis ihre Kasernen in den ver- 



schiedenen Städten verließen, strategische Punkte besetz- 
ten, die wichtigsten Figuren des Königreiches verhafteten 
und am 1 . September, 7 Uhr morgens, die Arabisch-libysche 
Republik ausriefen. Kennen muß man diese Vorgeschichte, 
um die Motive der Revolutionäre verstehen zu können: 
nationale Unabhängigkeit als Voraussetzung einer freien 
Entwicklung, die vollständige Volkssouveränität als Ziel. 

„Allahu akbar...“, schnarrend singend dröhnt es über die 
Dächer von Tripolis. Es ist 5 Uhr in der Frühe. Das „Gott 
ist groß“, mit dem der Muezzin die Gläubigen zum Gebet 
ruft, reißt uns aus dem Schlaf. Lautsprecherverstärkt, die 
Motorengeräusche der ersten Autos in den Straßen der be- 
reits regen Stadt übertönend, vibrierend, langanhaltend: 
,Ja ilaha illa llah“. 

Wieder der auffällige Gegensatz Modernität und Tradition, 




1. September 1969: Es begann 
mit einem revolutionären 
Schritt junger Offiziere unter 
Führung Muammar al-Kadhafis 
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kontraststark, die Empfindungen des westlichen Besuchers 
in Wechselbäder tauchend. Die Romantik von Eintausend- 
undeinemacht im Konglomerat mit der zivilisatorischen 
Hektik des 20.Jahrhunderts. Widersprüchlich? Oder doch 
eher die bizarre Ästhetik einer modernen Gesellschaft, die 
in das Raketenzeitalter ohne Bruch mit der eigenen Ver- 
gangenheit tritt, die die scheinbaren Gegensätze zu einer 
neuen Einheit verbindet: Mit Mohammed und Lautsprecher 
in eine selbstgestaltete Zukunft. Keine Vorzeigoascn für 
Neckermann-Touristen, keine Nischen mittelalterlicher 
Zurückgezogenheit, sondern zeitgemäße Fortentwicklung 
der eigenen Kultur. Impressionen während die letzten 
Worte des Gebetsrufers schwächer werdend vom Minarett 
herüberhallen. 

Vieles möchten wir sehen, nicht modellhungrig wie manche 
ML-Sekte der bundesdeutschen Linken, aber neugierig und 
erwartungsgeladen. Uns fasziniert die Möglichkeit, vor Ort 
sehen zu können, wie - oder ob überhaupt - die libyschen 
Revolutionäre in den 12 Jahren seit dem Sturz der feudal- 
absolutistischen Regierung ihre Vorstellungen von einer 
gerechteren, einer sozialistischen Ordnung eigener Art in 
die Wirklichkeit umsetzen konnten. 

Eine angenehme Überraschung: Wir selbst können das 
Besuchsprogramm festlegen, können Vorschläge machen, 
die - eine organisatorische Bravourleistung unserer Be- 
gleiter - ausnahmslos gebilligt und in die Tat umgesetzt 
werden. 

Natürlich sind wir nicht ganz unvorbereitet. Mit den theo- 
retischen Grundlagen des basisdemokratischen Sozialis- 
mus in Libyen haben wir uns bereits seit längerem vertraut 
gemacht. Im März 1977 leitete der libysche Generalvolks- 
kongreß eine neue Phase der Revolution ein: die Errichtung 
der direkten Demokratie. In Basisvolkskongressen soll dem 
Volk die Möglichkeit gegeben werden, alle grundlegenden 
politischen Entscheidungen in der Jamahiria, der Volks- 
republik,selbst zu treffen. Jeglicher Machtmißbrauch durch 
etablierte Polittunktionäre und Systemrepräsentanten soll 
im Keim erstickt werden, Demokratie als Volksherrschaft 
zumindest die Chance einer Verwirklichung bekommen. 
Politische Selbstbestimmung durch direkte Demokratie.Ent- 
scheidungen mit unmittelbar bindender Wirkung für die 
politische Exekutive, die Volkskomitees - kann solch ein 
System der unmittelbaren Machtausübung durch das Volk 
überhaupt funktionieren? Das sind die Gedanken, die uns 
beschäftigen. Theoretisch hört es sich gut an, was die liby- 
schen Revolutionäre versuchen in die Praxis umzusetzen. 
Es entspricht in vielem den Vorstellungen der radikal-demo- 
kratischen Opposition in der Bundesrepublik, insbesondere 
der aus dem alternativen Lager und den Bürgerinitia- 
tiven heraus entwickelten Kritkik am Parteienstaat, der 
repräsentativen „Demokratie“ - mit der auf wenige Polit- 
marionetten zugespitzten Entscheidungsbefugnis - als 
Selbstbedienungsladen kapitalkräftiger Gruppen. 

Aber Zweifel sind doch vorhanden, ob der Übergang in 
eine basisdemokratische Struktur überhaupt möglich ist. 
Noch dazu unter der besonderen Bedingung, daß die 
Septemberrevolution 1969 ein epochaler Bruch im staat- 
lichen Leben der Libyer war, der die gesellschaftliche 
Kontinuität absolutistischer Herrschaftsausübung übergangs- 
los unterbrach, die Masse der bewußt im Analphabetentum 
gehaltenen erniedrigten, beleidigten, in ihrer Würde verletz- 
ten Libyer innerhalb weniger Jahre auf die Stufe von selbst- 
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bewußten, Demokratie praktizierenden Bürgern heben soll- 
te. Man muß sich das einmal vor Augen führen. Verwaltung, 
Militär, Gerichtswesen, alles in den auf die Machtausübung 
von oben nach unten zugeschnittenen vorrevolutionären 
Strukturen, alles auf die Unterdrückung von demokrati- 
schen Prozessen ausgerichtet. Wie Vorgehen, wie den richti- 
gen Anfang machen, um die Errichtung der Volksmacht, 
wie sie der Generalvolkskongreß am 2.3.1977 erklärte, 
nicht gleich zu Anfang an der Mauer des absolutistischen 
Bürokratismus scheitern zu lassen? Diese Frage stellte sich 
den libyschen Revolutionären. Intellektuelle Sandkasten- 
spiele über das, was man hätte anders machen können, 
statt..., verlieren ihren Sinn angesichts des Weges, den die 
Libyer einschlugen, um die bürokratisch-hierarchische wie 
auch gedankliche Verkrustung in der Gesellschaft zu über- 
winden. 

Am 1.9.1978 rief Kadhafi zur Bildung Revolutionärer 
Komitees auf. Gleichzeitig gab er bekannt, seine Position als 
Erster Sekretär des General Volkskongresses zugunsten einer 
Tätigkeit in den Revolutionären Komitees zur Verfügung zu 
stellen. Welche Funktion innerhalb der revolutionären Ge- 
sellschaftsordnung sollen diese Komitees aber ausüben? 
Oder anders: Etabliert sich in diesen Komitees nicht eine 
neue Führungsschicht, eine Elite, die selbst wieder Macht 
ausübt, schließlich auch möglicherweise Machtmißbrauch 
treibt? Fragen die gestellt werden müssen, die sich geradezu 
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Zentrale der libyschen Revolu- 
tionskomitees in Tripolis: 

der heute spartanisch einge- 
richtete ehemalige Königspalast 



aufdrängen, wenn man ehrlich und objektiv das libysche 
System beurteilen will. 

„Die Revolutionskomitees werden nach dem Erfolg der 
Volksrevolution nirgendwo die Macht ausüben. Aber sie 
werden den Prozeß der Mobilisierung der Massen zur Aus- 
übung der Macht und zur Festigung der Macht der Völker 
fortfiihren. Andernfalls würden sie ein traditionelles Instru- 
ment der Diktatur werden, das die Massen beherrscht“, so 
charakterisiert Kadhafi die Rolle der Revolutionskomitees. 
Man ist sich der Gefahr also offenbar bewußt, die jeder Re- 
volution aus der Entstehung neuer Führungsschichten er- 
wächst. Daß die libyschen Revolutionäre diese Gefahr er- 
kannt haben und aussprechen, scheint zunächst einmal das 
eigentlich Bemerkenswerte zu sein. 

Uns wird nun die Gelegenheit gegeben, mit einem der ak- 
tivsten Revolutionskomitees des Landes die Doppelschnei- 
digkeit der revolutionären Avantgarde zu diskutieren: Mo- 
blisierung der Massen zur Ausübung ihrer demokratischen 
Rechte, ohne aber selbst Macht auszuüben. In Hai el Anda- 
lus, einem Stadtteil von Tripolis, werden wir von dem 
örtlichen Revolutionskomitee empfangen. Männer, die 
kein Blatt vor den Mund nehmen, die offen und ehrlich 
über ihre Vorstellungen von einer Gesellschaft ohne Fremd- 
bestimmung sprechen. Klar, einfach, geradlinig die Gedan- 
ken, und hinter jedem der gesprochenen Sätze spürt man 
die ungeheure Entschlossenheit, das einmal als richtig er- 
kannte auch in die Tat umzusetzen. „Wir sind das Blut 
der Revolution, unsere Aufgabe ist es, die Revolution am 
Leben zu erhalten, ihr neue Kraft zuzuführen“, so und 
ähnlich sprechen sie von ihrer Aufgabe. Wie das konkret 
aussehe, ist unsere Frage. Es kommt das Stichwort der 
ökonomischen Ausbeutung, die es zweifellos immer noch 
gebe, in der Vergangenheit die Regel war. Gemeint ist das 
Verhältnis des Kapitalisten zum Lohnarbeiter, ein Verhält- 
nis, das nach dem Sozialismusverständnis der Libyer umzu- 
wandeln istin eine Partnerschaft aller Produzierenden in 
den Betrieben, also: das Eigentum an Produktionsmitteln 
in die Hände der Schaffenden legen und die Arbeiter- 
selbstverwaltung einführen. Ein klares Konzept, in dieser 



Art ohne Vorbild in der Welt. 

Ja, nun seien sie, erklärten uns die Mitglieder des Revolu- 
tionskomitees, seit September 1978 daran gegangen, die 
lohnabhängigen Arbeiter dazu aufzurufen, die Betriebe, 
in denen sie arbeiten, zu besetzen, Verwaltungskomitees 
zu wählen, den Betrieb zu ihrem Eigentum zu erklären und 
fortan ausbeutungsfrei nach eigenen Vorstellungen zu 
produzieren. Aufklärung und Mobilisierung der Massen, 
das sei die Rolle der Revolutionskomitees. „Sobald der 
Betrieb von den Arbeitern übernommen wurde, war unsere 
Funktion in diesem konkreten Fall beendet“, so sagt einer 
der ihren und fügt hinzu, daß es eine Vielzahl von noch zu 
lösenden Fällen gebe, nicht nur in der Wirtschaft, sondern 
auch in der Verwaltung. 

Dort wo das bürokratische System nach der Revolution 
noch bestand, war es die selbstgestellte Aufgabe der Revo- 
lutionskomitees, das Volk davon zu überzeugen, Ver- 
waltungskomitees zu wählen, die alte Bürokratenzunft 
nicht nur sprichwörtlich in die Wüste zu schicken. Es war 
nicht einfach, sagt ein anderer. Und Probleme gebe es 
auch heute noch: unzureichender Mobilisierungsgrad 
bei der Ausübung der direkten Demokratie, zu geringe Be- 
teiligung der Frauen am öffentlichen Leben, obwohl ihnen 
in Libyen — im Gegensatz zu reaktionären arabischen 
Staaten — alle Rechte zustehen, Mängel, die bei der Um- 
setzung der Theorie in die Praxis auftreten. 

Wir sind froh, von Schwächen und den gemachten Fehlern 
zu hören. Wie sehr hatten wir gefürchtet, nur das farben- 
prächtige Bild des revolutionären Landes gemalt zu be- 
kommen, ein Paradies ohne innere Widersprüche. So aber 
zeigen uns unsere Gesprächspartner, daß dogmatische Eng- 
stirnigkeit verpönt ist; die Menschlichkeit und das Allzu- 
menschliche behalten ihren Platz, sind in der sozialistischen 
Programmatik mitgedacht. Durch das Eingeständnis der 
eigenen Unzulänglichkeiten vermitteln uns unsere Ge- 
sprächspartner Glaubwürdigkeit. Und was könnte wichtiger 
sein, was mehr Sympathie hervorbringen als dies. 

Am nächsten Tag besichtigen wir Fabriken, die von Arbei- 
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tem selbst verwaltet werden, die aber den Arbeitern auch 
selbst gehören. Das Besondere des libyschen Sozialismus: 
nicht der Staat ist Eigentümer der Produktionsmittel, son- 
dern die Arbeiter, die mit ihnen arbeiten. 

Da ist in Shan Sur eine Stoff-Fabrik mit 1800 Arbeitern. 
Zweigwerke sind über das ganze Land verteilt. Ein zehn- 
köpfiges Volkskomitee, das von den Arbeitern gewählt wur- 
de, leitet den Betrieb. Allerdings beschränkt sich die Funk- 
tion des Komitees auf die reine Verwaltung. Die grund- 
sätzlichen betrieblichen Entscheidungen werden basisde- 
mokratisch von allen Arbeitern in Betriebsversammlungen, 
hier Volkskongreß der Arbeiter genannt, gefällt. Um zu 
vermeiden, daß marktwirtschaftlicher Profiteifer sich in 
die Reihen der selbstverwalteten Arbeiterfabriken ein- 
schleicht, unterliegt die Produktionsplanung bestimmten 
Rahmenrichtlinien, die von dem Volkskongreß der Region, 
in der das Werk liegt, beschlossen werden. Ökonomische 
wie ökologische Bedenken der benachbarten Bevölkerung 
können auf diese Weise berücksichtigt werden, ja mehr 
noch, sie markieren die Grenzen, über die sich das In- 
dustrieunternehmen nicht hinwegsetzen darf. Hier in 
Shan Sur hat beispielsweise der Volkskongreß dem Stoff- 
Unternehmen außerordentlich harte Umweltschutzvor- 
schriften auterlegt, deren Einhaltung von dem regionalen 
Volkskomitee überwacht wird. 

Während uns die Volkskomiteemitglieder der Stoff-Fa- 
brik dieses gesellschaftliche Regulativ der industriellen 
Produktion erklären, schwirren unsere Gedanken über das 
Mittelmeer in unsere Heimat, lassen filmartig Atomkraft- 
werke, Startbahn West, Bayer, BASF, in Smog gehüllte 
Städte an unserem geistigen Auge vorüberziehen, höhnende 
Worte der heimischen Kapitalisten dringen an unser Ohr, sie 
schwatzen von Demokratie derweil sie ihre Unternehmens- 
entscheidungen von ihren „VoIks“-Vertretem ausführen 
lassen. Nein, einen Modelltransfer wollen wir nicht, aber 
warum um Gottes willen sollten wir von dem libyschen ba- 
sisdemokratischen Sozialismus nicht lernen dürfen? 

Neben dem von den Arbeitern gewählten Verwaltungskomi- 
tee gibt es hier in Shan Surein Gewerkschaftskomitee, das 
aus fünf von der Belegschaft gewählten Vertretern besteht. 
Deren Aufgabe ist die Beratung des Volkskomitees ebenso 



wie der Arbeiter in allen Fragen der Arbeitsplatzhumani- 
sierung und der Organisation des betrieblichen Arbeitens. 
Gearbeitet wird in Shan Sur - so hat es der Betriebs- 
Volkskongreß beschlossen - in 2 Schichten; die Arbeits- 
zeit ist auf 7 Stunden täglich beschränkt. 

Wir fragen nach den Problemen, die im Produktionsprozeß 
auftreten. Da sei hauptsächlich die mangelhafte Ersatzteil- 
lieferung für die vor allem aus England, der Schweiz und 
der BRD importierten Maschinen -u nennen. Die Liefer- 
firmen seien in erster Linie am V.*kauf neuer Maschinen 
interessiert; der notwendige Ersatzteilnachschub werde 
deshalb wohl absichtlich verzögert. Dieses Argument hören 
wir des öfteren. Bereits bei unserer Ankunft hatten wir uns 
darüber gewundert, daß in den Straßen von Tripolis un- 
zählige Autos französischer Fabrikation zu sehen waren, 
die von ihren Besitzern am Straßenrand stehen gelassen 
wurden, da selbst bei kleineren Defekten Reparaturen 
infolge fehlender Ersatzteile unmöglich sind. Unsere Beglei- 
ter sprechen mit merklicher Bitterkeit über diese Misere. 
Gleichzeitig aber verstärkt diese Erfahrung den Willen der 
Bevölkerung zur absoluten Unabhängigkeit, gerade im 
wirtschaftlichen Bereich. Schon heute beginnt man mit der 
mühseligen Herstellung der notwendigen Ersatzteile in 
eigenen Werkstätten. Und noch etwas: die schlechten 
Erfahrungen mit europäischen Firmen, deren Geschäfts- 
praktiken ja nie frei von politischen Einflüssen sind, haben 
die Libyer dazu bewogen, verstärkt Handelsbeziehungen 
mit Japanern und Koreanern anzuknüpfen. Die alte Tradi- 
tion des Handels- und Kulturaustauschs zwischen dem 
europäischen und arabischen Raum beginnt durch das 
politisch-kapitalistische Intrigenspiel - vor allem seitens der 
USA — brüchig zu werden. Der Schaden, der unseren 
Völkern dadurch erwächst, ist nicht in Zahlen oder Wirt- 
schaftsdaten auszudrücken, er beginnt die Grundlage 
unserer gemeinsamen Geschichte und unserer gemeinsamen 
weltpolitischen Interessen zu zerstören. 

Da gerade die Rede von gemeinsamen Interessen unserer 
Völker die Rede ist: natürlich steht auch die Besichti- 
gung einer Erdölraffinerie auf dem Besuchsprogramm. 
Hier in Zawia wird das in Pipline aus Briga und Sedra heran- 
gebrachte Rohöl zu verbrauchsfertigen Produkten wie 



Erdölraffinerie in Zawia: der 
Ölreichtum des Landes garan- 
tiert einen Sozialismus des ei- 
genen nationalen Weges 
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Diesel, Heizöl, Gas... weiterverarbeitet. Die Anlage ist 
hochmodern. Computergesteuert werden jährlich mit 
Hilfe von 800 Beschäftigten 40 Millionen Barrel Öl ver- 
arbeitet. Kapazitätserweiterungen sind geplant, um mehr 
als bisher das Rohöl selbst zu verarbeiten und die End- 
produkte exportieren zu können. 

Wie ein technisches Ungeheuer liegt es vor uns, dieses 
Röhren- und Kessel Wirrwarr: einer der Kulminations- 
punkte des libyschen Reichtums. Öl, fast ein Zauber- 
wort, von den Libyern auch als gnädiges Geschenk Gottes 
angesehen, irgendwo in der Wüste gefördert, über hunderte 
und lausende Kilometer hierher gepumpt, verarbeitet und 
in riesigen Behältern gelagert - Chance und Versuchung 
zugleich. Daß die Libyer den Reichtum nicht nutzen, um 
neue Hierarchien, neue Klassen zu schäften, sondern 
sich darum bemühen, eine möglichst gleichmäßige Ver- 
teilung des natürlichen schwarzen Reichtums im Volk 
zu erreichen, ihren Sozialismus als göttlichen Auftrag 
auffassen, ist für uns, die wir die Verhältnisse in der Jama- 
hiria vor Ort miterleben können ein Zeichen dafür, daß 
das Volk eher die Chance verstanden hat, die in dem 
Zauberwort Öl verborgen hegt. Ohne diesen Schatz der 
Natur wäre auch die auf Unabhängigkeit von den Super- 
mächten ausgerichtete Außenpolitik Libyens sicherüch 
sehr viel schwieriger, jedenfalls nicht mit der Entschieden- 
heit durchzuführen, wie es geschieht. 

Bildung für alle Schichten des Volkes war einer der Schwer- 
punkte des revolutionären Programms, das gleich nach dem 
Sturz der Monarchie von Kadhafi und seinen Mitstreitern 
verkündet wurde. Daß es nicht bei dieser programmatischen 
Verkündung blieb, zeigen uns unsere Begleiter mit kaum 
verstecktem Stolz bei einem Besuch der Al-Fateh-Universi- 
tät. Es ist tatsächlich imponierend, wie der libysche Staat 
innerhalb weniger Jahre den Bildungssektoi so ausgebaut 
hat, daß kein Vergleich zu europäischen Ländern gescheut 
werden braucht, sondern im Gegenteil in vielem - beson- 
ders was die demokratische Strukturierung des universi- 
tären Systems angeht - heute schon vorbildhaft erscheint. 
Die Al-Fateh-Universität hat 10 Fakultäten, wobei auf die 
technischen und naturwissenschaftlichen Fächer das 
Hauptgewicht an finanzieller Förderung gelegt wird. In Tri- 
polis studieren 10 000 Studenten, 2000 von ihnen wohnen 
in Studentenwohnheimen. Das Studium ist frei und wird - 
ähnlich dem deutschen System - finanziell gefördert. 
Etwa 1000 Hochschullehrer lehren an der Al-Fateh-Univer- 
sität, 45 % sind Libyer. Mehr als die Hälfte der Lehrkräfte 
kommen also aus dem Ausland. 

Die demokratische Durchorganisierung aller Lebensbereiche 
der libyschen Gesellschaft hat auch vor den Toren der Uni- 
versitäten nicht Halt gemacht. Die Leitung der Uni-Verwal- 
tung liegt in den Händen eines Volkskomitees, das von dem 
Universitäts-Volkskongreß gewählt wurde. Ebenso hat jede 
einzelne Fakultät ihr Volkskomitee. Die basisdemokratisch 
beschlossene Satzung der Universität legt fest, daß jedes 
Volkskomitee - der einzelnen Fakultäten wie auch der 
Gesamtuniversität - sich zu gleichen Teilen aus Studenten, 
Hochschullehrern und Arbeitern zusammensetzen muß. 
Lehrinhalte werden in Gesamtvolkskongressen der ein- 
zelnen Fakultäten gemeinsam beraten und schließlich fest- 
gelegt. Etwas verlegen gesteht uns der Sprecher des Uni- 
Volkskomitees, daß die Einbeziehung der Arbeiter in die 
demokratischen Prozesse leider nur theoretischer Art ist. 



da das Interesse der Arbeiter daran gegenwärtig sehi gering 
sei. Man hoffe aber, daß sich dies mit der Zeit im Zuge einer 
allgemeinen demokratischen Bewußtseinsbildung in der Ge- 
sellschaft ändern werde. Auf gar keinen Fall werde man da- 
raus die Konsequenz ziehen, dieses grundsätzliche Recht 
der Arbeiter, an Entscheidungen innerhalb der Universi- 
tät gleichberechtigt teilzunehmen, den Arbeitern abzu- 
sprechen, den einmal erreichten Fortschritt wieder rück- 
gängig zu machen 

Immer wieder, so auch hier in der Universität, hören wir, 
daß sich die libyschen Revolutionäre der Gefahr bewußt 
sind, die der Basisdemkratie durch die Etablierung neuer 
Eliten entstehen kann. Gerade die Universität als elitäre 
Anstalt zur Züchtung von Klassenunterschieden und als 
traditioneller Hort des Standesdünkels in vorrevolutio- 
nären Zeiten mußte deshalb Ziel revolutionärer bewußt- 
seinsändemder Arbeit sein. „ Eine demokratische gesell- 
schaftliche Entwicklung kann nur verwirklicht werden, 
wenn eine enge Verbindung von Univeristät und dem ar- 
beitenden Volk erreicht wird“, sagt der Sprecher des Uni- 
Volkskomitees. Und fast meint man, einen Vertreter der 
68-er Studentenrevolte aus Europa vor sich zu haben. Wa- 
ren das nicht genau die Vorstellungen, für die eine ganze 
Studentengeneration auf die Straßen und auch auf die 
Barrikaden gegangen ist, die allerdings innerhalb eines Zeit- 
raumes von etwas mehr als zehn Jahren sich verflüchtigt 
haben, denen allenfalls noch einige Revolutionsromantiker 
nachtrauem. In den heimatüchen Gefilden der repressiven 
kapitalistischen Ordnung hatte die Studentenbewegung ge- 
genüber der staatlichen Allmacht keine Chance, ihre Träu- 
me Wirklichkeit werden zu lassen. Zu sehr war wohl das 
ganze System verkrustet, zu stark noch das System der Un- 
terdrückung. Und nun sieht man hier plötzlich die Utopien 
von gestern in realer Gestalt vor sich: „Jede Fakultät hat 
bestimmte Projekte im Volk übernommen, die in Verbin- 
dung mit der Bevölkerung in gemeinschaftlicher Arbeit 
durchgeführt werden. Es ist auch so, daß die Durchführung 
der von dem Generalvolkskongreß beschlossenen wirtschaft- 
lichen Fünf-Jahres-Pläne auch von den Studenten mitver- 
antwortet wird, die Einbeziehung in das Arbeitsleben jedes 
Einzelnen somit gewährleistet ist“, erklärt uns weiter der 
Sprecher des Uni-Volkskomitees. 

So ist die Ferienarbeit der Studenten in den Fabriken 
obligatorisch, nicht im Sinne eines Muß, aber als von fast 
allen Studenten freiwillig genutzte Möglichkeit, einen 
Beitrag zur gesellschaftlichen Entwicklung auch im Arbeits- 
leben zu leisten. 

Von seiten der Universität werden z.B. Bewässerungspio* 
jekte der landwirtschaftlichen Fakultät gefördert, wo Stu- 
denten, Hochschullehrer und Bauern gemeinsam arbeiten 
und mit- und voneinander lernen. Oder: in der technischen 
Fakultät wurden Reparaturwerkstätten eingerichtet, wo 
Studenten Reparaturarbeiten auch für die Bevölkerung 
ausführen können. Das pädagogische Ziel sei, wie man uns 
erklärt, ein brüderliches und sozialistisches Zusammen- 
leben, eine humane Gesellschaft ohne Klassenunterschiede 
und Aggression. Zum Schluß geben uns unsere Gesprächs- 
partner die arabische Weisheit mit auf den Weg: „Arbeite 
für alle und habe das Gefühl, daß du morgen stirbst; arbei- 
te für das Leben, als ob du unendlich lebst." 

Saharat, Blume der Revolution, in der farbig-phantasievol- 
Icn Sprache der Araber ist das die Bezeichnung für die Ju- 
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Saharat, die Blume der Revolution: Ferienausbildungslager für Mädchen in Alazizia 



gendorganisation, in der Mädchen bis zum Alter von 14 
Jahren an die Ideale der Revolution herangeführt werden 
sollen. Revolutionäre Erziehung in Ferienlagern, nicht staat- 
lich oktroyiert, sondern auf freiwilliger Basis, wir erhalten 
die Gelegenheit, ein solches Ausbildungs- und Ferienlager 
in Augenschein zu nehmen, uns ein Bild von der pädago- 
gischen Heranbildung libyscher Revolutionsaktivistinnen zu 
machen. 

Überraschend die grüne Uniformierung der Mädchen, aller- 
dings nur für den voreingenommenen Beobachter falsche 
Klischeevorstellungen aufkommen lassend. Nur bei ober- 
flächiger Betrachtung entstehen Assoziationen zur vormili- 
tärischen FDJ-Gängelung der Jugend. Abgesehen von der 
Freiwilligkeit der Teilnahme, die hier nicht nur auf dem 
Paier steht, ist die gesamte pädagogische Konzeption des 
Lagers auf die Entwicklung basisdemokratischen Denkens 
und Handelns gerichtet. 

Die in Gruppen eingeteilten Mädchen wählen sich ihre 
eigene Lagerverwaltung, ihr eigenes Volkskomitee. Das 
Ausbildungsprogramm wird zu Beginn des Lagers mit den 
Leiterinnen - zumeist Lehrerinnen, die diese Aufgabe frei- 
willig in ihrer Freizeit übernommen haben - diskutiert und 
gemeinsam verabschiedet. Für die einzelnen Sektoren wie 
Sport, Bücherei, Unterrichtsmaterialien. ..werden Komitees 
gewählt, die eigenverantwortlich ihren Aufgabenbereich zu 
betreuen haben. Für viele Mädchen sind diese Lager will- 
kommene Anlässe, das Elternhaus einmal zu verlassen und 



mit Gleichaltrigen die Ferien zu verbringen. Wichtiger aber 
noch ist, daß Emanzipation der Frau hier Wirklichkeit wird, 
die schleierversteckte Unterdrückung der Frauen, wie sie in 
reaktionären arabischen Ländern heute noch durchgängig 
anzutreffen ist, in Libyen der bewußten Einbeziehung der 
Mädchen und Frauen in die revolutionäre Veränderung der 
Gesellschaft weichen muß. 



Über weitere Stationen unserer Reise durch Libyen, das 
Land, das entschlossen ist, seinen eigenen nationalen 
Weg zu einem basisdemokratischen Sozialismus zu gehen, 
werden wir in den nächsten Ausgaben der WIR SELBST 
berichten: 

— die genossenschaftliche Selbstverwaltung der Landwirt- 
schaft, 

— Vermarktungsgenossenschaften, 

— regionale Volkskongresse. 

WIR SELBST-Redaktionskomitee 
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Raub der Golan-Höhen 
imperialistischer Landhunger der Israelis 



Paläsinensische Freiheits- 
kämpfer bei der Nahkampf- 
aubildung. 



lagerte flache Land. Aber auch vor dem Blitzkrieg, als die 
Syrer dieses Terrain noch besaßen, gingen aller israelischen 
Propaganda zuwider die Angriffe stets von der Ebene aus. 
Mit ständigen Provokationen haben die jüdischen Siedler 
versucht, Dunam um Dunam des fruchtbaren Vorgebirgs- 
landes zu vereinnahmen. Die UNO verurteilte Israel wegen 
des Bombardements des Dorfes Tawafik; die Tatsachen wer- 
den auf den Kopf gestellt, wenn behauptet wird, die Syrer 
hätten den Anlaß für die völkerrechtswidrige Landnahme 
auf dem Golan geboten. Dies wird sehr plastisch von dem 
schwedischen General Carl von Horn, der als UN-Oberbe- 



Seit wann bietet die strategisch günstige Situation einem 
Nachbarn das Recht der Grenzkorrektur? In diesem Sinne 
wären strategisch „sichere Grenzen“ solche, die in Er- 
füllung des zionistischen Traumes von Eretz Israel „tief 
nach Zentralsyrien und weit über den Jordan hinweg“ 
reichen. Ist das der Grund, weshalb Israel bis heute seine 
Grenzen nicht definiert hat? 

Durch den Besitz des Golan aber wird der illegitime Staat 
Israel nicht sicherer, ebensowenig durch die „Wehr“-Sied- 
lungen auf der Westbank. Erst wenn man in Tel Aviv den 
Rassendünkei abstreift und es aufgibt, sich für unfehlbar 



Den Gebietsgewinn von 1250 qkm, den die Israeli im Juni- 
krieg 1967 zu Lasten der Syrer auf dem Golan erwarben, 
hat Begin jetzt auch juristisch seinem Staat ein verleibt, 
indem er ein entsprechendes Gesetz in die Knesseth ein- 
brachte. Im Schatten der polnischen Ereignisse ratifizierte 
das israelische Parlament mit 63 zu 21 Stimmen die Ge- 
setzesvorlage, wonach dieses völkerrechtlich zu Syrien 
gehörige Gebirgsplateau integraler Bestandteil des Zioni- 
stenstaates wurde und das israelische Gesetz hier fortan 
Geltung haben soll. 

Freudentänze in Israel und papieme Proteste in Washing- 
ton, Kairo und der übrigen Welt gehen unter im Dröhnen 
polnischer Kommißstiefel. Die UNO offenbart wieder ein- 
mal ihre systembedingte Ohnmacht: Sanktionen gegen 
Israel, das sich erneut einer eindeutigen Volke rrechtsver- 
letzuung schuldig macht, sind nicht zu erwarten. Dies wird 
die Zionisten ermutigen, die Westbank folgen zu lassen. 
Die strategischen Begründungen werden nachgeliefert. 

Die Zerrissenheit des arabischen Lagers macht es den land- 
hungrigen Israeli leicht, scheibchenweise ihre imperiali- 
stische Politik weiterzuverfolgen. Amerika liefert den 
Schild in Form des strategischen Kooperationsabkommens, 
die Sowjetunion hält sich zurück, und die Europäer sehen 
keinen Grund, sich arabischer als die Araber zu verhalten. 
Noch ist die israelische Rechnung immer aufgegangen; 
schon werden wieder neue Siedlungen auf dem Golan sowie 
auf der Westbank gebaut. Das Bombardement auf den ira- 
kischen Reaktor und der Luftangriff auf das Beiruter Wohn- 
gebiet sind vergessen. Die veröffentlichte deutsche Mei- 
nung sieht es als das gute Recht der Israeli an, wenn diese 
fordern, daß die Syrer ihre Raketenstellungen aus dem Li- 
banon zurückziehen, denn schließlich verwehren diese Ab- 
wehrsysteme ihnen den ungehinderten Überflug über das 
gebeutelte Land. 

Doch fuhrt uns diese aggressive Politik (Begin unterscheidet 
sich diesbezüglich übrigens überhaupt nicht von seinen Vor- 
gängern, nur ist er viel ehrlicher) wegen des militärischen 
Aneinanderrückens der Großmächte immer näher an den 




Israel und von Israel besetzte Nachbarge- 
biete ( Golan-Höhen , Gasa-Streifen, Sinai- 
Halbinsel. Westjordanland ) Stand Mitte 
1981 

Rand einer globalen Entladung. Nur weil ein paar religiöse 
Eiferer die Bibel als Grundbuch ansehen und Amerika es zu- 
läßt, daß insoweit der Schwanz mit dem Hund wedelt. 

Auch wenn der Friedensnobelpreisträger aus Tel Aviv stän- 
dig von Frieden und sicheren Grenzen redet, diese Politik 
bringt den Frieden nicht näher. Offenbar kann er nur in 
militärischen Kategorien denken, denn als Argument für 
die Annexion des Golan muß die potentielle strategische 
Gefahr, die von diesem Höhenrücken ausgeht, herhalten. 
Dabei ist der Golan derzeit nicht im Besitz der Syrer. Folg- 
lich fehlt es schon deshalb an der Bedrohung für das vorge- 



fehlshaber in Palästina die israelischen Praktiken miterleb- und auserwählt zu halten, wird ein Friede, ein Ausgleich 

te, in seinem 1967 bei Molden erschienen Buch „Soldaten mit den Nachbarn und den rechtmäßigen Erben Palästinas, 

mit beschränkter Haftung“ beschrieben. den Palästinensern, möglich sein. □ 




Terror der Landräuber: Israelische Besatzer prügeln auf palästinensische Jugendliche ein 
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Weltweiter Befreiungskampf 



WALES 

Die walisische Nationalistenpartei „Plaid Cymru” will für 
ein „demokratisches Wales in einem sozialistischen Staat” 
eintreten. Dies beschloß die zentrale Konferenz der natio- 
nalrevolutionären Partei. Zum neuen Parteiobmann wurde 
Dafydd Wigley gewählt, der Unterhausabgeordneter im 
britischen Parlament ist. Wigley wird Nachfolger des lang- 
jährigen Vorsitzenden Gwynfor Evans, der sich nachhaltig 
um die Sache des walisischen Volkes große Verdienste er- 
worben hat. 




Dafydd Wigley 



* 

Eintausend narzissen farbige Helium-Ballons trugen die 
Kunde von der Waliser Atomfreiheit auch nach England 
und Schottland. Soeben haben die acht walisischen Regio- 
nalräte beschlossen, jedem Versuch, in ihrem Verwaltungs- 
bereich Atomwaffen zu lagern oder herzustellen. Wider- 
stand zu leisten. An vorderster Front der walisischen Frie- 
densbewegung, die ein atomwaffenfreies Europa von Ir- 
land bis zum Ural fordert, stehen die walisische Plaid 
Cymru und ihr ehemaliger Partei Vorsitzen der Gwynfor 
Evans sowie der walisische Nationaldichter R.S. Thomas. 
Wales kann nun durch seine Regionalräte alle auch nur ent- 
fernt als „atomar” einzuschätzenden Pläne der Zentralre- 
gierung behindern. Kraft ihrer Verwaltungsbefugnisse 
können die Regionalräte Baupläne der Regierung auf- 
halten, die geheimen örtlichen Selbstschutzpläne be- 
kanntgeben, Befehlsbunker zur öffentlichen Besichtigung 
freigeben oder in den Schulen „Freidensstudien” als Teil 
des Unterrichtsprogramms anordnen. 



IRLAND 

Ein Kommando der nordirischen Befreiungsorganisation 
IRA hat Ende Februar in nordirischen Gewässern ein bri- 
tisches Frachtschiff mit Sprengladungen versenkt. Die Be- 
setzung des Schiffes wurde vorher in Sicherheit gebracht. 
Ein Sprecher der SINN FEIN bezeichnete die Maßnahme 
als notwenige „Aktion zur Bekämpfung des britischen Im- 
perialismus”. 

SCHOTTLAND 

Seit Oktober 1981 versendet in Großbritannien eine bisher 
unbekannte Gruppe schottischer Umweltschützer, die 
„Dark Harvest Commandos“ (Kommando Dunkle Ernte) 
eine tödliche Post an britische Behörden: Bodenproben, die 
hochgiftiges Anthrax (Milzbranderreger) enthalten. Die ver- 
suchte Erde stammt zweifellos von der Westschottland vor- 
gelagerten Hebrideninsel Gruinard, die seit Versuchen der 
britischen Armee mit biologischen Waffen im Jahre 1941 
verseucht ist. Die Versender der Todespakete wollen mit 
ihrer Aktion gegen die Verseuchung dieser Insel protestie- 
ren. Wie sie der britischen Presse mitteilten, beabsichtigen 
sie, in diesem Jahr insgesamt 150 kg verseuchter Erde von 
Gruinard zu „verteilen” - und das, obwohl der Zugang zu 
der Insel seit 41 Jahren strengstens untersagt ist und das 
Londoner Verteidigungsministerium von jedem, der sie den- 
noch aufsucht, eine siebenmonatige Immunisierungsbehand- 
lung verlangt. 

1941 war die Insel im Nordwesten Schottlands der Schau- 
platz eines unheimlichen Versuchsprogramms der britischen 
Armee. Auf Anweisung des damaligen Premierministers 
Winston Churchill testeten Wissenschaftler dort die Auswir- 
kung von B-Waffen (kleine Bomben, die Milliarden von 
Milzbrandbakterien enthielten) auf Schafe. Die Versuchtie- 
re verendeten qualvoll innerhalb weniger Tage, und so er- 
wog Englands „Grand Old Man”, mit diesen Bakterienbom- 
ben die 6 größten deutschen Städte anzugreifen. 40.000 
Milzbrandbomben sollten auf Berlin, München, das Ruhrge- 
biet und andere Städte Deutschlands fallen und alles Leben 
auslöschen. Deutschland wäre auf Jahrhunderte hinaus 
unbewohnbar geworden. Der müitärische Zusammenbruch 
des „Dritten Reiches” machte jedoch die Durchführung 
dieses unfaßbaren Planes (der selbst in höchsten britischen 
Militärkreisen auf Ablehnung stieß und dadurch immer 
wieder verzögert wurde) überflüssig. 

Geblieben freilich ist die völlig verseuchte Insel Gruinard. 
Untersuchungen, die Jahrzehnte später dort angestellt wur- 
den, zeigten daß die Milzbranderreger nicht abstarben, son- 
dern lebensfähig blieben, nach Meinung von Experten ver- 
mutlich noch jahrhundertelang. Um Gruinard zu entseu- 
chen, müßte man eine meterdicke Erdschicht abtragen und 
in der Nordsee versenken oder aber die ganze Insel zubeto- 
nieren und in der Nordsee versenken oder aber die ganze In- 
sel zubetonieren - beides Vorhaben, die ungeheure Sum- 
men verschlingen würden. Infolgedessen haben sich die zu- 
ständigen Stellen in der fernen Metropole bis heute nicht 
ernsthaft um eine Lösung bemüht. Die illegale Umwelt- 
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schutzgruppe, die die „Saat des Todes“ unter Lebensge- 
fahr von Gruinard holte, fordert aber gerade die Abdec- 
kung des verseuchten Inselbodens mit meterdickem Beton: 
„1941 nahm uns die Regierung unsere Insel. Wir wollen sie 
zurückhaben!“ 

PUERTO RICO 

Das New Yorker Banken- und Börsenviertel rund um die 
Wallstreet wurde Anfang März zum Schauplatz mehrerer 
Bombenanschläge. In einem Communique übernahm die 
nationalistische puertoricanische Organisation FALN (Be- 
waffnete Kräfte für die Nationale Befreiung) die Verant- 
wortung für diesen Angriff gegen den Yankee -Imperialis- 
mus. - Die USA verletzten die nationalen Rechte der An- 
tilleninsel Puerto Rico als Kolonialmacht und organisieren 
Verfolgungskampagnen gegen jene Puertoricaner, die für die 
Unabhängigkeit ihrer Heimat eintreten. 

Die Insel, die 3,5 Millionen Einwohner iberoamerikanischer 
Herkunft hat, kam Ende des 19. Jahrhunderts unter die 
Kontrolle Washingtons, nachdem die USA Spanien im Ku- 
ba-Krieg geschlagen hatten. Seit einer Generation ver- 
suchen puertoricanische Nationalisten, die US-Herrschaft 
durch blutige Anschläge und Entführungen abzuschütteln. 
Die FALN, deren Guerillaverbände vehement um das unver- 
äußerliche Recht der Selbstbestimmung und Unabhängig- 
keit kämpfen, hatte vor allem in den Jahren 1975 bis 1980 
zahlreiche Schläge gegen die USA du rchge führt. 

QUEBEC 

Für die völlige Unabhängigkeit von Kanada hat sich auf ih- 
rem letzten Parteikongreß in Montreal die regionale Re- 
gierungspartei, die befreiungsnationalistische „Parti Que- 
becois” ausgesprochen. Bei einer Lösung des francopho- 
nen Quebec von Kanada und der Gründung eines eigenen 
Staates wären die Delegierten bereit, auch die Lösung 
sämtlicher bestehender wirtschaftlicher Bindungen mit 
Kanada in Kauf zu nehmen. 



KOSOVO 

Seit den anhaltenden Unruhen in der von Angehörigen der 
albanischen Volksgruppe besiedelten Provinz Kosovo, sind 
nach Angaben der Gefangenenhilfsorganisation „Amnestie 
International ” (ai) mehr als 800 Albaner aus politischen 
Gründen verurteilt worden. In der überwiegenden Mehr- 
zahl der Strafanträge gegen die albanischen Befreiungs- 
nationalisten wurde der Strafrechtsartikel „Feindliche 
Propaganda“ angewandt und es wurden Haftstrafen 
zwischen einem Monat und 15 Jahren verhängt. 

ARMENIEN 

Mit Anschlägen auf ein türkisches Flugbüro durch Mit- 
glieder der „Armenischen Befreiungsarmee“, auf Ge- 
richtsgebäude in der Schweiz durch die armenische Unter- 
grundorganisation „9.Juni“ und auf französische Einrich- 
tungen in Beirut durch die „Armenische Geheimarmee 
zur Befreiung Armeniens“ (ASALA) machten Armenier in 
den vergangenen Monaten auf die Festsetzung ihrer Ange- 
hörigen aufmerksam. 

NICARAGUA 

Das Ziel Reagans und des CIA, Nicaragua als „destabili- 
sierenden Faktor in Lateinamerika“ zu isolieren, ist klar. 
Diese Tatsache wird durch die Bildung der sogenannten 
„Mittelamerikanischen Demokratischen Gemeinschaft“ 
durch Honduras, Costa Rica und El Salvador illustriert. Mit 
diesem imperialistischen Manöver soll die einzige wirk- 
lich demolaatische Nation Mittelamerikas — Nicaragua — 
isoliert und die salvadorianische Militäijunta gestützt wer- 
den. Die Teilnahme Costa Ricas an dieser Gemeinschaft ist 
die Folge der unzähligen Druckmittel, die die Reagan -Admi- 
nistration gegenüber der Regierung dieses zentralamerika- 
nischen Staates ausgeübt hat, um sie zu einer Option gegen 
das revolutionäre Modell in Nicaragua und zugunsten der 
geplanten „Wahlen“ in El Salvador zu zwingen. 




Nicaraguaner und Kubaner bei der 
vom CIA geförderten Dschungel- 
kampf-Ausbildung in den Ever- 
glades-Sümpfen in Florida 



39 





Das Ende der alten Ord- 
nung von Orozco setzt 
der revolutionären Ge- 
sinnung der Lateiname- 
rikaner ein Denkmal. 
Daß die Welt hinter 
ihnen in Trümmer 
sinkt, ist kein Grund 
zur Trauer. Arbeiter 
und Bauern schauen 
noch einmal zurück, 
bevor sie darangehen, 
die Zukunft neu zu ge- 
stalten. 



ZENTRALAMERIKA: „YANKEE GO HOME!“ 

Die Geschichte der militärischen US-Interventionen in Zen- 
tralamerika ist lang. Bereits vor 75 Jahren warnte dernica- 
raguanische Dichter Rüben Dario den US-Präsidenten Theo- 
dore Roosevelt, daß amerikanische Kugeln nicht für immer 
die Zukunft Zentralamerikas bestimmen würden. Und vor 
20 Jahren versprach Ernesto „Che“ Guevars, „zwei, drei, 
viele Vietname in Lateinamerika“ zu schaffen. Die Reagan- 
Regierung, deren Bösartigkeit und Stupidität alles bisher 
Dagewesene übertrifft, hat nichts aus der vietnamesischen 
Lektion gelernt: sie „vietnamisiert“ heute die Konflikte in 
Zentralamerika, denn sie begreift nicht einmal die grundle- 
gendsten sozialen und ökonomischen Bedingungen der Re- 
gion; hingegen dient ihr paranoisches Modell der „Ost-West- 
Konfrontation“ als Alibi für militärisches Abenteuertum. 
Diese Politik der wirtschaftlichen Unterdrückung und Ein- 
mischung in Mittelamerika verdeutlicht der Fall El Salvador 
ganz klar. Das Pentagon, der CIA, Alexander Haig und die 



faschistischen Generale der zentralamerikanischen Armeen 
können sich nur eine Lösung auf dem Schlachtfeld vorstel- 
len. 

Die nächsten Jahre werden also zweifellos eine Bestätigung 
der Prophezeihungen Darios und Guevaras bringen. Denn 
die Tatsache, daß die rechtsgerichteten Oligarchien und ihre 
US-amerikanischen Hintermänner sich offiziell auf einen 
Kurs festgelegt haben, der nur als offen faschistisch und 
völkermörderisch bezeichnet werden kann, läßt den pro- 
gressiven Kräften Zentralamerikas keinen anderen Ausweg 
als den bewaffneten Kampf gegen die Unterdrücker bis zum 
Ende. 

In Nicaragua haben die sandinistischen Nationalrevolution- 
äre gesiegt, und seither schreitet die Revolution voran — 
ungeachtet dessen, daß das benachbarte Honduras den 
5000-6000 exilierten Anhängern des Ex-Diktators Somoza 
freie Hand für Attacken gegen das befreite Land läßt. 
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Nationale und soziale Revolution 
in Lateinamerika 



letzter Teil 



Die sandinistüche Revolution gründet sich auf die Haupt- 
prinzipien Nationalismus, Antiimperialismus, Internation- 
alismus, Sozialismus, Demokratie und Volksbezogenheit. 
Sie orientiert sich nicht an ausländischen Modellen (Sowjet- 
union, VR China oder Kuba), sondern an der Sache des 
Volkes von Nicaragua. „Es ist ganz einfach falsch, wenn ge- 
sagt wird, für Nicaragua gibt es nur zwei Wege - den Somo- 
zismus oder den Kommunismus: Wir kennen einen Dritten 
Weg, den hat uns Sandino 1) vorgelebt. Er wird zum Ziel 
führen.“ (Eden Pastora) 

Während man in Nicaragua auf den „Dritten Weg“ hofft 
und mit dem Wiederaufbau begonnen hat, wird in einem an- 
deren Lande Zentralamerikas, in El Salvador, das Volk von 
faschistischen Kräften mit Unterstützung des US-Imperialis- 
mus gequält. Eine von Niemandem gewählte Militärregie- 
rung, den brutalen, ausbeuterischen Großgrundbesitzern 
verpflichtet und vom US-Kapital über Wasser gehalten, führt 
Krieg gegen das eigene Volk. 

Bereits 193.2 war es in El Salvador zu einem Volksaufstand 
gekommen, in dessen Verlauf sich die ersten Bauernräte 
Lateinamerikas bildeten. Über den Leichen von 30 000 
Bauern und Landarbeitern errichteten die Großgrundbesit- 
zer eine furchtbare Diktatur. 

Nach 1972 zerschlugen sich neuerliche Hoffnungen auf ei- 



nen Wandel des terroristischen Klassensystems, und daher 
wurde der Widerstand des Volkes entschlossener und konse- 
quenter. Neben zahlreichen Widerstandsgruppen rein agita- 
torischer Natur traten nun auch bewaffnete Befreiungsver- 
bände auf. Bis zum Jahre 1980 gelang es, die verschiedenen 
Widerstandsgruppen und die unterschiedlichen Schichten 
der Bevölkerung zum gemeinsamen Befreiungskampf zu- 
sammenzuführen: es entstanden breite Bündnisse, eine 
Volksfront. Größere Bündnisse waren die „Front der ver- 
einigten Volksaktion“ (FAPU), der „Revolutionäre Volks- 
block“ (BPR) und die „Volksligen 28. Februar“ (LP 28). 

Mit dem Zunehmen des bewaffneten Widerstandes geriet 
die herrschende Klasse in eine Sackgasse. Die bürgerlich-li- 
beralen Kräfte des Offizierskorps versuchten nach ihrem 
Staatsstreich vom Oktober 1979 gegen die Regierung Ro- 
mero die Bevölkerung durch kleinere Zugeständnisse von 
der proletarischen Revolution abzulenken und zu be- 
schwichtigen. Sie versprachen Reformen, erlagen aber dem 
Druck von rechts. 

Heute ist der rechtsgerichtete Diktator Napoleon Duarte 
der „starke Mann“ in El Salvador, und an die Stelle der 
„Reformen“ sind Aktionen blutiger Verfolgung getreten. 
Der Mord an Erzbischof Oscar A. Romero (März 1980) 
machte in aller Welt Schlagzeilen und ließ westliche Kapi- 
tal- und Kirchenkreise Krokodilstränen vergießen. 




blutiger Terror des Militärs in El Salvador: täglich werden Oppositionelle ermordet 
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Reagan und Duarte: die Militär- und 
Wirtschaftshilfe der USA verzögert die 
militärische Niederlage der Militärdik- 
tatur 



Nachdem sich die Volksorganisationen bereits im Januar 
1980 zur „Revolutionären Koordination der Massen“ zu- 
sammengeschlossen hatten» kam es nach der Ermordung 
des Erzbischofs zur Bildung der noch breiteren „Revolu- 
tionären Demokratischen Front“ (FDR) aus den Volksor- 
ganisationen, die bereits ein Programm für eine „nation- 
alistische und revolutionäre Regierung“ vorgelegt hatten, 
und bürgerlichen Gruppen: Sozialdemokraten, kleine Un- 
ternehmer u.a. Was die faschistische Junta, die Armee und 
die USA gern und ausschließlich als „kommunistische Be- 
drohung“ an die Wand malen, ist also in Wirklichkeit ein 
ideologisch heterogenes Gebilde. Selbst die Guerillabewe- 
gungen sind nicht so einheitlich marxistisch-leninistisch 
ausgerichtet, wie oft behauptet wird; viele Guerillaführer 
sind von starkem christlichem Glauben beseelt, sie kämpfen 
ganz und gar nicht für einen totalitären Staat und sind be- 
tont blockfrei ausgerichtet. Der revolutionäre Prozeß in El 
Salvador, dessen Puls heute schneller schlägt denn je, hat 
einen eminent nationalistischen Charakter. 

Inzwischen vergeht in El Salvador kein Tag, an dem nicht 
Menschen entführt, gefoltert und ermordet werden. In ei- 
nem offenen Brief an die Kirchen Europas und Amerikas 
haben im April 29 mexikanische und brasilianische Bischöfe 
(darunter auch Helder Camara), die der faschistischen Junta 
„schwere Verfehlungen“ vorgeworfen haben, verlangt, ge- 
gen die „massive Intervention der nordamerikanischen 
Streitkräfte, sowie ihrer Verbündeten in Mittel- und Süd- 
amerika“ vorzugehen. Sie beschuldigten die Junta der 
„Ausrottung und des Völkermordes an Hunderttausenden 
von Salvadorianern“. 

Die Offensiven der progressiven Kräfte haben bisher nicht 
ihr Ziel erreicht, es wird die Guerillas sogar einige Zeit 
kosten, ihre territorialen Verluste wieder auszugleichen. 
Aber die unaufhörliche Qual der Bevölkerung, die wahllose 
mörderische Repression, die im Lande wütet, verschafft 
den revolutionären Kräfte eben jene Basis im Volk, ohne 
die ihr Kampf nicht erfolgreich sein könnte. 

Dem Volk von El Salvador geht es um das Recht, sein ei- 
genes Schicksal zu bestimmen. Darum hat es sich gesammelt 
und rüstet zum großen Schlag gegen die von Honduras und 
den USA unterstützte Junta. El SaWadors eigener Weg zu 
Freiheit und Unabhängigkeit setzt die militärische Niederla- 
ge der Militärdiktatur der Großgrundbesitzer und Kapita- 



listen und die Freiheit von den Zwängen ausländischer In- 
tervention voraus. Angesichts der kräftigen Militär- und 
Wirtschaftshilfe Washingtons für das Duarte-Regime kann 
der Kampf allerdings noch lange dauern. 

Costa Rica hat durch seine reformistische Politik (Landver- 
teilung etc.) einen bestimmten Grad an Stabilität erreicht. 
Aber die bisher prosperierende Wirtschaft des Landes be- 
ginnt die Auswirkungen der weltweiten Rezession zu spü- 
ren, und im Vorjahr kam es zu monatelangen Streiks der 
Ar- 
beiter auf den Bananenpflanzungen des US-Konzems „Uni- 
ted Brands“, der die Arbeiter auf den Plantagen rücksichts- 
los ausbeutet. Neuerdings hat ein „Comando Carlos Agüero 
Echeverria“ 2) von sich reden gemacht. 

Die sandinistische Revolution wird auch auf die Militär- 
diktaturen nördlich von Nicaragua (Guatemala, Honduras), 
die sich durch die Unterstützung Somozas als Feinde des 
nicaraguanisehen Volkes erwiesen haben, Auswirkungen in 
einer Art zentralamerikanischen „Dominotheorie“ haben. 
Die Unterstützung der Revolution in benachbarten Ländern 
seitens der FSLN 3) ist gesichert, aber ihr Ausmaß ist natür- 
lich ein begrenztes, da der innere Wiederaufbau Nicaraguas 
ihre meisten Energien absorbiert. 

Viele US-Konzeme und andere westliche Unternehmen 
nutzen die Abhängigkeit der klassischen „Bananenrepubli- 
ken“ Lateinamerikas, das Fehlen von Sicherheitsauflagen, 
von Kranken- und Sozialversicherung für die Arbeiter sowie 
die Unterdrückung von Gewerkschaftsarbeit durch die 
Machthaber und die Wehrlosigkeit der Bevölkerung dazu 
aus, Höchstgewinne auf dem Rücken der Beschäftigten zu 
erzielen. Darüber hinaus können in diesen kleinen und 
schwachen Ländern, deren Wirtschaft auf Monokulturen 
aufgebaut ist, die die Multis in der Hand haben, diese Ge- 
sellschaften die Politik und die Souveränität der einzelnen 
Staaten beeinflussen (beispielsweise in Guatemala oder 
Honduras). 

Das Erwachen des politischen Bewußtseins bringt den Na- 
tionalismus mit sich, und dessen erste Parolen richten sich 
stets gegen die fremden Ausbeuter. So auch in Guatemala, 
wo es bereits von 1951-1954 eine linksnationalistische Re- 
gierung gegeben hatte. Damals nahm Oberst Jacobo Arbenz 
Guzman eine radikale Landreform und eine Nationalisie- 
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rung ausländischen Grundbesitzes in Angriff. Seine grund- 
sätzliche politische Zielsetzung war, eine schnellere und vor 
allem unabhängigere wirtschaftliche Entwicklung Guate- 
malas zu erreichen, was angesichts der herrschenden Macht- 
verhältnisse in diesem Land in den Augen der allmächtigen 
United Fruit Company und der völlig im Klima des „Kalten 
Krieges“ befangenen US-Regierung einfach als freche Auf- 
sässigkeit eines „anmaßenden Kleinstaatdiktators“ gegen 
die vereinigten Staaten aufgefaßt wurde. Washington dekla- 
rierte Arbenzzum „Kommunisten“; amerikanisches Kapital 
finanzierte einen Putsch einheimischer Reaktionäre gegen 
ihn, und er wurde gestürzt. 

Heute ist Guatemala zweifellos das ausgesprochenste fa- 
schistische Regime der Region und zugleich der treueste 
Klient und Handlanger der Yankees in Zentralamerika. Ne- 
ben der 20 000 Mann starken, von den USA massiv mit 
Waffen belieferten Armee (vielleicht der bestausgebildeten 
in Zentralamerika) kann sich das Terrorregime des Präsiden- 
ten Lucas Garcia auf „Todesschwadronen“ stützen — Privat- 
armeen in der Stärke von einigen tausend Mann, die von 
den militärischen Geheimdiensten protegiert werden. Seit 
der Wahl Reagans zum US-Präsidenten hat der Tenor der 
Todesschwadronen einen Höhepunkt erreicht: Täglich wer- 
den Menschen umgebracht, die gegenüber der repressiven 
Müitäijunta kritisch eingestellt sind „um die Verbreitung ra- 
dikaler Ideen zu verhindern“. Nach einem „amnesty inter- 
nationaT-Report haben sich bereits mehr als 2000 politi- 
sche Morde ereignet. Die Verantwortung dafür tragen die 
genannten rechtsextremen Organisationen, die ihre zukünf- 
tigen Opfer auf öffentliche Todeslisten setzen. Insbesondere 
die Indios (ca. 55% der Bevölkerung) sind die Leidtragen- 
den der Militärdiktatur. Von wenigen Ausnahmen abgese- 
hen, gehören sie der Unterschicht an. In den Städten be- 
völkern sie die Elendsviertel, auf dem Land arbeiten sie auf 
den Plantagen der Großgrundbesitzer und besitzen im gün- 
stigsten Fall ein kleines Stück Land, das sie bebauen kön- 
nen. Unter ihnen ist die Kindersterblichkeit und die Ar- 
beitslosenrate am höchsten, die Ernährung ist mangelhaft. 
2% der Gesamtbevölkerung verfügen über 70% der Anbau- 
fläche, während die Indios auf den riesigen Plantagen unter 
unmenschlichen Bedingungen und für Hungerlöhne arbei- 
ten. 



Aber auch ln Guatemala gibt es erfahrene Guerillakräfte, 
die nach ihren Rückschlägen in den späten 60er und frühen 
70er Jahren Zeit hatten, sich zu reorganisieren und ihre 




Guerillakämpfer in Guatemala 



Taktik umzustellen. Gegenwärtig sind die beiden Haupt- 
gruppen die „Guerilla- Armee der Armen“ (EGP) und die 
„Revolutionäre Organisation des Volkes in Waffen“ 
(ORPA). Abgesehen von sporadischen Aktionen gegen Re- 
gie rungsstreitkräfte und Reaktionäre, verhielten sich die 
guatemaltekischen Guerillas in den letzten Jahren relativ 
ruhig. Sie erzielten ihre Haupterfolge im Gewinnen der Un- 
terstützung der Bevölkerung und im Aufbau eines Netzes 
von Nachschubwegen, ohne die jede längere Guerillatätig- 
keit unmöglich wäre. Sie haben sich auch mit einem der 
schwierigsten Probleme für die progressiven Bewegungen in 
Zentralamerika - mit der Indianerfrage befaßt. 

Im größten Teil Zentralamerikas bilden nämlich die Indios 
die Mehrheit der Bevölkerung. Es hat sich als schwierig er- 
wiesen, diese Volksgruppen für die engagierte Teilnahme an 
einer Revolution zu aktivieren. Denn die Wertvorstel- 
lungen der Revolution entstammen - zumindest nach An- 
sicht vieler Indios — europäischen Denkmodellen und sind 
daher kulturell sehr verschieden von jener der „indige- 
nista“ 4). Unglücklicherweise hat auch die Verständnis- 
losigkeit für diese Problematik in den Reihen der revolu- 
tionären Avantgarden die indianischen Völker befremdet. 
Sicherlich al)er würde der Sieg beschleunigt, wenn man den 
Indios Zentralamerikas die aufrichtige Teilnahme am 
Kampf ermöglichen würde. 

In Guatemala haben vor allem die mobilen Padres, die Basis- 
priester, als wichtige Bindeglieder zwischen den radikalen 
Bewegungen und dem indianischen Landvolk gedient. In 
den späten 70er Jahren begannen Indios - erstmals in der 
Geschichte des Landes - in die Guerillabewegung einzutre- 
ten. Guatemala wird vermutlich das nächste zentralamerika- 
nische Land sein, in dem die Kräfte des Fortschritts voran- 
kommen werden. 



Guatemala 




Belize (in Deutschland besser bekannt als „Britisch-Hondu- 
ras“) ~ das kleine Land zwischen Mexiko, Guatemala und 
dem Golf von Mexiko — war die letzte britische Kolonie auf 
dem zentralamerikanischen Festland, bevor es im Sep- 
tember 1981 die Unabhängigkeit erhielt. Seine wirtschaft- 
liche Bedeutung ist nicht groß. 

Gegenwärtig scheint Premierminister George Price, Führer 
der„Peoples United Party“ (POP) die beste politische Lö- 
sung für das Land zu sein. Er war durch ein Bündnis der ar- 
men Ladino- und Indio-Bauern mit den armen schwarzen 
Arbeitern an die Regierung gekommen. Seine Basis ist 
hauptsächlich eine bäuerliche - eine Ausnahme für Zentral- 
amerika und möglicherweise eine Hoffnung für die Zukunft. 
Die Oppositionspolitiker hingegen sind alle konservative 
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Bürokraten und Kaufleute, deren Machtbasis (der sonst kei- 
neswegs besonders radikale) Price gebrochen hat. 

Inzwischen sind Unruhen in Belize ausgebrochen, da die 
rechte Regierung Guatemalas ihre alten territorialen An- 
sprüche auf das Land durchsetzen will. Und ein Großteil 
der guatemaltekischen Militärs träumt davon, sich durch ei- 
ne Invasion in Belize mit Glorie zu bedecken - ein Aben- 
teuer, das sie vielleicht als willkommene Abwechslung zu 
ihrem Alltags-Killeijob in Guatemala ansehen. Zudem ist 
Belize für den Diktator Lucas interessant, um das Volksin- 
teresse auf auswärtige Probleme abzulenken — weg von der 
wachsenden Unzufriedenheit mit den gegenwärtigen Wirt- 
schaftsstrukturen und dem Erstarken der oppositionellen 
Guerillabewegung. 



Die Furcht vor einer militärischen Intervention Guatemalas 
in Belize ist also begreiflich, zumal die Sicherheitskräfte des 
Landes nur aus ein paar hundert Mann mit völlig veralteter 
Bewaffnung bestehen. Wird der internationale Druck stark 
genug sein, das blutige Regime Guatemalas von militäri- 
schen Abenteuern abzuhalten? 




Honduras, das am wenigsten bekannte zentralamerikanische 
Land, ist nach den Worten seiner Militäijunta frei von jeg- 
licher sozialen Unruhe. Die Landbesetzungen durch mehr 
als 2900 Bauemfamilien im März 1980 werfen jedoch einen 
Schatten auf dieses Image von „Ruhe und Frieden“, die 
General Policarpio Paz Garcia, das Haupt der Militärjunta, 
der Weltöffentlichkeit vorspiegeln möchte. 



Das Eigentum an Grund und Boden ist in wenigen Händen 
konzentriert, und es gibt riesige Flächen von Brachland. 
Größter Landeigentümer ist die United States Transnational 
Company (Standard Fruit), die Beherrscherin des Bananen- 
imperiums in Mittelamerika. Sogar die Armee erkannte, daß 
diese Zustände ein ernsthaftes Problem darstellen, und als 
sie 1978 wieder einmal die Macht übernahm, stellte sie 
Pläne für eine milde Agrarreform auf. Aber diese Plane 
wurden nicht realisiert, ja das Nationale Agrarinstitut 
ermutigte sogar die Repression der Bauembewegung durch 
die Armee. Daher wurde die in der „Vereinigten Nationalen 
Front der honduranischen Bauern“ organisierte Landbevöl- 
kerung, die zunächst die Reformpläne unterstützt hatte, 
militanter. Die reichen Farmer behaupten, die Landbeset- 
zungen seien Teil eines Planes, um Unruhe in das Land zu 
tragen und den „Demokratisierungsprozeß“ (?) aufzuhal- 
ten. 



Die Streitkräfte der faschistischen Regierung werden von 
den USA in massiver Form mit Waffen beliefert, und Gene- 
ral Paz Garcia ermutigt US-Firmen, in dem kleinen zentral- 
amerikanischen Land zu investieren. 

In Panama verteidigten die USA mit ihrem Vetorecht im 
Weltsicherheitsrat bis vor kurzem ihre Kanalzone, eine der 
letzten Kolonien auf iberoamerikanischem Boden. 1903 
hatten die Truppen Theodore Roosevelts interveniert, als 
es in Kolumbien Unruhen gab, und die Sezession Panamas 
ermöglicht. Damit war der Weg für den Bau des Panamaka- 
nals und die US-Hegemonie über die Kanalzone frei. Die Pa- 
namakanal-Verträge sind ein Skandal, und es ist bezeich- 
nend für die USA, daß sie sich noch heute auf die Rechts- 
gültigkeit eines Kolonialvertrags berufen, der unter Druck 
entstanden ist und nicht einmal von einem ttuiamcscii un- 
terzeichnet worden ist. 

Die tatsächliche Macht in Panama haben trotz aller Phrasen 
des Regimes vom „Dritten Weg“ zwei Dutzend Familien, 
mit denen sich die „Goldenen Frösch“ 5) arrangiert haben 
und nun gemeinsam korrupt sind. Korruption herrschte frü- 
her ebenso wie heute auf Kosten der Bevölkerung; seit dem 
Putsch der Nationalgarde (1968), der mit nationalen oder 
sozialen Zielen nichts zu tun hatte, haben sich einzig die 
Namen der Kontoinhaber geändert. 

Seit Beginn der 70er Jahre operiert in Panama das „Heer 
der nationalen Befreiung“ (ELN), eine Untergrundbewe- 
gung, die mit gleichgearteten Befreiungsbewegungen in an- 
deren lateinamerikanischen Ländern in engster Verbindung 
steht und von dort auch Hilfe und Unterstützung bekommt. 
Hinter der ELN steht eine Masse unzufriedener Panamesen 
aller Berufsschichten. Es handelt sich um eine ausgespro- 
chen nationalistische Bewegung, die zugleich ihre linke Ziel- 
setzung betont; beide Faktoren - die Linksorientierung 
und der nationalistische Charakter der Bewegung - sind ei- 
ne unteilbare Einheit. 

Eines Tages wird der Panamakanal verstaatlicht werden, das 
steht nicht nur für die ELN fest. Denn dieser amerikani- 
sierte Wasserweg führt mitten durch das Staatsgebiet Pana- 
mas. Schließlich ist auch der Suezkanal verstaatlicht wor- 
den, obwohl selbst der Vatikan Aktien besaß und obwohl 
die westlichen Großmächte militärisch intervenierten und 
zeterten, als würde die Welt einstürzen, weil der Kanal in 
landeseigene Hände überging 

Mexiko, das Land vor der Haustür der „Yanquis“, lehnte 
sich im 20. Jahrhundert als eines der ersten unter den vielen 
Entwicklungsländern der Welt gegen die Ungerechtigkeiten 
der Vergangenheit auf und kämpft um eine moderne Staats- 
form, die ihm bis dahin von einer tyrannischen Diktatur 
vorenthalten worden war, und gegen die zunehmende Un- 
terwerfung unter das Ausland. Angeführt von Emiliano 
Zapata u.a. waren im November 1910 rebellische Bauern in 
den Kampf gegen die Ausbeuter gezogen. Jahrzehntelang 
war man in Mexiko sehr stolz darauf, daß die mexikanische 
Revolution älter war als die russische. 

Als sich die revolutionären Aspirationen klärten, zeichnete 
sich ein demokratisches Programm ab, das Volkserziehung, 
Agrarreform, Organisation der Arbeit, Natioanlbewußtsein 

Über die Änderungen der politischen Machtverhältnisse in 
Mittelamerika, die zwischenzeitlich eingetreten sind und in 
diesem Artikel nicht mehr berücksichtigt werden konnten, 
werden wir in den nächsten Ausgaben ausführlicher be- 
richten. 
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und die Beschränkung des kirchlichen Machtbereichs ver- 
sprach. Im Januar 1917 gab sich Mexiko eine sozialistische 
Verfassung, die vielversprechende Grundsätze sozialer Ge- 
rechtigkeit aufsteilte. Es dauerte noch Jahre, bis sie verwirk- 
licht wurde, und weitere Jahre, bis der blutige Bürgerkrieg 
aufhörte. Aber von hier an wurde die Revolution wirklich 
zur Sache des Volkes. 

Die mexikanische Revolution hat - wie die Mexikaner be- 
reitwillig zugegeben - nicht alle Mängel in der Erziehung, 
der Infrastruktur, der sozialen und politischen Gleichstel- 
lung und dem materiellen Wohlergehen behoben. Aber 
Fortschritte sind zweifellos erzielt worden, besonders unter 
der Präsidentschaft Alvaro Obregons (1920-1924) und 
Lazaro Cardenas* (1934-1940), Die Landbesitzeroligarchie, 
die Agrarstruktur und der Einfluß der Kirche wurden 
damals zerschlagen, das Land wurde an die Bauern verteilt 
und Genossenschaftsdörfer (ejidos) eingerichtet (eine Form 
des Landbesitzes und der Landbewirtschaftung, die eine ab- 
sichtliche Neubelebung indianischer Traditionen darstellt). 
Eine imponierende Zahl von Gesetzen und Verordnungen, 
die den werktätigen Klassen nie gekannte Vorrechte ge- 
währten, wurden erlassen. Ausländische Beteiligung an 
Wirtschaftsunternehmen und ausländische Kontrollen wur- 
den eingeschränkt, die Indios wurden emanzipiert und öf- 
fentliche Unterrichtsanstalten in größtem Maßstab errich- 
tet. General Cardenas, der „Vater der Indianer“, verstaat- 
lichte 17 ausländische Ölgesellschaften und verhinderte, 
daß aus dem mexikanischen Sozialismus ein Kommunismus 
sowjetischer Prägung wurde, vor allem, indem der Respekt 
vor dem menschlichen Leben und das Recht auf persönliche 
Freiheit und Meinungsäußerung in Mexiko wiederhergestellt 
wurde. Eine Parte ganz neuen Typs, die „Institutionelle 
Revolutionäre Partei“ (PRI) wurde gegründet, um die Ideo- 
logie der nationalen Revolution zu entwickeln und zu ver- 
breiten. Überall in den Entwicklungsländern sieht man heu- 
te Versuche zu ähnlichen staatstragenden Parteien, die sich 
von den kommunistischen Staatsparteien u.a. dadurch un- 
terscheiden, daß sie die Opposition nicht ausrotten, sondern 
zu integrieren versuchen. 

Der ursprüngliche Erfolg der mexikanischen Revolution 
ging aber nicht nur auf ihre sozialen und wirtschaftlichen 



Zielsetzungen zurück, sondern vor allem auf die Schaffung 
einer nationalen Identität, die durch den Rückgriff auf die 
allen Kulturen des Landes und die bewußte Integration des 
indianischen Bevölkerungsanteils in das neu organisierte 
Staatswesen erreicht wurde. 

Warum ist Mexikos Revolution dennoch mißlungen? Warum 
haben die alten Übel, unter denen das Land vor der Revolu- 
tion gelitten hatte, wiede überhand genommen? 

Mit dem Ende der Amtsperiode Cardenas 4 (1940) folgte auf 
die Ära der Revolutionsgenerale die de „licenciados“ (Ju- 
risten). Diese Änderung sollte zu einem Kurswechsel in der 
nachrevolutionären Geschichte Mexikos führen. D.h. es be- 
gann in der Praxis ein Rechtsruck, auch wenn das sozialisti- 
sche Aushängeschild unverändert blieb. Die von der mexika- 
nischen Revolution erweckten Hoffnungen verblaßten nun, 
nachdem sie die Struktur des mexikanischen Lebens weit- 
gehend durchdrungen hatten, und machten einer allgemei- 
nen Apathie Platz. Der Mythos der Revolution wurde in- 
stitutionalisiert (wie der Name der herrschenden Partei 
zeigt), und die ursprünglich damit verbundene stark sozia- 
listische Zielsetzung ist verkapitalisiert worden, wie u.a. die 
12 000 Millionäre des Landes bezeugen. Der kapitalistische 
Unternehmer bekam freie Hand; Gouverneure wurden zu 
Millionären, Präsidenten zu den reichsten Männern des Lan- 
des (z.B. Camacho, Aleman und Rodriguez). Diese „Neue 
Klasse“ öffnete amerikanischen Kapitalisten, deren Einfluß 
die Revolutionäre einst brechen wollten, wieder Tür und 
Tor. Zugleich wurde die in der Verfassung verankerte Parole 
„Land für alle“ stillschweigend begraben. 

Durch Cardenas 4 Nachfolger (besonders durch Miguel Ale- 
man) ist alles geschehen, um dem ausländischen Kapital sei- 
ne Rückkehr zu erleichtern. Ergebnis: Außer in der Land- 
wirtschaft, dem Handel und der Kleingüterindustrie kon- 
trollieren Ausländer heute den größten Teil aller anderen 
Sektoren des Wirtschaftslebens. Im Bereich des Bergbaus, 
der den besten Trumpf des Landes darstellt, gehören fast 
alle Unternehmungen den Ausländern. Auch die Rolle, die 
die amerikanischen Erdölgesellschaften seit den 50er Jahren 
wieder in der mexikanischen Ölindustrie spielen, ist symbo- 
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lisch für die gänzliche Umkehrung der Politik, die Cardenas 
verfolgt hatte. Und die mexikanische Konsumgüterindustrie 
wird heute von mehr als 1000 US-Gesellschaften be- 
herrscht. 

Seit die zynisch und konservativ gewordenen Politiker hin- 
ter verschlossenen Türen die Rückkehr der Multis ausgehan- 
delt und sich dabei bereichert haben, hat man eine phan- 
tastische Ausdehnung der amerikanischen wirtschaftlichen 
Betätigung im Lande erlebt. Wenn man bedenkt, daß der 
Wunsch nach einer Befreiung Mexikos von der ausländi- 
schen Einmischung in seine inneren Angelegenheiten eine 
der Triebkräfte der Revolution gewesen ist, dann ist klar, 
daß diese Rolle der „Yanquis“ die nationalistischen Leiden- 
schaften aufs heftigste reizen muß, und dementsprechend 
ausgeprägt ist denn auch der „Anti-Gringoismus“ der 
Mexikaner. Wenn sich diese weitverbreiteten, heftigen Ge- 
fühle bisher noch nicht gewaltsam entladen haben, so liegt 
das nur an der Unwissenheit der Massen und der nachre- 
volutionären Apathie der Intellektuellen. 

Vetternwirtschaft, Unterschlagungen und die überall herr- 
schende Bestechlichkeit - die Begleiterscheinungen der 
wirtschaftlichen Wiedereroberung Mexikos - machen den 
Einfluß des Auslandes nur noch unpopulärer. Ohne sich um 
die längst fällige Verbesserung der sozialen Verhältnisse zu 
kümmern, ausschließlich konzentriert auf die Gewinnung 
von Rohstoffen und deren möglichst billige Veredelung, hat 
der ausländische Kapitalismus Mexiko die Zwangsjacke des 
Neokolonialismus angelegt. Es kann nicht ausbleiben. daß 
sich ein so stolzes Volk wie das mexikanische dagegen auf- 
lehnt, wie es das schon früher gegen den Kolonialismus der 
spanischen Krone getan hat. Begreiflich, daß Ex-Präsident 
Cardenas lebhafteste Zustimmung fand, als er „die privile- 
gierten Gruppen“ angriff, „die ihr Vermögen ohne irgend- 
welche Gewissensbisse gemacht und vergrößert haben, in- 
dem sie die Möglichkeiten mißbrauchten, die die wirtschaft- 
liche Entwicklung des Landes bietet, eine Entwicklung, die 
nur möglich war in allererster Linie dank der produktiven 
Tätigkeit der Arbeiter und der Bauern, dank der vom Staat 
errichteten Infrastruktur des Vaterlandes und dank der Her- 
anbildung von Technikern und Freiberuflichen in den Stu- 
dienzentren, die die Revolutionsregierung geschaffen und 
vorangetrieben hat,“ 

Möglicherweise sieht ein oberflächlicher Besucher des Lan- 
des in der „proletarischen“ Demagogie, in dem „revolution- 
ären“ und „antikapitalistischen“ Phrasenschwall der Regie- 
renden den Beweis, daß Mexiko noch immer ein fortschritt- 
liches Land sei, dessen Führer die Ideale der großen Revolu- 
tion zu verwirklichen suchen. Aber die PRI, das Instrument 
zur Stabilisierung der Herrschaft der „Neuen Klasse“, hat 
bis auf ihren Namen nichts mehr mit der Revolution zu tun. 
Sie ist ein eigenartiges Sammelbecken, in dem Linke und 
Rechte, Sozialrevolutionäre und Kapitalisten, Liberale und 
Konservative zusammengeschlossen sind, einander miß- 
trauisch und unbehaglich beobachten und einander erbit- 
terte Fraktionskämpfe liefern. Wie einst Iturbide die edlen 
Ziele Pater Hidalos ihres Inhalts beraubt und die Diktatur 
von Diaz den Reformen Juarez 7) jeden Sinn genommen 
hatte 6) wurden auch jetzt die Ideale der ersten wirklichen 
sozialen Revolution Lateinamenkas abgebaut und prosti- 
tuiert. 

Obwohl sich Mexiko in seiner heute noch gültigen Ver- 
fassung von 1917 zum Sozialismus bekennt, trennt — wie 
bei den lateinamerikanischen Nachbarn - eine unüber- 
brückbar scheinende Kluft die wohlhabende, herrschende 



Minderheit von den elenden, machtlosen Massen. Die un- 
teren 65% der Bevölkerung des angeblich sozialistischen 
Landes erhalten denselben Anteil am Volkseinkommen wie 
die obersten 4%: nämlich je ein Viertel. 

Waren die großen Opfer des mexikanischen Volkes vergeb- 
lich? Mit dem Hunger und dem Elend der Massen wird das 
Feuer der unvollendeten mexikanischen Revolution unter 
der Asche in dauernder Glut erhalten. Mexiko ist nicht 
sicher vor einer neuen Revolution.... 

Stefan Fadinger 

Erklärungen : 

1 ) Augusto Cesar Sandino, Führer des ersteren Gucrilla- 
heeres in der neueren Geschichte Lateinamerikas, kämpf- 
te gegen die US-Truppen, die Nicaragua seit 1912 als de- 
facto-Kolonie behandelten (1928-1933); er gab der 
FSLN Namen und Programm. 

2) C. A. Echevierra war ein costaricanischer Sandinist, der 
in Nicaragua im Kampf gegen den Somozismus fiel. 

3) FSLN - Frente Sandinista de Liberacion National (San- 
dinistische Front der Nationalen Befreiung), Anfang der 
60er Jahre gegründete Guerillaorganisation, heute die 
stärkste politische Kraft Nicaraguas. 

4) Indianertum 

5) Als „Goldene Frösche“ bezeichnet man in Panama so- 
wohl die Prunkpaläste der internationalen Banken als 
auch die goldbetreßten Junta-Obristen. 

6) Hidalgo begann im 19. Jahrhundert Mexikos Unabhäng- 
igkeitskampf mit einer sozialen Revolution, und Itur- 
bide neutralisierte diese erste Revolution in einer reak- 
tionären Bewegung. 

7) Benito Juarez befreite Mexiko von der französischen Be- 
satzung und dem ihm oktroyierten Habsburger-Kaiser 
Maximilian. 
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Rudi Dutschke 
Aufrecht Gehen 

...in den achtziger Jahren werden wir siegen! 



Buchrezension 



Weihnachten 1979 ist Rudi an den Folgen des Attentats 
vom April 1968 gestorben. 

Sein viel zu früher Tod bedeutete nicht nur eine Zäsur in 
der politischen Praxis der Altemativ-Bewegung und der ra- 
dikal-demokratisch-sozialistischen Opposition in der BRD, 
sondern hinterließ auch tiefe Betroffenheit und Ratlosig- 
keit bei den Genossen und Freunden, die seinen Weg bis 
hin zu den Bremer Grünen mit großem Interesse, aber 
gleichwohl mit Skepsis und solidarischer Kritik beobach- 
teten. 

Im „Aufrecht Gehen” beschreibt Rudi nicht nur seine ei- 
gene politische Sozialisation, die ihn von der protestan- 
tischen „Jungen Gemeinde” in Luckenwalde in der DDR 
über die anarcho-kommunistische „Subversive Aktion” zum 
Berliner SDS führte, aber über weite Strecken auch die Ge- 
schichte der „Außerparlamentarischen Opposition”, die po- 
litischen Kämpfe und Auseinandersetzungen in der zweiten 
Hälfte der sechziger Jahre, die gebrochene Kontinuität des 
proletarischen Klassenkampfes in Deutschland (Ost und 
West), die vielfältigen und so schwierigen Versuche das 
große Bündnis mit der Arbeiterklasse herzustellen. 

Trotz aller Rückschläge und Niederlagen, trotz aller Wider- 
sprüche gab es bei ihm nie die Trennung zwischen revo- 
lutionärer Theorie und politischer Praxis, zwischen Priva- 
tem und Politik, war er einer der wenigen, die sich nicht 
cinließen auf die verführerischen realpolitischen Pragmatis- 
men. die die einen über eine phantasielose ahistorische An- 
passung an die traditionellen Formen des Proletariats in die 
diversen K-Parteien trieb, und den anderen den Rückzug in 
ein quasi privat-bürgerliches Dasein in den Nischen und 
Ritzen der spätkapitalistischen Gesellschaft bescherte. 
Seminarmarxismus und Gewerkschaftslegalismus waren 
Rudi genauso fremd wie ultralinkes Sektierertum und 
Proletkult, für ihn lautete die Alternative weder „Inte- 
gration” noch „Zynismus”, sondern war politische Arbeit 
an der Lösung des Problems der Organisation als Problem 
revolutionärer Existenz. 

Seine radikale Kritik an der herrschenden Politik des „sozia- 
listischen Lagers”, die er schon frühzeitig als „realpoütisch 
verkommen” entlarvte, ist zu verstehen im Kontext der 
Vorbild-Funktion der führenden Revolutionäre der unter- 
entwickelt gehaltenen Länder der Dritten Welt. 

Che Guevara, Ho Tschi Minh und Mao Tse Tung, die ihm 
und uns einen völlig neuen Begriff kompromißloser, mili- 
tanter und revolutionärer Politik vermittelten, schufen die 
ersten Möglichkeiten sich abzusetzen von einer seichten, 
bürgerlichen Realpolitik, wie sie von SPD und bürokra- 
tischen Gewerkschaftsapparaten betrieben wurde. 

Nach dem Attentat, als die Wut zahlloser Menschen in der 



BRD und West-Berlin, aber auch im Ausland, über die Per- 
fidie der Springerpresse, deren permanente Hetze zu dem 
Mordanschlag geführt hatte, endlich groß genug war, um 
auch Fraktionen der Lohn abhängigen in die Auseinander- 
setzung mit dem autoritären Sozialstaat und seiner publi- 
zistischen Lügen maschinerie zu führen, als die revolutio- 
nären Interlektuellen endlich nicht mehr allein waren, folg- 
ten für Rudi schwere Jahre. 

Er litt unter den physischen Folgen des Attentats, mußte 
den Zerfall der APO erleben und schließlich im Frühling 
1970 die Auflösung des SDS-BV. Das Ende der Bewegung, 
deren verschiedene Fraktionen schon seit geraumer Zeit mit 
einem Bein in Moskau und mit einem anderen in Peking 
oder Tirana tanzten, war nicht mehr aufzuhalten. 

Es begann die Über-Identifikation mit entfernten, exo- 
tischen Sozialismus-Modellen und die Einschwörung auf die 
Partei-Nostalgie der Thälmann-Ära. 

Rudi, der schon sehr früh vor der Zentralisierung der anti- 
autoritären Bewegung der Neuen Linken, als auch der Zen- 
tralisierung der Gedanken und Ideen gewarnt hatte, ver- 
sucht den Kontakt mit den verschiedensten Gruppierungen 
der un dogmatischen Linken und mit unabhängigen Sozia- 
üsten und Kommunisten wieder herzustellen. 

1974 tritt er dem „Sozialistischen Büro” in Offenbach bei, 
er schreibt in „das da”, „Konkret” und im Berliner „Lan- 
gen Marsch”. 1977 unterrichtet er als Gastprofessor an der 
Universität Groningen. Bis zu seinem Tod ist er politisch 
aktiv, nimmt am Russel-Tribunal über die Menschenrechte 
in der BRD 1978 in Frankfurt teil, wird Mitglied der „Grü- 
nen”, versucht dort die Einheit des linken und rechten Flü- 
gels herzustellen, was notwendig nicht gelingen soll. 

Der unorthodoxe, revolutionäre Marxist ist zur radikalen 
Selbstkorrektur fähig, wenn es die historischen und po- 
litischen Verhältnisse seiner Einschätzung nach erfordern. 
Wir, die in ihm den politischen Lehrer anerkannten, die 
selbst nicht frei waren von Anfällen der Mutlosigkeit ange- 
sichts der versteinerten Zustände, die soviel verändern woll- 
ten und doch so wenig bewegten, die die Klassenkämpfe 
objektiv vorantreiben wollten und erfahren mußten, daß 
das Bewußtsein des Proletariats bis zum fast gänzlichen Ver- 
lust der Erfahrung von Ausbeutung und Unterdrückung ver- 
dinglicht worden war, die die dogmatische Verkümmerung 
m den politischen Sekten von DKP bis KBW explizit als sol- 
che empfanden, die endlich den richtigen Weg der Politi- 
sierung unmittelbarer Bedürfnisse des Alltagslebens und der 
Herstellung der Zusammenhänge von Ausbeutung, Ent- 
fremdung und radikaler Vernichtung von Bedürfnisentwick- 
lung in der Dimension menschlichen Bewußtsein einschlu- 
gen, haben seinen tragischen Tod sicherlich als politisches 
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Faktum begriffen, das die Weiterentwicklung von revolutio- 
närem Denken und Handeln in der Kontinuität politischer 
Praxis als Aufgabe und Erbe zugleich bedeutet. 

Die Graffity an der Wand einer Bockenheimer Schule: „Ru- 
di, in den siebziger Jahren haben wir gelernt, in den acht- 
ziger Jahren werden wir siegen”, ist also keinesfalls nur als 
politisch-erotisierende Phrase zu verstehen. 

Das „Aufrecht Gehen” als Voraussetzung zu Überwindung 
des kapitalistischen Systems und als Voraussetzung für den 
Aufbau einer menschlichen, sozialistischen Gesellschaft ha- 
ben wir schließlich alle noch zu lernen! 

(Rudi Dutschke: „Aufrecht Gehen” Eine fragmentarische 
Autobiographie. 204 Seiten.) 

Werner Olles 



Ich denke , daß sich heute deijenige als 
Revolutionär begreifen muß, der durch 
intellektuelle Arbeit und sinnliche Erfahrung 
zu der Erkenntnis kommt, diese Gesellschaft 
kann und soll verändert werden... Wir sind 
nicht hoffnungslose Idioten der Geschichte! 

Rudi Dutschke 




Klaus Kamberger 



Mit dem Hintern 



am Boden 



und dem Kopf 
in den Wolken 

Entdeckungsfahrten 
Richtung Heimat 



Eichhorn Vertag 



Entdeckungsfahrten 
in Richtung Heimat 

Anmerkungen zu einem kritischen Heimatbuch von Klaus Kamber- 
ger, rezensiert und diskutiert von Atze Wolf 



„Aus meinem historischen Bewußtsein ist Deutschland 
nicht zu tilgen. Sie können neue Landkarten drucken, aber 
sie können mein Bewußtsein nicht neu hersteilen. Ich 
weigere mich , an der Liquidierung von Geschichte teilzu- 
nehmen. In mir hat ein anderes Deutschland immer noch 
eine Chance... Wir alle haben auf dem Rücken den Vater- 
landsleichnam, den schönen, den schmutzigen, den sie zer- 
schnitten haben, daß wir jetzt in zwei Abkürzungen le- 
ben wollen. Wir dürfen die BRD so wenig anerkennen wie 
die DDR. Wir müssen die Wunde namens Deutschland of- 
fenhalten”. 

Heimat, was ist Heimat? Eine neue Heimatbewegung von 
links versucht zu definieren, wie es oben Martin Walser 
tat. Klaus Kamberger, Jahrgang 1940, Zeitungsredakteur 
und Rundfunkjournalist, hat im Herbst eine achtteilige 
Rundfunkserie zum Thema HeiShat für den „Deutschland- 
funk” gestaltet und die dabei gewonnenen Aufzeichnungen 
und Anregungen dienten ihm als Grundlage für sein Buch: 
„ Mit dem Hintern am Boden und dem Kopf in den Wol- 
ken, Entdeckungsfahrten Richtung Heimat”. 

Kamberger läßt viele Menschen zu Wort kommen, weil er 
der Auffassung ist, daß der Begriff Heimat keine Sache 
der Theorie, sondern eine Sache der Erfahrungen ist. So 
zitiert er Klaus Dede: „ Es ist alles so nivelliert, so ameri- 
kanisiert. Ich ging nach Paris, lief durch die Stadt und 
dabei geriet mir plötzlich der Duft von etwas wir Heu 
in der Nase. Und schon stand schlagartig wieder das Bild 
von der Marsch, den Deichen und den Höfen vor mir. Dies 
ist der Moment, wo ich bereits sagen mußte: ,Du bist gar 
nicht der Globbetrotter den du gern spielen möchtest 



oder den du vielleicht glaubst spielen zu müssen”. Klaus 
Dede kehrte nach diesem Erlebnis zu dem Ort zurück, wo er 
herkam. Und dort fand er seine Geborgenheit. Eine sol- 
che Einschätzung hat natürlich gesellschaftliche Konse- 
quenzen. Denn man muß den Ort, in dem lebt, ja be- 
wohnbar machen. 

Als Autor dieser Anmerkungen habe ich selbst diese Er- 
fahrung gemacht und ich habe das gleiche Gefühl wie Klaus 
Dede. Zur Zeit wohne ich in der Großstadt und meine Hei- 
mat ist die ostholsteinische Küstenregion. Ich fühle mich 
sehr mit der Natur verbunden und immer wenn ich einen 
bestimmten Geruch verspüre oder mich Dinge an meine 
Heimatküste erinnern, wird mir’s weh ums Herz. Jetzt ver- 
suche ich mir eine neue Heimat, die Wahlheimat aufzu- 
bauen, aber ich gestehe, da muß ich manchmal sehr stark 
mit mir kämpfen. 

Aber dies scheint allen Menschen so zu gehen, die sich 
der Heimat verbunden fühlen oder sie neu entdecken wol- 
len. Die Heimat will ständig von neuem entdeckt und 
erobert werden, um sie zu be- und erhalten. Eine fraglos po- 
litische Perspektive tut sich auf und fordert geradezu heraus 
und zwar mit dem ungeheuren Vorteil, daß jeder Einzelne 
ganz real bei seinen subjektiven Erfahrungen ansetzen kann 
und darf, ohne gleich ganze Theorien und Programme aus- 
spucken zu müssen. 

Die Vorsicht, mit der da Erfahrungen aufgearbeitet werden, 
hat sicherlich mit der Generation zu tun, aus der der Ein- 
zelne stammt. Die alten Zeiten sollen weder verklärt, noch 
die heutigen entschuldigt werden, indem man auf noch 
schlimmere verweist. Heimat muß den „Deutschvölkischen” 
und Faschisten entrissen und im Sinne Kambergers wieder 
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zu etwas werden, welches man mit „Befindlichkeit 11 und 
„Identität” ausdrückt. 

Heimat soll einen schon unheimlich anheimeln und Tra- 
dition erscheint nicht zu Unrecht als der festgefrorene 
Gegenstand vom Prinzip Hoffnung. Der Begriff Heimat ist 
allmählich in eine kritische Phase geraten und nicht bloß 
der Begriff. Was wir gerade noch eben Heimat nennen kön- 
nen, ist in der Substanz bedroht, ganz egal, ob uns der Mut- 
terboden unter dem Hintern wegspekuliert wird oder die 
liebe Atemluft vor der Nase enteignet wird. Ohne daß man 
uns außer Landes jagdte, sind wir doch in gewisser Weise 
Heimatvertriebene auf Abruf. Ein kleines Weilchen noch 
und die industrielle Bedrohung, der maßlose Vormarsch der 
Industrie hält an und verstärkt sich, dann geht die Hei- 
mat verloren. Noch ein klein wenig mehr an sogenanntem 
Boom und an Wirtschaftsblüte und es wächst bald kein 
Baum und kein Strauch mehr. 

Kamberger geht auch auf die jüngste deutsche Vergan- 
genheit ein, die vielen deutschen Menschen den Hei- 
matbegriff hat bedenklich erscheinen lassen, weil dieser 
Heimatbegriff von Faschisten, Adel und Reaktion miß- 
braucht wurde. Anfang diesen Jahrhunderts entstand 
die politisch gar nicht mal so homogene Wandervogel- 
bewegung, die Kamberger als eigentlich unpolitische Ide- 
alisten einstuft, die zwar die Abkehr von der unkon- 
trolierbarcn Maschinenwelt vorahnend betrieb, die aber den 
nahenden Faschismus nicht wirksam bekämpfen konnte. 
Der Faschismus war pervertierte Nation; Vaterland, Hei- 
mat, Boden und Lebensraum wurden zum irrationalen Vo- 
kabular der blutigen Barbarei. 

Der Zweite Weltkrieg machte dem Faschismus ein Ende, 
aber ließ auch eine neue, nun noch unpolitischere Be- 
wegung (als die Wandervogelbewegung) entstehen, die 
den Kitsch des Heimatfilms der fünfziger Jahre zur Al- 
ternative erhob. Ein falsches Gefühl als Ausgleich für 
die Wirklichkeit der kaputten Städte, die Selbstverständ- 
lichkeit der schon immer dagewesenen Natur gegen den 
Zwang zum harten Anpacken und zum Wiederaufbau. 
Bis letzteres zum Selbstzweck wurde. Aufschwung und 



Erfolg wurden als Therapeutikum gegen jedwedes unge- 
stillte Bedürfnis gehandelt. Kein Widerspruch hierzu, son- 
dern die direkte Entsprechung dazu ist die gleichzeitig un- 
gebrochene Pflege von Trachten und Bräuchen auf eigens 
dazu arrangierten Veranstaltungen, farbige Kaschierung 
der graumonotonen Arbeitswelt. 

Im Moment bieten Grüne, Alternative und linke Natio- 
nalisten, insbesondere auch Jugendgruppen den Versuch 
an, Heimat herauszustellen, als persönliche zutiefst po- 
litische Erfahrung in der kapitalistischen Konsumgesell- 
schaft. Heimat heißt Gorleben, Zürich, im Grunde jedes 
zuiit Abbruch vorgesehene Haus, welches besetzt und in- 
standbesetzt wird. Die Polizei schlägt und vertreibt ..., 
Jugendliche aus ihrer Heimat. Sie tut das im Auftrag einer 
Gesellschaft, die zutiefst zukunftsfeindlich geworden ist, 
weil sie mit Recht fürchtet keiner Zukunft mehr ge- 
wachsen zu sein, und daher nicht erträgt, daß ihre Kinder 
Heimat jenseits ihrer Zeit und Begriffswelt suchen. 

Ob Neckartal oder Schwäbische Alp, Marsch oder Geest, 
Alpen oder Heide, all die Dinge, die das Menschsein le- 
benswert machen, werden mit Brücken und Autobahnen, 
Industriegroßanlagen und Atomkraftwerken verschandelt, 
bzw. verpestet. Abgase von schnellen Prunkkutschen lassen 
die Pflanzenwelt ersticken, idyllische Dörfer werden durch 
Betonpisten zerschnitten, Häuser leiden unter Rissen. 
Wieviel soll der Mensch sich noch gefallen lassen. Wer sind 
wir, daß wir dem heimat- und umweltzerstörenden Treiben 
der Konzerne, nicht die geballte Faust des Volkswiderstan- 
des entgegenstrecken. Deutschland, unser Deutschland soll- 
te im Sinne Kambergers ein Land von glücklichen Menschen 
sein. Der Vorläufer des heutigen Atomfaschismus und der 
Industriebarone von heute, Adolf Hitler, was haben er und 
seine braunen Horden aus Deutschland gemacht: Deutsch- 
land ist heute geteilt, besetzt, die Umwelt verpestet, die 
Arbeiterschaft weiter ausgebeutet, regiert von Industrieba- 
ronen und beherrscht von kapitalistischen Wirtschaftskon- 
zemen. - Klaus Kamberger berührt alle wichtigen Fragen, 
die unsere Heimat heute berühren, die soziale, ökologische, 
nationale, demokratische, regionalistisch- dezentrale und 
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kulturelle Komponente werden angesprochen und behan- 
delt. Zahlreiche Zitate, linker alternativer und undogma- 
tischer Politiker, Schriftsteller und Historiker untermauern 
das Geschriebene. Dennoch die revolutionäre Schlußkonse- 
quenz fehlt und ist für einen ansonsten der SPD nahestehen- 
den Verlag, wie den Eichbom-Verlag, Frankfurt, in dem 
Kambergers Buch erschienen ist, zuviel verlangt. Dennoch 
wichtig erscheint, daß in breiten Kreisen der linken Inter- 
lektuellen die nationalrevolutionäre, sprich gesamtperspek- 
tivische Diskussion zugenommen hat und so zitiert Kam- 
berger auch Tilmann Fichter, der im „Langen Marsch” vor 
einiger Zeit geschrieben hat: „ Solange Deutschland geteilt 
ist und der eine Teil in die östliche, der andere Teil in die 
westliche Hemisphäre integriert bleibt, wird es in der BRD 
keine Mehrheit für eine sozialistische Veränderung geben. 
Das heißt also, wenn es uns nicht gelingt, die soziale und 
nationale Frage mittelfristig positiv miteinander zu ver- 
koppeln, bleibt der Sozialismus in der politischen Land- 
schaft der BRD ein interessantes Randphänomen”. 

Dem Autor dieser Anmerkungen bleibt obigem Zitat nur 
noch der Satz hinzuzufügen: Die neue Qualität der Heimat- 
diskussion muß konsequent fortgeführt werden, allen rech- 
ten Anbiederem und „linken” Miesmachern zum Trotz. 
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Wo Unterdrückung herrscht, 
wächst der Widerstand ! 



Herbstlied 

Meine Heimat ist der Norden, 
schwer der Himmel satt das Grün, 
bin hier oben groß geworden, 
ich will nicht mehr von hier zieh’n. 

Fliegen Störche hoch vorüber, 
auf nach Süden über's Meer, 
wußt* ich stets, sie kommen wieder, 
hoffte auf die Wiederkehr. 

Denn ihre Heimat ist der Norden, 
liier liegt das Rad auf dem Kamin, 
und hier sind sie groß geworden, 
wenn sie auch nach Süden zieh’n. 

Doch vergeblich werden wir harren, 
ihre Nester bleiben leer, 
weil ein Haufen Fortschrittsnarren, 
sich ’nen Dreck um’s Leben kehrt. 

Unaufhaltsam leise, und täglich 
wird das Land um uns versaut, 
jede Schneise schneidet stetig 
wie ein Stück in unsere Haut. 

Unsere Heimat ist der Norden, 
hier ateht das Land vor dem Ruin, 
und hier bin ich großgeworden, 
ich will nicht mehr von hier zieh’n. 

Von den Herren, die nichts schert, 
als Gewinnsucht und Profit, 
wird das Land um uns zerstört, 
und von uns ein Stückchen mit. 

Ungehindert, wie die Schinder 
wüten Staat und Industrie, 
strahlend lassen wir den Kindern 
eine Riesendeponie. 

Unsere Heimat ist der Norden, 
schwer der Himmel, satt das Grün, 
und hier bin ich groß geworden, 
ich will nicht mehr von hier zieh’n. 

Wer will später unser’n Kindern 
geradewegs in ’s Auge seh’n, 
wenn wir nicht die Narren hindern, 
ist es bald um uns geschehen. 

Was zerstört ist heilt nie wieder, 
öde wird das Land und leer, 
was verloren kehrt nie wieder, 
leisten wir nicht Gegenwehr! 




Barbara Vogt (Gruppe Frauen) 
Seveso ist überall. Mischtechnik 




Christina Tröber: „Die Angst, als der Hub- 
schrauber im Tiefflug Gasbomben abwarf“ 




RolfGrovon: Nei til Atomkraft, 1977 



Dieses Lied entstand im Herbst 1978 und beschäftigt sich 
mit dem Heimatbegriff angesichts zunehmender Umwelt- 
gefahren. Es mußte erst ein Kind sterben, bevor es zur Auf- 
deckung des unglaublichen Stolzenberg-Skandals in Ham- 
burg kam. 

Auch Willem H. verlor eine Tochter durch einen ähnlichen 
Vorfall: 

„... Meine Tochter ist jawohl vergiftet worden damals, ich 
hatte doch zwei, und mit dreieinhalb Jahren - da war so’ne 
Fischfabrik bei uns, und die hat ihren Schweinkram alles in 
ne Schuttkuhle abgeladen, hier ’ne Schuttkuhle, da ’ne 
Schuttkuhle... , die haben da gespielt, die Kinder und die 
Dosen kaputtgehau’n, da war wohl schlechtgewordener 
Fisch, der war wohl abgekippt, und ich komm' abends 
nach Hause, da kommt mein Nachbar mir entgegen und 
sagt: ,Willem, du mußt sofort zum Doktor, die Lütte liegt 
im Sterben*, die war denn blau, weißt du ... , da war nichts 
mehr zu machen, dann ist sie nachts gestorben. Dann sind 
die von Kiel dagewesen, vom Labor und haben untersucht. 
Dann haben sie natürlich beruhigt. Das machen sie ja immer 
so! Auch mit den Kernkraftwerken wird immer beruhigt.” 
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Literaturhinweise 



Der Südschleswiger Wählerverband (Landessekretariat Nor* 
derstr. 74 I, 2390 Flensburg), die Vertretung der dänichen 
und nationalfriesischen Bevölkerung in Schleswig, veröf- 
fentlichte jetzt sein neues Rahmenprogramm. Es fordert 
u.a. Demokratie nach skandinavischem Vorbild, Mitbestim- 
mung und Vermögensbeteiligung der Arbeitnehmer, Begren- 
zung des Fremdenverkehrs unter ökologischen Gesichts- 
punkten, Stopp der Atomenergieerzeugung, solange die 
„Entsorgung“ nicht geregelt ist, Vorrang der Bahn vor dem 
Straßenverkehr. Der SSW insgesamt ist zwar konservativer 
als dieses in Ansätzen „grüne“ Programm und auch als sein 
Landtagsabgeordneter Karl Otto Meyer. Aber es bewegt 
sich was. 

„Der Baum - Symbol des grünen Protests“, heißt ein Auf- 
satz von Henning Eichberg in den „Unitarischen Blättern“ 
Heft ! 1-12/1981 (Anschrift: Deutsche Unitarier, Weißen- 
burger Str. 18, 8 München 80). Er zieht die Linie von Ir- 
minsul und Yggdrasil über den Freiheitsbaum der demokra- 
tischen Revolutionen 1789-1848 zur Baumsymbolik der 
Grünen. 

ln dem als hochdemokratisch geltenden Schweden rührt 
sich eine Opposition, die auf gewaltsamen Entnationalisie- 
rungsdruck in Vergangenheit und Gegenwart hinweist. In 
Schönen (Südschweden) erschien das Buch von Uno Rön- 
dahl’ Skoneland utan förskoning („Schonen - schonungslos. 
Uber Völkermord und Kulturzerstörung des Königshauses 
und der schwedischen Oberklasse in Schonen. Eine Studie 
zur Tragik der Umnationalisierung“) Karlshamn 1981. 

„ ‘Produktive 4 und ‘Parasiten 4 . Industriegesellschaftliche 
Muster des Volksgruppenmordes“, unter dieser Überschrift 
faßt Henning Eichberg in der „Zeitschrift für Kulturaus- 
tausch“ Heft 4/1981 (Institut für Auslandsbeziehungen, 
Charlottenplatz 17, 7 Stuttgart 1) die Verfolgungen gegen 
Juden, Zigeuner und nordamerikanische Indianer zusam- 
men. Ausrottung im Namen der industriellen Produktivi- 
tät - damit zeichnet sich eine neue kritische Theorie des 
Genozids ab. Der Beitrag ist enthalten in einem Heft, das 
die ZfK speziell dem Problem der Sinti und Roma gewid- 
met hat — ein brisantes Thema. Das Heft ist zusammenge- 
stellt in Zusammenarbeit mit der Gesellschaft für bedrohte 
Völker und dem Verband Deutscher Sinti. Sofort bestel- 
len! 

Die „Befreiung“ Nr. 22/23 vom Oktober 1981 (Oberbaum- 
verlag, Berlin) enthält wieder wichtige Beiträge. Zur natio- 
nalen Identität der Völker berichten Beiträge aus dem Iran 
(u.a. von Ali Schariati) und über Ungarn (von Gyögy Kon* 
rad). Zur westeuropäischen Situation finden sich lesens- 
werte Aufsätze zur Rüstungskritik und Friedensfrage, die 
allerdings im Vergleich mit den östlichen Studien auffällig 
»hochpolitisch“ und abgehoben wirken. Daß die nationale 
Frage auch hier eine Identitätsfrage ist, scheint in diesem 
Bereich noch nicht oder wenig begriffen zu sein. 

„Sozialverhalten und Regionalentwicklungsplanung“, heißt 
ein neues - und leider zu teures - Buch von Henning Eich- 
berg, das 1981 bei Duncker & Humblot in Berlin erschien 
(243 Seiten, 66,- DM). Es analysiert am Beispiel einer Pro- 
vinz in Sumatra/Indonesien die Probleme, die sich für die 
indonesischen Völker aus der westlichen und indonesisch- 



zentralstaatlichen Entwicklungspolitik und der damit ver- 
bundenen Bedrohung von nationaler Identität ergeben 

Zwei bemerkenswerte Artikel über die Nationalrevolutio- 
näre haben Klarheit geschaffen. Die „Roten Blätter“ 
Nr. 2-3/82 des DKP-orientierten Spartakus wiesen unter dei 
Überschrift „Nonkonforme Rechte? 'Nationalrevolutionäre* 
und ’Solidaristen“ ausführlich nach: Die Nationalrevoluiio- 
näre gehören zu einem „rechten Netz“, das von „ausgeprägt 
reaktionären Kreisen der Monopolbourgeoisie“ unter Füh- 
rung von Franz Josef Strauß nach der Wirtschaftskrise von 
1966/67 langfristig aufgezogen worden sei, um durch eine 
neue Strategie und Demagogie zur „Terrorherrschaft des 
Monopolkapitals“ zu führen. Schon sei es den Nationalrevo- 
lutionären gelungen, „in die ökologische und alternative Be- 
wegung“ (TAZ, Pfiasterstrand. Unter dem Pflaster liegt der 
Strand, Befreiung, Gesellschaft für bedrohte Volker u.a.) 
einzudringen. - Wenig früher hatte die Zeitschrift „Stu- 
dent“ Nr. 96 vom November 1981, ein CSU-nahes Organ, 
unter der Überschrift „Wo ist rechts? Wo ist links?“ ent- 
sprechendes herausgefunden : Die Nationalrevolutionärc 
wiesen sich durch ihre Deutschlandpolitik als prokommu- 
nistisch aus: 

„Honecker läßt grüßen!“ Die offensichtlichen unheiligen 
Programm- und Aktionsallianzen zwischen Sozialisten/ 
Kommunisten und den Nationalrevolutionären bedürfen 
dringend der schonungslosen Aufdeckung, ein Geschäft, 
das keinem echten Demokraten zu schmutzig sein dürfte,“ 

„Energie dezentral“ heißt die erstmals im März 1981 er- 
schienene Zeitschrift der „Gesellschaft für dezentralisierte 
Energiewirtschaft“ (Heinrich Heine Str. 54, 7100 Heil- 
bronn). Die großen Versorgungsunternehmen verhindern 
den Aufbau einer umweltverträglichen und kostengünstigen 
Elektrizitäts- und Wärmeerzeugung. Sie setzen ihre mono- 
polistische wirtschaftliche und politische Macht ein, um ört- 
liche Kleinkraftwerke zu verhindern. „Energie dezentral“ 
liefert Gegeninformationen. Weil die Elektro-Atom-Mono- 
pole gegen die dezentrale Energiewirtschaft denselben 
Kampf kämpfen wie die Zentralstaaten gegen die Regionen, 
ist „Energie dezentral“ gerade auch für Regionalsten von 
Bedeutung. 

In einer umfangreichen Broschüre zum Thema Polen hat 
die TAZ versucht, die 500 Tage der Solidamosc zu doku- 
mentieren. Vom August 1980 - mit den Vereinbarungen 
von Danzig, die unerfüllt blieben - bis heute, wo wir mit 
der polnischen Opposition auf den Frühling warten, der an 
polnischen Mauern beschworen wird: „Euch den Winter, 
uns den Frühling!“ Die Ereignisse in Polen während der 
letzten 500 Tage verunsichern uns - sie entsprechen nicht 
unserem Schema. Den Herrschenden in Ost und West fällt 
das Einordnen leichter. Die einen redeten von Konterrevo- 
lution, wiel sie viel zu verlieren haben - die anderen träum- 
ten davon, weil sie viel zu gewinnen glaubten. Je mehr sich 
die Ziele der Solidamosc als gesellschaftliche Utopien 
entpuppten, die den Herrschenden in Ost und West gefähr- 
lich werden könnten, wurde die Verständigung der Real- 
politiker aus den Blöcken vereinfacht. Die TAZ-Broschüre 
verdeutlicht auch die Ähnlichkeit der Träume — hier wie 
dort - von „einem besseren Leben nach der Revolution“ 
(über WIR SELBST - Büchermarkt zu beziehen!) 
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Leserbriefe 

Das WIR SELBST-Redaktionskomitee behält sich 
vor, Leserbriefe gekürzt wiederzugeben. 



Für eine Friedenspolitik revolutionärer Blockfreiheit 

Brauchen y/u die Bundeswehr? Das heißt die Frage nach der 
AJtemative stellen. Wie können wir uns anders verteidigen, 
einmal vorausgesetzt, daß Verteidigung notwendig ist. The- 
odor Ebert hat eine Konzeption von „sozialer Verteidi- 
gung” ausgearbeitet, die an die Erfahrungen des passiven 
Widerstandes gegen die französische Ruhrbesetzung zu Be- 
ginn der Zwanziger Jahre anknüpft. Streiks und die Weige- 
rung zusammenzuarbeiten können eine Invasionsarmee 
verunsichern und verhindern, daß die Besatzung zu einem 
wirtschaftlichen Gewinn für die Besatzungsmacht wird, wo- 
durch die Idee einer Besatzung von Anfang an ihren Reiz 
verliert. Falls so eine soziale Verteidigung geplant wird, 
kann sie durchaus erfolgversprechend sein. Niederlagen 
wie in der CSSR 1968 sprechen nicht gegen die „soziale 
Verteidigung”, denn der Widerstand der Tschechen und 
Slowaken war spontan. Schließlich zieht niemand den 
Wert militärischer Abschreckung in Frage, obwohl sie 
doch oft versagt hat. Die „Soziale Verteidigung” besitzt 
mindestens einen Fehler: sie ist politisch nicht durchsetz- 
bar, weil das Abschreckungsdenken schon von zu vielen 
Bundesbürgern Besitz ergriffen hat. 

Als geistiger Vater der alternativen Verteidigung gilt der 
deutsche Militärwissenschaftler Horst Afheldt. Er be- 
jaht die militärische Landesverteidigung, verzichtet aber auf 
Vorne Verteidigung, Frontbildung und bewegliche Opera- 
tionsführung. Seine Theorie sieht auch keine amerikanische 
Truppen und Atomwaffen, weder Luftwaffe noch Marine, 
weder Panzer noch Artillerie vor. Ein dichtes Netz kleiner 
autonom kämpfender Technotrupps, die lediglich mit ziel- 
suchenden panzerbrechenden Waffen und leichten Luftab- 
wehrraketen ausgerüstet sind, bekämpft den Feind. Teure 
Offensivwaffen des Gegners werden mit billigen Defensiv- 
waffen vernichtet, wodurch Zeit gewonnen wird, den 
Konflikt durch etwaige Verhandlungen beizulegen. Die Zer- 
störungen im eigenen Land werden durch diese Art von 
Verteidigung auf ein Minimum begrenzt. Das Konzept der 
Technotrupps und der „sozialen Verteidigung” schließt sich 
nicht völlig aus. Es liegt nahe, einen gemeinsamen Nenner 
zu suchen: Verteidigung mit friedlichen und militärisch be- 
scheidenen Mitteln. Ein solches Verteidigungssystein könn- 
te zu einem Ersatz für die Bundeswehr werden bzw. die 
Bundeswehr könnte zu Technotrupps umgewandelt werden. 

Hans-Peter Oswald, Offenburg 



Als Pazifisten -Sozialisten lasen wir Eure Zeitschrift WIR 
SELBST mit Interesse. Leider sehen wir uns im Wider- 
spruch zu Eurem redaktionellen Vorwort der Ausgabe 5/81 
mit dem Schwerpunkt „Frieden”. Wir verstehen zwar, wes- 
halb der antiimperialistische Kampf in vielen Teilen der 
Welt mit Waffengewalt geführt wird, meinen aber, daß die 
Unterdrückten mit gewaltfreien Mitteln mindestens eben- 



solche Erfolge erzielen können wie mit Gewalt. So unter- 
schiedlich die repressive Gewalt der Herrschenden ist, so 
verschiedenartige Mittel des gewaltfreien Kampfes gibt es. 
Auch wenn wir in dem einen Punkt verschiedener Meinung 
sind, freut es uns, von Euch zu hören und hoffen auf soli- 
darische Zusammenarbeit. 

Hans-Jürgen Willenberg, Pazifistisch-Sozialistische Gruppe, 
Lübeck 



Mit der Bitte um Kenntnisnahme sende ich Euch den Ber- 
liner Friedensappell des „Ringes Freiheitlicher Studen- 
ten”. Bei der Zuspitzung der militärischen Konfrontation 
in Europa spielt die Teilung Deutschlands eine wesent- 
liche Rolle. Ursprünglich schien hierdurch ein gefähr- 
licher Aggressor für immer entmachtet und der Frieden in 
Europa gesichert. Aber das absolute Gegenteil war die Fol- 
ge. Denn wenn das nukleare Inferno eintritt; dann vor al- 
lem, weil die Ost-West-Konfrontation die beiden deutschen 
Staaten zur Aufmarschbasis und nuklearen Speerspitze des 
einen gegen den anderen werden ließ. Die Teilung Deutsch- 
lands schuf nicht Sicherheit, sondern wurde Voraussetzung 
der tödlichsten Bedrohung, die es in Europa jemals gegeben 
hat. Deshalb liegt die unabdingbare Voraussetzung jeder 
dauerhaften europäischen Friedenspolitik darin, die beiden 
Teile Deutschlands der Blockkonfrontation zu entziehen 
und einen unabhängigen und verteidigungsfähigen deut- 
schen Staat zu schaffen, der die Anwesenheit fremder 
Mächte in Deutschland entbehrlich macht. Der „Ring frei- 
heitlicher Studenten” begrüßt daher alle Schritte, die ge- 
eignet sind, die bestehenden Blöcke in der Mitte Europas zu 
überwinden, um die beiden deutschen Staaten von einer 
Region höchster Spannung zu einer Zone des Friedens zu 
machen, in der das deutsche Volk seine Einheit wiederfin- 
den und sein Schicksal frei gestalten kann. 

Hans Eschbach, Ring freiheitlicher Studenten, Bonn 

Regionalismus in Deutschland 

Bestimmt wird der bairische Regionalismus, der zwangs- 
läufig auch ideologisch woanders stehen wird, als etwa 
die Bayempartei, neue Strömungen, wie wertkonservative, 
grüne und nonkonforme-linke, mit klassischer bajuwarischer 
Einhäusigkeit und rätischem Aussteigertum verschmelzen 
und in nächster Zeit an Bedeutung gewinnen. 

Josef Heil, Trostberg 

Nationalrevolutionäre Dokumentation 

Etwas über meinen Freund Paetel. Es wird Euch vom Men- 
schen etwas sagen. Ich bin gleicher Jahrgang 1906 - kannte 
ihn aus der Jugendbewegung - arbeitete mit ihm seit 1929 
politisch zusammen bis zu seiner Emigration 1935 und dann 
wieder seit 1948 bis zu seinem Tode. Seine Asche ist bei der 
Jugendburg Ludwigstein beigesetzt. Ein Nachruf von mir 
wurde von der Jugendburg etwas redigiert gebracht. Ich 
wünsche Euch mehr Glück als wie es hatten und die Soli- 
darität die wir hatten. Paetel hat nicht den „Nationalbol- 
schewismus” erfunden, dies war ein Schimpfname von 
Adolf und Co. der für uns Ehrenname war wie einst für 
die Geusen in Flandern. Ich hin 76 und krank. Ebenfalls 
bin ich Skeptiker wie Amery. Doch gute Gedanken be- 
gleiten Euch bei Eurem Versuch. 

Artur Grosse, Beverstedt 
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